8 


— 


ichshaupk- und 


Erſcheint jeden Dienstag und 


IAmtahlatt 


der R. f. 


elidenzlfadf Mien. 


Freitag 4 Uhr Nachmittags. 


Nr. 80. 


Dienstag, den II. Ockober 1892. 


Jahrgang 1. 


0 
5 


Pränumerationspreiſe 


„Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl., 
„ mit Zuſtellung ganzjährig 7 fl., halbjährig 3 fl. 50 kr. 


Für die Provinz: ganzjährig 8 fl., halbjährig 4 fl. 


Einzelnexemplare a 10 kr. im Redactiouslocale im Rathhauſe. 


Gemeinderath. 


Htenographifder Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 7. October 
1892 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Johann 
Nep. Prix und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert 


* Richter. 


Vürgermeiſter Dr. Prix: Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Die Herren Gem.⸗Räthe Wurm, Dr. Linke, 
Dr. Stenzl und Stiaßny entſchuldigen ihr Ausbleiben von 
der heutigen Sitzung. 

2. Die geographiſche Geſellſchaft veranſtaltet am 12. October 
um 6 Uhr abends im Saale der Akademie der Wiſſenſchaften eine 
Columbusfeier und ladet hiezu den Gemeinderath ein; die Karten 
ſind beim Präſidialſecretär Pohl zu erhalten. 

3. Weiters habe ich die Ehre, eine Interpellation des Herrn 
Gem.⸗Rathes Herold, betreffend den Detailverkauf in der Markt⸗ 
halle, zu beantworten. 

Herr Gem.⸗Rath Herold hat ſich aufgehalten, dais dort 
Stücke unter 5 k verkauft werden. 

Ich habe die Ehre aufmerkſam zu machen, dajs es nicht vor⸗ 
geſchrieben iſt, daſs nur Stücke von 5 k angefangen dort zu ver⸗ 
kaufen ſind; verboten iſt nur das Zertheilen des Fleiſches und da 
kommt es immerhin vor, dafs dieſes Verbot übertreten wird, dann 
wird aber auch von Seite des Marktcommiſſärs darauf geſehen, 
dass diejenigen, welche dieſes Verbot übertreten, beſtraft werden. 

Dies zeigt übrigens nur, dass das conſumierende Publicum 
eines ſolchen Verkaufes im Detail dringend bedarf (Bravo-Nufe), 
und dafs es richtiger wäre von Seite des Gemeinderathes, wenn | 


. 


eine ſolche Beſchränkung des Detailverkaufes überhaupt aufgehoben 
würde (ironiſches Gelächter links) — da gibt es nichts zu lachen. 

Ich bitte, die Einläufe zu verleſen. 

Schriftführer Gem.-Rath Schreuckh (liest): 

4. Zuſchrift des Malers Herrn Schramm an den Herrn 
Bürgermeiſter: Ä 

Da in einigen Tagen die internationale Ausſtellung für Muſik und 
Theaterweſen geſchloſſen wird, ſo erlaube ich mir die Mittheilung zu machen, 
daſs ich mein daſelbſt ausgeſtelltes Bild, darſtellend „Theatervorſtellung am 
Hofe Kaiſer Leopold I. (Pavillon der Stadt Wien, Katalog⸗Nr. 480) hiemit dem 
hiſtoriſchen Muſeum der Stadt Wien widme. 


(Bravo⸗Rufe.) 
Indem ich, verehrter Herr Bürgermeiſter, Sie bitte, im Namen der Ge⸗ 
1 hievon gütigſt Kenntnis zu nehmen, zeichne ich mit vorzüglicher Hoch— 
achtung ꝛc. 


(Bravo⸗Rufe.) N 
Nürgermeiſter: Der Gemeinderath ſpricht hiefür 
den Dank aus. 


Schriftführer Gem.-Nath Schrenckh (liest): 

5. Zuſchrift des Herrn Vorſtehers des IX. Bezirkes: 

Die Vereinsleitung der Suppen- und Theeanſtalt im IX. Gemeindebezirke 
hat dem ergebenſt Gefertigten 10.000 Stück Anweiſungen auf Thee⸗, Suppen⸗ 
und Brot⸗Portionen zur Vertheilung an arme Familien übergeben. N 

Die Vertheilung dieſer Anweiſungen wird durch die Armenräthe und 
durch die Oberlehrer der Schulen ſtattfinden. 

Von dieſem Acte hochherziger Humanität ſeitens der Leitung des obigen 
Vereines beehre ich mich Euer Hochwohlgeboren in die Kenntnis zu ſetzen. 

Mit dem Ausdrucke vorzüglicher Hochachtung zeichnet ꝛc. 


Nürgermeiſter: Wird der Dank ausgeſprochen. 


Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 

6. Interpellation des Gem.-Nathes Dr. Klotzberg: 

In der Abendſitzung der X. Seſſion des hohen Abgeordnetenhauſes am 
16. Mai 1890 wurde beſchloſſen, den k. k. Staatsbeamten auf den Linien, der 
k. k. Staatsbahnen eine 50percentige Preisermäßigung zu gewähren. Über 
Antrag des Herrn Abgeordneten Edlbacher und v. Stimakiewicz wurde 
in derſelben Sitzung auch der nachfolgende Zuſatz: „... und dieſelbe Be— 
günſtigung den ſtädtiſchen Beamten jener Gemeinden zuzuwenden, welche mit 
einem eigenen Statute verſehen ſind“ zum Beſchluſſe erhoben. Obwohl die 
Stadt Wien ein eigenes Statut beſitzt und die ſtädtiſchen Beamten der 
Reichshauptſtadt Wien im übertragenen Wirkungskreiſe ſehr unangenehme 
Geſchäfte für den Staat, als: Steuereinhebung, Steuerexecution, Aufkündigungen, 
Militärevidenz u. ſ. w., zu beſorgen haben — alſo politiſche Beamte erſter 
Inſtanz find. — fo genießen dieſelben trotz des Beſchluſſes des hohen Abgeordneten— 
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hauſes noch immer nicht die gleichen Rechte auf den Staatsbahnen wie die 
k. k. Staatsbeamten. 

Ich richte daher an den hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter die ergebene 
Anfrage: 


Ob er nicht geneigt wäre, umſomehr die ge⸗ 


eigneten Schritte zu unternehmen und den ſtädti⸗ 
ſchen Beamten im Sinne des gefaſsten Beſchluſſes 
des hohen Abgeordnetenhauſes zu ihrem guten 
Rechte zu verhelfen, da in den nächſten Tagen der 
große Staatseiſenbahnrath zuſammentritt. 

Nürgermeiſter: Ich habe die Ehre, dieſe Interpellation in 
Folgendem zu erwidern: 8 

Gleich nachdem die Reſolution des Abgeordnetenhauſes gefaſst 
worden war, haben ſich die Beamten der Städte mit eigenem 
Statute und auch ich im Namen des Wiener Magiſtrates an das 
Miniſterium mit der Bitte gewendet, bezüglich des Fahrpreiſes 
unſere Beamten gleichzuſtellen mit den Beamten des Staates. 
Ich habe auch diesfalls bei Sr. Excellenz dem Herrn Handels— 
miniſter vorgeſprochen. Dieſe Eingabe und das Erſuchen iſt ſeitens 
des Miniſteriums in entſchiedener Weiſe abweislich beſchieden worden. 
Es läſst ſich daher nichts weiter machen. 


Schriftführer Gem.⸗Nath Schreuckh (liest): 

7. Interpellation des Gem.-Rathes K. M. Mayer: 

Die Fahrordnung der Wiener Tramway-Geſellſchaft für die Winterſaiſon 
1892/93 eliminiert unter anderen auch die bisher beſtandenen ſtark frequen— 
tierten Routen: a) Nordweſtbahn—Taborſtraße —Ring —Ungargaſſe — Südbahn, 
b) Nordweſtbahn —Taborſtraße — Franz Joſefs⸗Quai—Rudolfsheim und ſchafft 
dafür eine neue Linie: Nordweſtbahn—Ring —Himbergerſtraße, fo dafs alle 
Parteien, welche nach dem Quai, Schottenring, Bellaria ꝛc. fahren wollen, 
entweder bei der Ferdinandsbrücke nach kurzer Fahrt den Wagen wieder ver- 
laſſen müſſen, um einen aus der Praterſtraße kommenden, in der Regel ſchon 
ſehr überfüllten Waggon abzuwarten, oder es wird ihnen zugemuthet, eine 
zeitraubende Spazierfahrt über den Ring mit mehrmaligem Umſteigen zu 
riskieren. 

Es iſt nun unſchwer nachzuweiſen, daſs der Hauptverkehr aus der 
Taborſtraße und den angrenzenden Gebietstheilen der Leopoldſtadt dieſes von 
158.000 Menſchen bevölkerten Bezirkes von Wien, hauptſächlich nach dem 
Franz Joſefs⸗Quai und Schottenring wegen des dort etablierten Großhandels, 


ferner nach dem VI. und VII. Gemeindebezirke und den weſtlichen ehemaligen 
Vororten, den Sitzen der Wiener Induſtrie gravitiert, daher dieſe Linie größten⸗ 


theils benützt wird von Kaufleuten und Gewerbetreibenden, welchen Zeit Geld 
iſt und die ein lebhaftes Intereſſe haben, möglichſt raſch und ohne zeitraubende 
Umwege dieſe Endziele zu erreichen. Dazu geſellt ſich als neuer Übelſtand das 
Offenhalten nur einer Seite des Wagens, fo dass das Ein- und Ausſteigen 
viel Zeit in Anſpruch nimmt, ſich aber auch als lebensgefährlich erweist, indem 
es den dort des Einſteigens Harrenden, eingepfercht zwiſchen Tramwaygeleiſe 
und Trottoir, ſchwer möglich iſt, nach- oder entgegenfommenden Fuhrwerken 
rechtzeitig auszuweichen. 

Für ſolche Unglücksfälle iſt leider in ſehr geringem Maße vorgeſorgt, 
während fie durch geeignete Anordnungen, wie andernorts, geradezu unmöglich 
gemacht werden. 

Es machen dieſe gerügten und von der Bevölkerung unverhohlen getadelten 
Vorkommniſſe einen traurigen, ja beſchämenden Eindruck und entſprechen 
keineswegs den gerechten Anforderungen, welche man an ein populäres und 
mit ſo vielen Begünſtigungen von Seiten der Gemeinde Wien ausgeſtattetes 
Transportunternehmen ſtellen kann; ja, man verfällt unwillkürlich auf den 
Gedanken, dass die Verwaltung der Wiener Tramway-Geſellſchaft mit Abſicht 
das Gegentheil von dem thue, was in unzähligen Anträgen, Interpellationen 
und Wünſchen im Intereſſe der Bevölkerung Wiens von ihren Vertretern 
gefordert wurde. 

Solche Übelſtände wurden beiſpielsweiſe in Paris durch Intervention 
des Seine⸗Präfecten innerhalb dreier Tage abgeſtellt, worüber ich erbötig bin, 


Beweiſe zu erbringen, während in Wien die Behörden ohnmächtig, die Privat⸗ 


geſellſchaft aber allmächtig zu ſein ſcheint. 


Gefertigter erlaubt ſich in Erwägung aller diesbezüglichen Verhältniſſe | 


an den ſehr verehrten Herrn Bürgermeiſter die ergebene Anfrage zu richten: 


Ob es ihm in ſeiner Eigenſchaft als Bürgermeiſter 
der Stadt Wien möglich iſt, eine ſofortige Abänderung 
der gerügten Übelſtände von der Verwaltung der Wiener 
Tramwah-Geſellſchaft zu erzwingen und von ihr zu 
verlangen: N 

a) die Reetablierung der Linie Nordweſtbahn —, 
Taborſtraße — Franz Joſefs-Quai — Rudolfs heim. 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 80, 11. O ctober 1892. 


—— — 2 — III TINTEN IN III NN N NN NN NN N H ＋ ＋ = i D = = eee e e RES 


b) Endliches Anbringen von Schutzvorrichtungen 
gegen die Gefahr des Überführtwerdens an allen 
Wagen. 

c) Das Offenhalten der beiden rückwärtigen Zu— 
gänge zu den Waggons, wobei die Controle über etwa 
mitgeführte, verſeuchte Wäſcheſtücke ꝛc. dadurch aufrecht— 


erhalten werden könnte, daſs auf einer Seite das 
Auf-, auf der anderen nur das Abſteigen geſtattet 
wäre, weshalb die ſich begegnenden Wagen an den 


Halteſtellen nicht unmittelbar nebeneinander 


bleiben dürften. 


Bürgermeifler : Ich werde dieſe Interpellation in der nächſten 
Sitzung beantworten. 


Schriftführer Gem.⸗Rath Schrenckh (liest): 

8. Anfrage des Gem. ⸗Nathes Vüſch: 

Der löbliche Magiſtrat hat vor einigen Wochen angeordnet, daſss ein bei 
der freiwilligen Feuerwehr im XIV. Bezirke angeſtellter Feuerwehrmann bei 
der Unter⸗Meidlinger Feuerwehr im XII. Bezirke feinen Dienſt wechsle, damit 
die dem Dienſte ununterbrochen ergebenen zwei Feuerwehrmänner (Telegraphiften) 
daſelbſt auch Stunden zur Erholung finden. Nachdem von Seite des Herrn 
Feuerwehr⸗Commandanten im XIV. Bezirke gegen dieſe Anordnung Proteſt 
erhoben wurde, die beiden angeſtellten Feuerwehrmänner im XII. Bezirke Unter⸗ 
Meidling aber noch immer einer zeitweiligen Ablöſung harren, und bei der 
freiwilligen Feuerwehr im XIV. Bezirke vier Mann angeſtellt ſind, ſo erlaube 
ich mir die ergebene Anfrage und Bitte zu ſtellen: 


Ob der geehrte Herr Bürgermeiſter geneigt iſt, zu 
veranlaſſen, daſs ſchon aus humanitären Gründen der 
beorderte dritte Feuerwehrmann zum abwechſelnden 
Dienſte der freiwilligen Feuerwehr in Unter-Meidling 
im XII. Bezirke eheſtens zugetheilt werde. 

Vürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf zu erwidern, 
daſs die Zuweiſung der Angeſtellten der Gemeinde Sache des 
Bürgermeiſters iſt, und dajS ich in dieſer Richtung derlei Anträge 
oder Interpellationen im Gemeinderathe nicht zulaſſen kann. 


Schriftführer Gem. -Rath Schrenckh (liest): 

9. Interpellation des Gem.⸗Rathes Hipp: 

Bei Einverleibung der einſtigen Vororte mit Wien wurde denſelben die 
Verſicherung gegeben, dafs fie in Bezug der Rechte und Pflichten mit den alten 
Bezirken gleichgeſtellt werden. Es ſcheint jedoch nur letzteres ſich zu bewahr⸗ 
heiten und wird durch nachſtehenden Vorfall deutlich klar. 

Es erhielten ſämmtliche Verkäufer des Großmarktes des XIII. Bezirkes 
den Auftrag, ihre Waren ebenſo wie die am Detailmarkte mit durchſichtigen 
Stoffen zu bedecken. Die betreffenden Marktorgane wurden von den Groß— 
händlern aufmerkſam gemacht, dass dieſe Ausführung bei Fäſſern und großen 
Körben mit dem beſten Willen nicht möglich ſein wird und haben ſich außerdem 
darauf berufen, daßs auf keinen der inneren Großmärkte eine derartige Ein- 
richtung beſteht. da nun vom Marktcommiſſär Schmucker eirca zehn Groß⸗ 
händler angetroffen wurden, welche ihre Waren nicht vollſtändig zugedeckt hatten, 
jo erſtattete er hierüber die Anzeige beim magiſtratiſchen Bezirksamte, und wurden 
die Betreffenden dorthin am 6. d. M. vorgeladen, wo ſie zu einer Geldſtrafe 
von 5 fl. per Partei verurtheilt wurden. Auf dieſes hin haben dieſelben ſich 
abermals darauf berufen, da ſie doch nun ſeit der Einbeziehung die gleichen 
Pflichten mit den inneren Großhändlern haben, man ihnen doch auch dieſelben 
Rechte einräumen müſſe, welche in dieſem Falle darin beſtehen, dafs fie von 
dem Zudecken der Waren als Großhändler ebenſo verſchont werden möchten, 
wie die am Naſchmarkte. Es haben ſich daher ſämmtliche Parteien einſtimmig 
geweigert, den Strafbetrag zu bezahlen. N 

Ich ſtelle nun an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage: 


Iſt derſelbe geneigt, das Nöthige zu veranlaſſen, 
daſs die einſtigen Vorortehändler jederzeit in gleicher 
Weiſe mit denjenigen der inneren Bezirke behandelt 


ſtehen 


werden? 


Iſt der Herr Bürgermeiſter bereit, auf Grund dieſer 
Thatſache an das magiſtratiſche Bezirksamt die Weiſung 
zu erlaſſen, daſs den betreffenden Händlern die Strafe 
zu erlaſſen ſei? 

Vürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf Folgendes zu 
erwidern. In der Kundmachung bezüglich der Maßregeln gegen 
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die Cholera iſt auf Grund einer Inſtruction des Miniſteriums 
verordnet worden, daſs die Victualien zu ſchützen ſeien, und zwar 
mit Glasſtürzen. In der Belehrung des Miniſteriums iſt auch 
ein anderer Schutz geſtattet. Das bezieht ſich aber nicht auf die 
Märkte, und es kann nicht angehen, dafs ſich die Victualienhändler 
immer darauf berufen, daſs das bei den Märkten nicht eingeführt 
it. Sie müſſen eben die Kundmachung befolgen. Es iſt wieder⸗ 
holt verſucht worden, zu prüfen, ob man nicht auch eine ſolche 


Beſtimmuung bezüglich der Märkte durchführen könnte. Es iſt 
aber übereinſtimmend ausgeſprochen worden, dass eine ſolche 


Durchführung unmöglich ſei. Ich bin daher auch nicht in der 
Lage, die gewünſchte Geichſtellung zu veranlaſſen, weil nach 
allen Mittheilungen es unmöglich iſt, auf den Märkten das Gleiche 
durchzuführen. Ich werde natürlich nicht dem Bezirksamte den 
Auftrag geben, die Strafe zu erlaſſen, weil ich das nicht darf, 
denn die Verordnung des Miniſteriums mußs eingehalten werden. 
Es kann nicht anders ſein. 


Schriftführer Gem.-Rath Schreuckh (liest): 

10. Anfrage des Gem.-Nathes Gräf: 

Mit Beginn des heurigen Schuljahres hat die Direction der Wiener 
Tramway-⸗Geſellſchaft die Ausgabe pon Schülerkarten eingeſtellt. 

Dieſe durch nichts zu rechtfertigende Maßnahme bedeutet eine beträcht⸗ 
liche Schädigung des mit Kindern geſegneten Publicums und in erhöhterem 
Maße eine ſolche der Hausbeſitzer und Gewerbetreibenden der einbezogenen 
Vororte inſoferne, als beſſer ſituierte Parteien, welche ihre Kinder in eine Real— 
oder Handelsſchule u. ſ. w. ſchicken, es vorziehen werden, in Gewärtigung der 
bedeutenden Fahrtauslagen, die auch im übrigen ſtiefmütterlich bedachten Vor⸗ 
ortebezirke zu meiden. 

Von dieſer Erwägung ausgehend, erlaubt ſich der Gefertigte an den 
Herrn Bürgermeiſter die Anfrage: 

Ob derſelbe nicht geneigt wäre, feinen bedeutenden 
Einfluß bei der Direction der Wiener Tramway dahin 
geltend zu machen, dafs die erwähnte, namentlich die 
Vorortebezirke tiefſchädigende Verfügung eheſtens ſiſtiert 
werde, 

Vürgermeiſter: Ich werde dieſe Interpellation in der nächſten 
Sitzung beantworten. 


Schriftführer Gem.-Nath Schrenckh (liest): 

11. Anfrage des Gem.-Nathes Gräf: 

In theilweiſer Befürwortung eines von mir, vor länger als einem halben 
Jahre geſtellten Antrages, in welchem ich behufs Vermehrung und Verbeſſerung 
der Straßenbeleuchtung im XVI. Bezirke eine nächtliche Begehung proponierte, 
hat die Vertretung dieſes Bezirkes diverſe Auträge in dieſer Richtung an das 
magiſtratiſche Bezirksamt geleitet. Im Mai d. J. wurden dieſe Anträge dem 
löblichen Magiſtrate unterbreitet und im Auguſt d. J. wegen Dringlichkeit 
urgiert. ö 

Da nun bis heute über die Ruheſtätte dieſer Eingabe nichts bekannt iſt, 
und mit Rückſicht auf die langen Nächte der Herbſt- und Winterszeit die beau⸗ 
tragte Vermehrung und Verbeſſerung der Beleuchtung im XVI. Bezirke dringend 
geboten erſcheint, erlaubt ſich der Gefertigte an den Herrn Bürgermeiſter die 
ergebene Aufrage: 


Ob derſelbe geneigt wäre, die competenten Organe 
anzuweiſen, dieſe Angelegenheit einer raſchen Erledigung 
zuzuführen. 

Bürgermeifter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Nath Schrenckh (liest): 

12. Antrag des Gem.⸗Nathes Gräf und Genoſſen: 

Seit der Vereinigung der Vororte mit Wien mehren ſich von Woche zu 
Woche die Kundmachungen feitens des Bürgermeiſters und Magiſtrates, welche 
nach Inhalt und Umfang bedeutende Koſten verurſachen dürften. 5 

In Erwägung des Umſtandes, daſss dieſe Verlautbarungen nur dann 
ihren Zweck erfüllen, wenn ſelbe von vielen Perſonen geleſen werden, und in 
Ermanglung von genügenden und großen Anſchlagtafeln beantragen die 
Gefertigten: 

Der Magiſtrat ſei aufzufordern, mit den Beſitzern 
von öffentlichen Ankündigungsanſtalten, wie: Mauczka, 
Weiner, Soini u. ſ. w. wegen Überlaſſung eines ent— 
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ſprechenden Raumes auf ihren an freguenten Stellen an— 
gebrachten Ankündigungstafeln in Verhandlung zu 
treten, eventuell zu erwägen, ob die Genannten zur 
Affigierung der communalen und magiſtratiſchen Kund— 
machungen nicht zu verpflichten wären. 


Weiters beſchließe der löbliche Gemein derath, in 
je dem Bezirke an beſonders lebhaften Paſſagepunkten 
Amtstafeln in entſprechender Größe anbringen zu laſſen, 
wodurch mit dem jetzigen, geradezu ans Lächerliche 
ſtreifenden Syſtem des Placatierens mit Oblaten ge— 
brochen werden könnte. 


Bürgermeifler: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 

13. Antrag des Gem.-Nathes Stehlik und Genoſſen: 

Mit Rückſicht auf die derzeitig ſchwere Zeit für jeden Geſchäftsmann, wo 
die behördliche Aufſicht eine dringende Nothwendigkeit iſt, damit Ordnung 
bleibe und nicht jeder thue, was er will, und weiters auf die Choleragefahr, 
muss ich im Intereſſe der Geſchäftswelt den Herrn Bürgermeiſter und meine Herren 
Collegen im Gemeinderathe aufmerkſam machen, dass es denn doch nicht geht, 
alles krumm und gerade ſein zu laſſen und zum Schutze des Geſchäftsmannes 
nicht das Nöthige vorzubeugen. 

Ich komme daher mit dem Antrage, der Herr Vürgermeiſter wäre zu 
erſuchen, über die Vermehrung der Beamten des Marftcommiffariates ſofort 
zu referieren, da es nicht nur im Intereſſe der geſammten Bevölkerung liegt, 
daſs dieſes Amt ſeine Schuldigkeit thut, ſondern es auch ein Gebot der Billig- 
keit iſt, wenn bei dieſem Beamtenkörper, welchem die Beſorgung der wichtigſten 
Agenden obliegt, durch genügende Vermehrung die Möglichkeit geboten wird, 
dieſe Arbeiten zu beſorgen. 

Wenn jemand Gelegenheit hatte, ſo wie ich durch meine 20jährige Thätigkeit 
als Bezirksausſchuſs die Thätigkeit dieſer Beamten gründlich kennen zu lernen, 
der die Mühe und Plage beurtheilen kann, mit der dieſelben ihren nicht beneidens⸗ 
werten Dienſt verſehen, in welchem ſie ſo ſchlecht geſtellt ſind, während doch ihr 
ganzes Wirken nur den Geſchäftsleuten zugute kommt, was ja ſchon von allen 
Genoſſenſchaften anerkannt wurde, da um Vermehrung dieſer Beamten ſeit 
Jahren, jedoch fruchtlos, petitioniert wurde, ſo iſt es geradezu unbegreiflich, 
warum bisnun noch immer für ſelbe nichts geſchehen iſt. 

Da nun, wie bekaunt, die Vorgänge pto. Vermehrung der Beamten des 


Marktcommiſſariates ja ſchon fertiggeſtellt fein ſollen, ſo wäre es ja ein 


Leichtes für den Herrn Bürgermeiſter, wenigſtens über dieſes fo wichtige Amt 
zu referieren, da gerade dieſe Beamten bei der beſtehenden Choleragefahr un- 
endlich angeſtrengt find und die Vermehrung, um den Anforderungen nach— 
kommen zu könuen, dringend geboten iſt. 


Nürgermeiſter: Über das Markteommiſſariat kann kein be⸗ 
ſonderes Referat erſtattet werden, ſondern es wird über die 
Syſtemiſierung aller unſerer Beamten in der allernächſten Zeit 
referiert werden. (Gem.-Rath Hawranek: Gute Sache braucht 
Zeit! — Heiterkeit links.) 

Schriftführer Gem.-⸗Nath Schreuckh (liest): 

14. Antrag des Gem.-Nathes Brauneiß: 


In dem Theil des XIV. und XV. Bezirkes jenſeits der Weſtbahn befindet - 
ſich größtentheils Arbeiterbevölkerung, nahezu die meiſten Bezirke haben An- 
ſtalten, wo die Arbeiter ihre ganz kleinen Kinder tagsüber hingeben können, 
damit auch die Frau des Arbeiters etwas verdienen kann, denn mit dem be— 
ſcheidenen Verdienſte des Mannes allein kann eine Familie unter den heutigen 
Verhältuiſſen die Bedürfniſſe nicht decken. 

Es beſteht ein Wohlthätigkeitsverein im XIV. Bezirke, welcher es ſich zur 
Aufgabe geſtellt hat, einen Kindergarten und eine Kinderbewahrauſtalt zu gründen, 
der Kindergarten wurde auch bereits gelegentlich des Regierungs-Jubiläums 
Seiner Majeſtät des Kaiſers eröffnet und führt auch den Namen unſeres er— 
habenen Monarchen, nämlich „Kaiſer Franz Joſef-Kindergarten und Kinder— 
bewahranſtalt“. Das Gebäude wurde von der ehemaligen Gemeinde Rudolfsheim 
erbaut und dem Vereine zur Verfügung geſtellt. 

Da aber die beſcheidenen Mittel des Vereines nicht hinreichen, an die 
ln der Kinderbewahranſtalt zu ſchreiten, jo erlaube ich mir den Antrag 
zu ſtellen: 


Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen, 
entweder eine Kinderbewahranſtalt zu errichten, 
oder dem Kindergarten- und Kinderbewahran— 
ſtalts-Verein im XIV. Bezirke eine entſprechende 
Subvention zu bewilligen. : 


Bürgermeifler: An den Stadtrath. 
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Schriftführer Gem.⸗Nath Schrenckh (liest): 

15. Antrag des Gem.⸗Nathes Prauneiß: 

„Durch die Erweiterung des Wiener Gemeindegebietes, höre ich, ſollen auch die 
beſtehenden k. k. Cigarrenfabriken von ihren jetzigen Plätzen verlegt werden, 
und es wäre das im Intereſſe der Arbeiterbevölkerung gelegen, wenn dieſe 
Fabriken in die Arbeiterviertel verlegt würden. 

Die beſte Lage hiefür wäre an der Grenze des XIV. Bezirkes zwiſchen 
Rudolfsheim und Breitenſee, erſtens wären die Plätze hiezu noch billig zu 
haben und auch das hohe Finanzärar könnte die alten Fabriken beſſer verwerten. 
Es würde dann für die weibliche Bevölkerung Arbeit und Verdienſt geſchaffen 
und damit der Noth unter der Arbeiterbevölkerung theilweiſe abgeholfen. 


Ich erlaube mir daher den Antrag zu ſtellen: 

Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen, 
es werde an geeigneter Stelle die Bitte geſtellt, 
daſs bei Verlegung der k. k. Cigarrenfabriken 
auf dieſen Vorſchlag Rückſicht genommen werden 
möchte. 


Mürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Schrenckh (liest): 

16. Antrag des Gem.⸗Nathes Bild: 

Der Bezirksausſchuſs des XII. Bezirkes hat ſchon in einer ſeiner erſteren 
Sitzungen den einſtimmig gefassten Beſchluſs um dringende Vermehrung von 
Auslaufbrunnen der Hochquellenwaſſerleitung in dieſem, aus den bisherigen 
Gemeinden Altmannsdorf, Gaudenzdorf, Hetzendorf, Ober-Meidling und Unter⸗ 
Meidling beſtehenden und 60.866 Bewohner zählenden Bezirke dem Stadtrathe 
zur geneigten Erledigung unterbreitet. N 

In der That ſind während der Einbeziehung der bezeichneten Gemeinden 
zu Wien 8 Auslaufbrunnen mit Hochquellenwaſſer, und zwar: 2 in dem Theile 
der ehemaligen Gemeinde Ober-Meidling für 2987 Bewohner, 2 in dem Theile 
der ehemaligen Gemeinde Altmannsdorf für 3057 Bewohner, und 4 in dem 
der ehemaligen Gemeinde Hetzendorf für 3587 Bewohner nen errichtet worden, 
allwo die Hochquellenwaſſerleitung bis dahin noch nicht beſtanden hatte. In den 
beiden anderen ehemaligen Gemeinden befinden ſich in Gaudenzdorf für 
12.455 Bewohner 8 und in Unter-Meidling für 38.780 Bewohner 15 Hoch- 
quellenwaſſer⸗ und 3 Schönbrunner Hochwaſſerleitungs-Brunnen, welch letztere 
aber bei Entnahme des Aufſpritzwaſſers aus den Hydranten den weiteren 
Waſſerauslauf verſagen. 

Wenn nun in Betracht gezogen wird, dass je ein Auslaufbrunnen in 
Hetzendorf auf 897 Bewohner, in Ober-Meidling auf 1494 Bewohner, in 
Altmannsdorf auf 1520 Bewohner, in Gaudenzdorf auf 1557 Bewohner und 
in Unter⸗Meidling auf 2586 Bewohner, rejpective auf 2155 Bewohner kommt, 
ſo ergibt fi), daſs alle dieſe Bewohner mit dem Hochquellenwaſſer ſelbſt zum 
Trinken nicht verſorgt werden. 

Wenn ferner in Betracht gezogen wird, dafs im XII. Bezirk zumeift 

arme Kleingewerbetreibende und Arbeiter wohnen, welche von ihrer im Blut— 
ſchweiße angeſtrengten Arbeit heute kaum die Nahrung und ihren Unterſtand 
erwerben, ſomit auf das Waſſertrinken angewieſen ſind und ſelbſt um dieſes 
bei den Auslaufbrunnen, insbeſonders in den dichteſt bevölkerten Gemeinden 
Unter⸗Meidling und Gaudenzdorf ſich blutig ſtreiten müſſen, bis ſie zeitweiſe 
das Trinkwaſſer erobern, und wenn weiters in Betracht gezogen wird, daſs 
Dienſtboten und Lehrjungen, um dem Andrängen und dem Zeitverluſt bei den 
Brunnen zu entgehen, das Waſſer aus den ſchwefelhaltigen Hausbrunnen ent⸗ 
nehmen und ſolches als Hochquellenwaſſer zum Trinken nach Hauſe bringen, 
jo wird es klar, dafs bei Eintritt einer Epidemie, die vor unſeren Thoren ſteht, 
dieſe gerade dort ſich einniſtet, wo ihr durch die bezeichneten Übelſtände Vor⸗ 
ſchub geleiſtet wird, trotz aller anderen umfaſſenden Vorſichtsmaßregeln. 
f Da es noch mehrere Jahre dauern dürfte, bis das Trinkwaſſer in die 
Häuſer der neuen Bezirke feine Einleitung bekommt, die Wartegeduld der Be⸗ 
völkerung der einbezogenen Vororte bis dahin auf das höchſte geſtiegen ſein 
wird und jene von einer Danau⸗Nutzwaſſerleitung abſolut nichts wiſſen will, 
ſo erſcheint es dringend, dem Waſſerübel rechtzeitig nach Möglichkeit, wenn 
auch nur theilweiſe, abzuhelfen und wenigſtens hinreichende Auslaufbrunnen 
der Hochquellenwaſſerleitung in allen einbezogenen Gemeinden aufzuſtellen. 

Demnach erlaube ich mir den Antrag zu ſtellen: 

beſchließe, es 


Der löbliche Gemeinderath 
ſeien im Gebiete des XII. Bezirkes noch in dieſem 
Jahre 8 Auslaufbrunnen der Hochquellenwaſſer⸗ 
leitung zu errichten, und zwar 2 in Altmannsdorf, 
oben und unten in der Breitenfurterſtraße, einer 
in Ober-Meidling in der Fabriksgaſſe, in welcher 
vor Jahren die Cholera die meiſten Opfer ge— 
fordert hatte, 4 in Unter : Meidling im dichteſt be⸗ 
völkerten Theile, in der Krichbaumgaſſe, Rauch— 
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gaſſe, Matzleinsdorferſtraße, Pfarrgaſſe, Rudolf 


gaſſe und einer in Gaudenzdorf, in der Lainzer⸗ 
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ſtraße gegenüber der Adams gaſſe, wie im Juni v. J. 
von mir ſchon beantragt worden iſt, wonach ſodann 
auf 1560 Bewohner des XII. Bezirkes ein Auslauf⸗ 
brunnen kommt. 

Rürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Bürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Tagesordnung. Ich erſuche 
den Herrn Gem.⸗Rath Schlechter, zu referieren. 

17. Referent Gem.-Nath Schlechter: Ich habe die Ehre, 
zu referieren zur St.⸗R.⸗Zahl 5548, und zwar handelt es ſich um 
das Präliminare für ſämmtliche Gewerbeſchulen in dem erweiterten 
Gemeindegebiete für das Verwaltungsjahr 1893. Ich glaube, dajs 
es die geehrten Herren gewiſs intereſſieren dürfte, wenn ich den 
diesbezüglichen Buchhaltungsbericht, welcher die Verhältniſſe ſehr 
eingehend beſpricht, zur Verleſung bringe, weil aus demſelben 
hervorgeht, in welcher Weiſe für den Fortbildungsunterricht geſorgt 
iſt. Es heißt hier (liest): „Nach dem in Gemäßheit des § 11 
des Landesgeſetzes vom 28. November 1868 (L.⸗G.⸗Bl. Nr. 23) 
mitgetheilten Voranſchlage für das Jahr 1893 über das Erfordernis 
für die gewerblichen Vorbereitungs-, Fortbildungs- und Fachſchulen 
in Wien und deſſen Bedeckung ſtellen ſich die Geſammtkoſten auf 
274.200 fl. Hievon werden durch die eigenen Einnahmen des 
Gewerbeſchulfondes, und zwar an Intereſſen per 3000 fl., an 
Einnahmen der Lehranſtalt für Textilinduſtrie 7300 fl., durch den 
Beitrag der Genoſſenſchaft der Bäcker 800 fl., durch verſchiedene 
Einnahmen 1000 fl., ſowie durch einen aus dem mit Ende des 
Jahres 1891 verbliebenen Caſſareſte in die Bedeckung einbezogenen 
Theilbetrag von 15.000 fl., zuſammen daher mit dem Betrage 
von 27.100 fl. bedeckt, ſo daß durch die Concurrenzbeiträge nach 
Maßgabe des § 12 des eingangs erwähnten Geſetzes, reſpective 
des Landesgeſetzes vom 27. Jänner 1887 (L.⸗G.⸗Bl. Nr. 5) 
247.100 fl. aufzubringen verbleiben, wovon 20 Percent, das ſind 
49.420 fl. auf die Commune Wien entfallen, reſpective von der⸗ 
ſelben als Beitrag pro 1893 zu leiſten kommen. Nach den einzelnen 
Hauptrubriken dieſes Budgets zeigt ſich gegen den Voranſchlag für 
das Jahr 1892 eine Erhöhung des Erforderniſſes bei dem Auf⸗ 
wande der gewerblichen Vorbereitungscurſe anlässlich der Ver— 
mehrung derſelben gegenüber dem Vorjahre und der Gleichſtellung 
der Bezüge für die Lehrer in den einverleibten Gemeinden mit 
jenen der Bezirke I incluſive X, ſowie infolge Veranſchlagung 
eines Betrages für die vorausſichtlich nothwendige Errichtung von 
Parallelclaſſen und aus den Mehrauslagen für Lehr- und Lernmittel, 
Requiſiten ꝛc., zuſammen per 13.250 fl., bei dem Aufwande der 
gewerblichen Fortbildungsſchulen, und zwar für männliche Hilfs⸗ 
arbeiter infolge Eröffnung neuer Schulen oder Erweiterung ſchon 
beſtehender Schulen durch Parallelabtheilungen ꝛc. unter gleich— 
zeitiger Berückſichtigung der diesbezüglichen Abfälle im Nettobetrage 
von 4697 fl., für Mädchen theils infolge Vermehrung der 
Unterrichtsſtunden, theils infolge Gleichſtellung der Honorare der 
Lehrer in den einverleibten Gemeinden mit jenen der alten Wiener 
Bezirke, zuſammen 1935 fl., bei den fachlichen Fortbildungsſchulen 
für Bäcker 1835 fl., bei den Auslagen für Prämien für Schüler 
der Fortbildungs- und Fachſchulen 820 fl., im Ganzen daher um 
22.537 fl., welchem Mehraufwande hinwieder eine Verminderung 
bei den allgemeinen Auslagen um 2180 fl. gegenüberſteht, jo dass 
ſich ein Mehrerfordernis von zuſammen 20.357 fl. ergibt. Dagegen 
zeigt ſich bei den eigenen Einnahmen eine Verminderung um netto 
1400 fl. und reſultiert daher im Entgegenhalte zu dem voraus⸗ 
gewieſenen Mehrauſwande von 20.357 fl. ein Geſammt⸗Mehr⸗ 
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erfordernis von 21.757 fl., von deſſen Aufbringung die Commune 
Wien nach § 12 des eingangs citierten Landesgeſetzes vom 28. No⸗ 
vember 1868, reſpective des Landesgeſetzes vom 25. Jänner 1887 
mit einem 20percentigen Antheile participiert.“ 

Nun werden auch die Guthabungen berückſichtigt, und zwar 
heißt es hier (liest): „Nach Berückſichtigung der Guthabungen der 
einzelnen Curien aus der Abrechnung pro 1891, welche jedoch nach 
der beim hohen n.-d. Landesausſchuſſe brevi manu erhaltenen Mit- 
theilung erſt nach der durch die Landes⸗Buchhaltung vorgenommenen 
Prüfung der Abſchlüſſe der in dem Wiener Gewerbeſchulbezirke ein- 
bezogenen Gewerbeſchul⸗Commiſſionen ermittelt werden können, 
werden ſich die effectiven Leiſtungen der einzelnen Curien, daher 
auch der auf die Commune Wien entfallende Beitrag, zu den 
Auslagen der gewerblichen Fortbildungsſchulen niedriger ſtellen. 


In der Vorausſetzung der Genehmigung des vorliegenden 
Voranſchlages von Seiten des löblichen Gemeinderathes wird die 
Buchhaltung die Einſtellung des auf die Commune Wien entfallenden 
Beitrages von 49.420 fl. in den Budget⸗Entwurf für den ſtädtiſchen 
Haushalt im Jahre 1893 vornehmen. 

Von dem Voranſchlage ſammt Beilagen wurden zum hier⸗ 
ämtlichen Amtsgebrauche Abſchriften genommen.“ 

Der Magiſtrat hat nun dieſen Voranſchlag und die dies— 
bezüglichen Vorſchläge geprüft und dieſes Präliminare dem Stadt⸗ 
rathe vorgelegt, und zwar mit Berufung auf die Außerung der 
ſtädtiſchen Buchhaltung mit dem Antrage, das zu dem von der 
löblichen Gewerbeſchul⸗Commiſſion in Wien für das Jahr 1893 
vorgelegten Voranſchlage, ſowie zur Einſtellung des auf die 
Commune Wien entfallenden Beitrages von 49.420 fl. im Budget⸗ 
Entwurfe für das Jahr 1893 die Zuſtimmung des Gemeinderathes 
zu erwirken wäre. Nachdem die Leiſtung auf einem geſetzlichen 
Titel beruht, ſo beantragt der Stadtrath: 

Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen, der 
Gemeinderath ertheilt die Zuſtimmung zu dem von der 
Wiener Gewerbeſchul-Commiſſion für das Jahr 1893 
vorgelegten Voranſchlage, und iſt der auf die Commune 
Wien entfallende Beitrag von 49.420 fl. ins Budget 
für 1893 einzuſtellen. 

Ich empfehle dieſen Antrag zur Annahme. 


Gem.-Nath Ferd. Mayer: Ich habe gegen den Antrag nichts 
einzuwenden, möchte aber doch Folgendes conſtatieren. Bis jetzt war 
das weibliche Lehrlingsperſonale vom Schulbeſuche verſchont, und zwar 
mit Recht; wenn man bedenkt, dass die Lehrlinge erſt von 7 Uhr 
abends an verhalten ſind, die Schule zu beſuchen, ſo wird jedermann 
zugeben, dafs es gewiss ein gewaltiger Unterſchied iſt, ob man 
ein Lehrmädchen oder einen Lehrjungen in die Schule zu ſchicken 
hat. Die Gewerbeſchul-Commiſſion hat ſich veranlajst gefunden, 
über Auftrag des Bezirksſchulrathes jene Genoſſenſchaften aufzu⸗ 
fordern, die Mitglieder zu verhalten, dass die bei ihnen beſchäftigten 
Lehrmädchen ebenſo wie die Lehrlinge abends in die Schule ge— 
ſchickt werden. Ich gebe ja zu, es wäre wünſchenswert, wenn das 
möglich wäre; aber wie iſt das durchführbar, Lehrmädchen abends, 
z. B. zur Winterszeit allein in die Schule gehen zu laſſen, die 
am Wege vielleicht mit den Lehrlingen zuſammenkommen? Hier 
hat die Gewerbeſchul⸗Commiſſion unbedingt zu weit gegriffen, denn 
das Mädchen, das bis zum 14. Jahre in der Schule das Leſen 
und Schreiben nicht erlernt hat, wird in dieſer Wiederholungs- 
ſchule ihre Kenntniſſe kaum erweitern. 
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Es liegt ja keine weitere Gefahr darin. Die Vorſteher haben 
die Mitglieder verſtändigt, dafs fie verpflichtet find, ihre Mädchen 
in die Schule zu ſchicken; diefe haben es unterſchrieben und werden 
es thun. Aber was wird die Folge ſein? Die Mitglieder werden 
fort und fort mit Strafen belegt werden, denn die betreffenden 
Lehrherren werden durch die Art und Weiſe, wie die Beſtimmungen 
feſtgeſetzt ſind, zu den Strafen herangezogen, und es nützt ihnen 
nichts, ſie müſſen die Strafen bezahlen. Ich bin alſo, ſpeciell mit 
Bezug auf das weibliche Lehrlingsperſonale nicht der Meinung, dass 
der Bezirksſchulrath rechtgethan hat, indem er die Beſtimmung fo 
weitgreifend hat durchführen laſſen. Meine Herren! Erweitern 
werden die Mädchen ihre Kenntniſſe nicht, was ſie früher gelernt 
haben, leſen, ſchreiben und rechnen, werden fie behalten, aber ver- 
mehren werden ſie ihre Kenntniſſe nicht und moraliſch iſt es auch 
nicht, wenn man Mädchen zur Nachtzeit in die Schule ſchickt. Ich 
bin der Meinung, der Gemeinderath ſolle beſchließen, daßs der 
Bezirksſchulrath dieſe Frage in Erwägung ziehe, damit wenigſtens 
bezüglich der Arbeiterinnen nicht in ſo ſo kategoriſcher Weiſe mit Strafen. 
vorgegangen werde. Ich glaube, bei den weiblichen Perſonen könnte 
ganz davon Umgang genommen werden. 


Beferent: Bezüglich des Antrages, welchen ich namens des 
Stadtrathes vorzutragen die Ehre hatte, wurde vom Herrn Vor— 
redner keine Einwendung erhoben, weil er einſieht, dass es ſich 
hier um einen ge) ſetzlichen Beitrag handelt, der allerdings mit Zu⸗ 
ſtimmung des Gemeinderathes zu leiſten iſt. Was aber die Be— 
merkungen des Herrn Vorredners in anderer Richtung betrifft, ſo 

habe ich allerdings keinen Auftrag von Seite des Stadtrathes, in 

die Frage einzugehen, und ich glaube, es wäre am zweckmäßigſten, 
wenn der Herr Bürgermeiſter die Güte hätte, dieſe Anregung des 
Herrn Gem.⸗Rathes Mayer dem Stadtrathe zuzuweiſen. Ich 
kann aber nicht umhin, darauf au fmerkſam zu machen, dass auf 
die innere Gebarung der Gewerbeſchulen, ob ſie jetzt Vorbereitungs-, 


Fortbildungs- oder Fachſchulen heißen, weder der Stadtrath noch 


der Gemeinderath irgend eine Ingerenz hat. Dieſe Geſchäfte und 
die Aufſicht in pädagogiſcher und didaktiſcher Hinſicht führt lediglich 
die Wiener Gewerbeſchul— Commiſſion, in welcher auch Vertreter 
des Wiener Gemeinderathes ſitzen. Wenn es ſich daher um Ver⸗ 

änderungen in dieſer Richtung handelt, könnte es ſelbſtverſtändlich 
nicht Sache des Stadtrathes oder Gemeinderathes ſein, darüber zu 
beſchließen; wenn es ſich aber, im allgemeinen Intereſſe empfehlen 
ſollte, gewiſſe Abänderungen anzuſtreben, ſo wäre es gewiſs an⸗ 
gezeigt, daſs an die Gewerbeſchul-Commiſſion mit ſolchen An⸗ 
regungen herangetreten werde. 


Was ſpeciell die Bemerkungen des Herrn Gem.-Nathes 
Mayer bezüglich der weiblichen Lehrlinge und Hilfsarbeiter 
betrifft, ſo ſteht die Sache einfach ſo, daſs nach dem neuen Ge⸗ 
werbegeſetz, welches allerdings ſchon vom Jahre 1883 datiert, alle 
im Gewerbe verwendeten Lehrlinge, Gehilfen, Geſellen und Hilfs— 
arbeiter bis zum vollendeten 18. Lebensjahre verpflichtet ſind, die 


Fortbildungs⸗, beziehungsweiſe Vorbereitungsſchule zu beſuchen. 


Es wird daher von der Gewerbeſchul⸗Commiſſion kein Unter 
ſchied zwiſchen männlichen und weiblichen Hilfsarbeitern gemacht, 
ſondern die weiblichen Hilfsarbeiter werden ebenfalls verhalten, 
dieſe Schulen zu beſuchen. Es kann aber — und da gebe ich dem 
Herrn Vorredner vollſtändig recht — wirklich geſagt werden, dais die 
Gewerbeſchul⸗Commiſſion möglichſt auf die ſpeciellen Verhältniſſe 


der einzelnen Gewerbe Rückſicht nehmen ſollte, und in dieſer 
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Richtung ſtimme ich perſönlich mit der geäußerten Anſchauung 
vollſtändig überein. 

Ich möchte Sie bitten, den von mir vertretenen Voranſchlag 
pro 1893 zu genehmigen, und die Anregung des Herrn Gem. 
Rathes Meyer vielleicht dem Stadtrathe mitzutheilen. 

Würgermeiſter: Gegen den Referenten-Antrag wurde keine 
Einwendung erhoben, er iſt daher angenommen. 

Die gegebene Anregung wird wohl berückſichtigt werden, aber 
zur Zuweiſung an den Stadtrath eignet ſie ſich nicht. 


Es wurde daher beſchloſſen: 


Der Gemeinderath ertheilt die Zuſtimmung zu 
dem von der Wiener Gewerbeſchul Commiſſion für 
das Jahr 1893 vorgelegten Voranſchlage, und iſt 
der auf die Commune Wien entfallende Beitrag von 
49.420 fl. ins Budget für 1893 einzuſtellen. 


18. Referent Gem.-Nath v. Goldſchmidt: Beilage Nr. 183. 
Es handelt ſich um einen Bau, über welchen der Gemeinderath 
principiell bereits beſchloſſen hat, und welcher ſchon im Budget 
dieſes Jahres enthalten iſt, nämlich um den Ausbau der Canaliſierung 
und die zugehörigen Arbeiten in der Donauſtadt. Es liegt das 
Detailproject zur Einſicht vor. Zunächſt handelt es ſich um den 
Hauptcanal, welcher ganz im Sinne des urſprünglichen Projectes, 
nach welchem bereits ſeit Jahren gearbeitet wird, herzuſtellen iſt 
zwiſchen dem Franz Karl-Platze und dem Ende unſeres Communal⸗ 


bades im Straßenkörper der Handelsquaiſtraße. Das iſt eine 


Gruppe von Arbeiten. Ferner handelt es ſich um die Herſtellung 
der Rohrcanäle in der Engerthſtraße in den Strecken zwiſchen einer 
Querſtraße, welche noch keinen Namen hat und einer anderen 


Straße nächſt der Kronprinz Rudolfsbrücke, das iſt die zweite 


Canalgruppe. Ferner handelt es ſich um eine dritte Gruppe von 
Arbeiten um die Hauptcanäle in den Straßen, welche auf den 
Handelsquai normal gerichtet ſind. 

Der erſte Hauptcanal wird in Beton hergeſtellt nach dem 
Normalprofil Nr. 1. Die Canäle in den Querſtraßen ebenfalls 
aus Beton, nach dem Querprofil Nr. !, und die Rohrcanäle werden 
nach dem Querprofil, welches hier vorliegt, ausgeführt mit einem 
lichten Durchmeſſer von 30 Centimeter. Das Project ſtimmt mit 
jenem, nach welchem wir ſeit Jahren die Canaliſierung ausführen, 
überein. Es find auch die Rohrcauäle mit den nöthigen Hydranten 
flankiert, und für dieſelben die nöthigen Einſteig⸗, Putz und Spül⸗ 
Schächte vorhanden. 

Endlich mußs conſtatiert werden, dafs bis heute der ſanitäre 
Zuſtand unſeres Communalbades ein ſehr bedauerlicher iſt. Es 
ſind nämlich keine Canäle, ſondern Senkgruben vorhanden; es iſt 
daher erfreulich, dafs es nunmehr ermöglicht wird, die Senkgruben 
zu caſſieren und Cloſets einzuführen. Momentan handelt es ſich 
aber nicht um die Durchführung der Cloſets, es dürfte die Saiſon 
ſchon zu weit vorgeſchritten fein, ſondern um die Herſtellung von 
Hauscanälen, welche aus dem Communalbad in den Haupt⸗Straßen⸗ 
canal einmünden. Dieſe Canäle werden nach dem Profil 2 aus 
Ziegeln hergeſtellt. 

Soweit das Conſtructive des Projectes. 

Nun iſt im vorigen Jahre beſchloſſen worden, in das Budget 
pro 1892 18.000 fl. für die fraglichen Hauptcanäle einzuſetzen und 
es erübrigt noch ein Reſt von 2500 fl. für die Rohrcanäle, in 
Summa 20.500 fl. 
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Durch die nunmehr Ihnen vorgeſchlagene Durchführung der 
Arbeiten in den Querſtraßen erreicht dieſes Project jedoch den 
Geſammtbetrag von 29.844 fl. 40 kr. Es wäre daher ein Zu⸗ 
ſchuſscredit von 9344 fl. 40 kr. zu genehmigen und 
wird die Arbeit jedenfalls relativ billiger werden, weil die Straßen 
nicht ſpäter wieder neuerdings aufgeriſſen werden müſſen. 

Speciell für die Arbeiten im Communalbade iſt ein 
Zuſchuſscredit, für die Canaliſierung, welche im Budget gar nicht 
in Ausſicht genommen iſt, von 2562 fl. 27 kr. zu bewilligen. 

Der Stadtrath hat gedacht, nachdem es ſich nur um die Er⸗ 
gänzung bereits beſchloſſener Arbeiten handelt, nachdem die Arbeiten 
im eminent ſanitären Intereſſe gelegen ſind und die ſofortige Durch- 
führung relativ billiger iſt, als wenn die Arbeiten auf das nächſte 
Jahr verlegt werden, Ihnen die Genehmigung dieſes erweiterten 
Projectes vorzuſchlagen und zugleich die Ergänzung des Credits 
um 9344 fl. 40 kr. für die Canaliſierung und die 
Gewährung eines neuen Credites von 2562 fl. 
27 kr. für das Communalbad empfehlen zu ſollen. 

Vürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort?. (Niemand 
meldet ſich.) Angenommen. | 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei das vorgelegte Project für die Her: 
ſtellung von Betoncanälen am Handelsquai, von 
Or.⸗Nr. 202 bis zum oberen Ende des ſtädtiſchen 
Bades, am Erzherzog Karl-Platze und in der Straße 
zwiſchen den Baugruppen XVI A und XVII A und 
von Steinzeug-Rohrleitungen in der Engerthſtraße 
im II. Bezirke, ſowie von Hauscanälen vom ſtädtiſchen 
Bade mit der Einmündung in den neuen Canal am 
Handelsquai mit dem Geſammtkoſtenerforderniſſe von 
32.406 fl. 67 kr. zu genehmigen und zur Bedeckung 
des nicht bedeckten Erforderniſſes für die vorerwähnten 
Betoncanäle und Steinzeug-Rohrleitungen per 9344fl. 
40 kr. ein Zuſchuſscredit in der Höhe des Er— 
forderniſſes zur Rubrik XXVII 1b und zur Bedeckung 
der gleichfalls nicht bedeckten Koſten für die Her— 
ſtellung der Hauscanäle vom ſtädtiſchen Bade per 
2562 fl. 27 kr. ein Zuſchuſscredit in dieſer Höhe 
zur Rubrik XXIVI b zu bewilligen. 


19. Referent Gem.-Nath Dr. Vogler: Nr. 6123. Der 
Antrag ſteht auf der Tagesordnung. Mit Gemeindeausſchußs⸗ 
Beſchluſs vom 23. November 1887 hat die beſtandene Gemeinde 
Hernals ſich verpflichtet, dem in Hernals beſtehenden „Vereine zur 
Umgeſtaltung der Calvarienbergkirche in Hernals“ eine Subvention 
im Betrage von 10.000 fl. gegen dem zu geben, dafs der Umbau 
dieſer Kirche nach den Plänen des Architekten Rich. Jordan 
ausgeführt werde und die Zahlung in drei gleichen Jahresraten 
zu erfolgen habe; außerdem hätte der Verein auf die Haus⸗ und 
Zugrobot, welche von Seite der Gemeinde beizuſtellen geweſen 
wäre, zu verzichten. 

Nunmehr ſind die Bedingungen eingetreten, unter welchen 
dieſe Zahlung zugeſichert worden iſt, indem der Umbau bereits in 
Angriff genommen worden iſt und ſogar im Sommer des nächſten 
Jahres fertiggeſtellt werden ſoll. Der Verein verlangt nunmehr 
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die Flüſſigmachung der erſten Jahresrate im Betrage von 3333 fl., 
und es unterliegt keinem Anſtande, dieſem Begehren zu willfahren. 

Der Verein bittet weiters mit Rückſicht darauf, daſs bereits 
im nächſten Jahre die Kirche fertiggeſtellt werden wird, ſtatt der 
zwei Jahresraten, den reſtlichen Betrag von 6667 fl. ſofort im 
nächſten Jahre, und zwar zu Beginn desſelben flüſſig zu machen. 

Mit Rückſicht auf den vorliegenden Sachverhalt und den 
Umſtand, dass die Kirche ihrer Vollendung nahe iſt, unterliegt es 
keinem Anſtande, auch dieſem Begehren zu willfahren, und wird 
Ihnen ſeitens des Stadtrathes der Antrag geſtellt, den Betrag von 
3333 fl. dem genannten Vereine ſofort flüſſig zu machen, den 
reſtlichen Betrag von 6667 fl. aber in das Budget für das 
Jahr 1893 einzuſtellen. 


Bürgermeifter (nach Befragung des Hauſes): Angenommen. | 


Es wurde daher beſchloſſen, dem Kirchenbau— 
vereine in Hernals iſt der Beitrag von 3333 fl. pro 
1892 ſofort, die reſtlichen 6667 fl. zu Beginn des 
Jahres 1893 flüſſig zu machen. 

Vürgermeiſter: Ich bitte, ſich auf die Plätze zu verfügen, 
weil eine Zählung der anweſenden Herren Gemeinderäthe vorzu— 
nehmen iſt. 

(Nach erfolgter Auszählung.) Es ſind 94 Herren anweſend. 


20. Referent Gem.-Nath Dr. Vogler: Zahl 6177. Der 


Antrag ſteht auf der Tagesordnung. Bei Gelegenheit der Berathung 
über die Tracenreviſion bezüglich der Projecte für die Linie der 
Wiener Stadtbahn, Theilſtrecke Weſtbahnhof— Heiligenſtadt hat die 
Gemeinde den Beſchluſs gefaſst, das das vor der Weſtbahnlinie 
gelegene Reſervoir der beſtandenen Kaiſer Ferdinands⸗Waſſerleitung 
von Seite der Eiſenbahn⸗Unternehmung einzulöſen ſei. 

Nunmehr hat die Wiener Verkehrs⸗Commiſſion in der Sitzung 
vom 30. September d. J. den Beſchluſßs gefasst, auf dieſes Be⸗ 


gehren der Gemeinde Wien einzugehen unter der Bedingung, dajs | 


die Auslagen für die Einlöſung des Reſervoirs nicht mehr als 
20.000 fl. betragen. Das Stadtbauamt berichtet nun, daſs dieſer 
Preis ein angemeſſener iſt, nachdem es ſich hier lediglich um 
Straßengrund handelt und die abzutretende Fläche approximativ 
1365 m? miſst, fo daſs auf ein Quadratmeter 14 fl. 60 kr. 
entfallen würden. Nachdem das Object ſelbſt über kurz oder lang 
ohnehin der Auflaſſung anheimfallen würde und in dieſem Falle 
die Gemeinde dieſen Grund nicht anderweitig verwerten könnte, 
weil derſelbe in den Spiegel der Gürtelſtraße fällt, und nachdem 
das Angebot angemeſſen iſt, empfiehlt Ihnen der Stadtrath, auf 
den Antrag einzugehen und dieſes Reſervoir der Verkehrs⸗Com⸗ 
miſſion um den Betrag von 20.000 fl. zu überlaſſen unter jenen 
Bedingungen, welche vom Stadtbauamte und Magiſtrate bezüglich 
der Durchführung noch insbeſondere vorgeſchlagen werden. Dieſe 
Bedingungen gehen dahin, dajs die Demolierung und ebenſo die 
Planierung ſeitens der Verkehrs⸗Commiſſion auf deren Koſten 
ſtattzufinden habe, dafs das Material in das Eigenthum der 
Verkehrs⸗Commiſſion übergehe mit Ausnahme der Rohre, Schieber 
und Maſchinenbeſtandtheile, welche Eigenthum der Gemeinde Wien 
verbleiben. Außerdem ſind noch einige nebenſächliche Bedingungen, 
welche das Plenum des Gemeinderathes nicht näher intereſſieren 
können. Ich empfehle Ihnen, auf den Antrag der Verkehrs⸗Com⸗ 
miſſion einzugehen. 


gegen 
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Vürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Da es nicht der Fall iſt, bitte ich jene Herren, welche 
dem Antrage des Herrn Referenten zuſtimmen, ſich von ihren 
Sitzen zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt mit 92 gegen 
2 Stimmen angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, das Reſervoir der 
Kaiſer Ferdinands-Waſſerleitung bei der Weſtbahn— 
linie nebſt dem zum Bahnbaue nothwendigen ſtädt. 
Grundſtreifen im Ausmaße von circa 1365 m? der 
Verkehrs-Commiſſion um den Kaufpreis von 20.000 fl. 
unter den vom Stadtbauamte bezüglich der Demo— 
lierung, Planierung, Übernahme der Materialien 
(exeluſive der Schieber, Rohr- und Maſchinenbeſtand⸗ 
theile), reſpective bezüglich der Einfriedung vorge— 
ſchlagenen Bedingungen käuflich zu überlaſſen. 

21. Referent Gem.-Nath Dr. Vogler: Ich habe ferner 
zu referieren über Vorlage Nr. 113. Herr Gem.-Rath Dr. 
Prockſch und Genoſſen haben am 9. Juni d. J. folgenden 
Antrag geſtellt (liest): 

Der Komensky-Verein iſt um Umgeſtaltung der 
czechiſchen Privatſchule im X. Bezirke und Errichtung 
weiterer öffentlicher Volksſchulen mit czechiſcher Unter— 
richtsſprache in Wien eingeſchritten. Das diesfällige 
Geſuch liegt gegenwärtig dem hohen k. k. Miniſterium 
zur Entſcheidung vor. 

Der Gemeinderath der Stadt Wien verurtheilt die 
den deutſchen Charakter der Stadt gerichteten, 
im Geſetze nicht begründeten, utraquiſtiſchen Beſtrebungen 
des Komeusky-Vereiues als ſolche, welche geeignet find, 
den bürgerlichen Frieden der Stadt zu gefährden, und 
gibt dieſer ſeiner Anſchauung in einer Petition an das 
hohe k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht 
Aus druck. 

Über dieſen Antrag erlaube ich mir im Namen des Stadt⸗ 
rathes Folgendes zu berichten: Die Erhebungen, welche gepflogen 
wurden, haben ergeben, dass in der That ein Geſuch ſeitens des 
Vereines „Komensky“ eingebracht wurde um Verleihung des 
Offentlichkeitsrechtes für ſeine Schule. Dieſes Geſuch iſt im 
Inſtanzenzuge an das Miniſterium für Cultus und Unterricht 
gelangt, wo dasſelbe noch der Entſcheidung harrt. Außerdem iſt 
aber beim Miniſterium die Beſchwerde eines Herrn anhängig, in 
welcher ſich derſelbe dagegen beſchwert hat, daſss der Landesſchulrath 
das Anſuchen dieſes Herrn, dajs die Gemeinde Wien auf Grund 
der Schulgeſetze zur Errichtung von Volksſchulen mit böhmiſcher 
Unterrichtsſprache zu verhalten ſei, abgewieſen hat. Die Acten 
darüber ſtehen dem Stadtrathe nicht zur Verfügung, weil ſämmtliche 
Bezirksſchulrathsacten dem Miniſterium des Innern vorgelegt 
worden ſind. Das iſt der Sachverhalt. 

Wenn man nun in das Meritoriſche dieſer Angelegenheit 
eingeht, muſs man ſagen, daſs das Begehren ſowohl nach der 
einen als nach der anderen Richtung hin: das Begehren, die 
Privatſchule des Vereines „Komensky“ mit dem Offentlichkeitsrecht 
auszustatten, einerſeits, als auch das Begehren, daßs öffentliche 
czechiſche Schulen in Wien ſeitens der Gemeinde errichtet werden, 
anderſeits, vollkommen unbegründet und dem Geſetze kaum ent⸗ 
ſprechend iſt. Die Czechen, welche in Wien wohnen und welche 


2446 


— — ——v— — N NE NN N Ne —— ——————— — . ——f 


A 


dieſe Agitation — denn um eine ſolche handelt es ſich — einge⸗ 
leitet haben, berufen ſich insbeſondere auf den Artikel 19 des 
Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 42. 
In demſelben heißt es: Alle Volksſtämme des Staates ſind gleich⸗ 
berechtigt und jeder Volksſtamm hat das unverletzliche Recht auf 
Wahrung und Pflege feiner Nationalität und Sprache; die Gleich— 
berechtigung aller landesüblichen Sprachen in Schule, Amt und 
öffentlichem Leben wird vom Staate anerkannt. In den Ländern, 
in welchen mehrere Volksſtämme wohnen, ſollen die öffentlichen 

Unterrichtsanſtalten derart eingerichtet fein, dafs ohne Anwendung 
eines Zwanges zur Erlernung einer zweiten Landesſprache jeder 
dieſer Volksſtämme die erforderlichen Mittel zur Ausbildung in 
ſeiner Sprache erhalte. 


Es mufs nun wohl erklärt werden, dass den Czechen in 
Niederösterreich der Charakter eines Vol ksſtammes nicht zu⸗ 
geſprochen werden kann (Zuſtimmung; Rufe: Sehr richtig!) und 
‚ dajs andererſeits auch die czechiſche Sprache in Niederöſterreich nicht 
landesüblich iſt. (Zuſtimmung.) Wenn das Staatsgrundgeſetz von 


einem Wolksſtam me ſpricht, iſt darunter jedenfalls eine com⸗ 


pacte Volksmaſſe verſtanden, welche einem gewiſſen Volke angehört, 
eine gewiſſe Sprache f ſpricht und in dem Lande, um welches es 
ſich handelt, einheimiſch, autochthon iſt. Das kann von den Czechen 
in Bezug auf das Land Niederöſterreich gewiss nicht geſagt werden. 
Die Czechen wohnen in Wien in einer verhältnismäßig gering⸗ 
fügigen Anzahl und ſind hier ebenſo Eingewanderte in Wien, wie in 
jeder Großstadt eine große Anzahl andersſprachiger Perſonen wohnhaft 
ſind. In Wien wohnt eine große Anzahl Ungarn, eine große 
Anzahl Franzoſen u. ſ. w. Man wird aber gewißs nicht davon 
ſprechen können, daſs es in Wien vielleicht einen franzöſiſchen Volks⸗ 
ſtamm gäbe. Aus dieſer Erwägung ſchon ergibt fi), dass die ganze 
Baſis, auf Grund welcher dieſe Bewegung eingeleitet wurde, voll- 
kommen haltlos iſt. Auch die anderen Vorausſetzungen, welche 
eventuell in dem Geſetze für die Errichtung einer öffentlichen 
Schule gegeben find, liegen hier nach Anſicht des Stadtrathes 
durchaus nicht vor. Der Stadtrath hat nun aber nicht geglaubt, 
Ihnen vorſchlagen zu dürfen, ſich mit irgend einer Eingabe dies⸗ 
falls an das Miniſterium für Cultus und Unterricht zu wenden, 
weil dem Stadtrathe der Act nicht vorgelegen iſt, das erforderliche 


Material zur vollſtändigen und ſachgemäßen Begründung dieſer 


Angelegenheit, beziehungsweiſe der Eingabe, nicht vorliegt und es 
daher ſehr ſchwer fallen würde, ſich an das Miniſterium zu wenden. 
Aus dieſem Grund beantragt Ihnen der Stadtrath lediglich, dass 
Sie ſich damit begnügen mögen, durch eine Erklärung die An⸗ 
ſchauung auszusprechen, welche der Stadtrath in dieſer Sache hat. 


Ich telle demnach den Antrag, der Gemeinderath beſchließe: 


Nach dem das Begehren um Errichtung öffentlicher 
Schulen mit ezechiſcher Unterrichtsſprache in Wien ein 
durchaus ungeſetzliches iſt und offenbar nur zu dem 
Zwecke eingebracht wurde, um den deutſchen Charakter 
der Stadt Wien in Frage zu ſtellen und den Frieden 
der Bürger Wiens zu ſtören, ſpricht der Gemeinderath 
ſeine Überzeugung aus dass der Gemeinde die Ver⸗ 
pflichtung zur Err ung ezechiſcher Schulen nicht auf— 
erlegt werden kann. (Lebhafter Beifall.) 

Gem.-Bath Dr. Vrockſch: Meine geehrten Herren! Die 
czechiſche Schule in Wien hat bereits zu wiederholtenmalen den 
Gemeinderath beſchäftigt. Das erſtemal, als die Komenskyſchule 
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gegründet werden ſollte, ſpäter, als dieſe Schule beim Gemeinderath 
um eine Subvention einſchritt, und gegenwärtig, wo ein gewiſſer 
Vincenz Morawetz angeblich im Namen mehrerer Mitbürger 
um die Errichtung von öffentlichen Volksſchulen mit czechiſcher 
Unterrichtsſprache in Wien eingeſchritten iſt, und zwar nicht bloß 
von ſolchen im X. Bezirke, ſondern auch in anderen Bezirken nach 
Maßgabe eines imaginären Bedarfes. Meine Herren! Es wird 
gewiſs niemand von Ihnen dieſen Herrn Morawetz kennen, 
aber ſoviel können wir ſicher annehmen, dafs es ihm nicht zu 
thun iſt um das Wohl und Wehe der Kinder, in deren Namen 
zu ſprechen er vorgibt (Sehr richtig!), denn es iſt nicht bloß eine 
Thorheit, ſondern eine Gewiſſenloſigkeit von Eltern, wenn ſie 
den Kindern, die beſtimmt ſind, in Wien ihr Fortkommen zu 
finden, die Kenntnis der deutſchen Sprache in der Jugend vor— 
enthalten wollen. (Beifall.) 

Dieſer Vincenz Morawetz — das können wir wohl mit 
Sicherheit annehmen — iſt nichts anderes als ein Deckname für 
jene czechiſchen Agitatoren, die beſonders in letzterer Zeit in den 
Vereinen herumſchreien und öffentlich verkünden, daſs nun der 
Zeitpunkt gekommen ſein, wo man Wien zum Schauplatze einer 
agitatoriſchen Thätigkeit machen könne. In vielen Vereinen hört 
man ſo ſprechen, und es gibt eine Partei, die die Gründung 
czechiſcher Schulen in Wien als Hauptzweck ihrer Thätigkeit 
proclamiert. Ich bin überzeugt, dafs der Gemeinderath dieſelbe 
Stellung, die er in früherer Zeit dieſen Tendenzen gegenüber ein⸗ 
genommen hat, heute noch, und zwar einhellig, bekunden werden 
wird. (Beifall.) Wir find gewiss milde und rückſichtsvoll, wenn 
es ſich um die Beurtheilung der Beſtrebungen anderer Nationalitäten 
handelt. Wir gönnen ja den Czechen ihre Schule in Wien, fie 
mögen fie haben, wenn fie fie ſelbſt bezahlen. Aber dafs wir ihnen 
die Schule bezahlen ſollen, dazu glaube ich, ſind wir nicht ver- 
pflichtet, und der Herr Referent hat das klar nachgewieſen. Wir 
haben ihre Schule ruhig beſtehen laſſen und nicht angefochten, die 
Lehrer nicht verunglimpft, keine Preſſion auszuüben verſucht, um 
die Eltern zu bewegen, ihre Kinder nicht in dieſe Schule zu 
ſchicken. 5 haben das Gebäude nicht verunglimpft, und all das 
iſt leider ſo häufig deutſchen Schulen in czechiſchen Gegenden 
geſchehen. 1 Zuſtimmung.) Wir ſind wirklich friedliebend, 
und wenn ich ein Beiſpiel aus letzterer Zeit anführen fol, ſo ſei 
es ein kurzer Hinweis auf das beſondere Wohlwollen und die 
Liebenswürdigkeit, die wir gelegentlich der Theaterausſtellung den 
Leiſtungen der czechiſchen Kunſt gegenüber an den Tag gelegt 
haben. (Zuſtimmung.) Ich bin mit dieſer Haltung der Wiener 
Bevölkerung vollkommen einverſtanden geweſen, aber ich muj3 
ſagen, ich war geradezu entrüſtet, als ich in der Zeitung las, 
daſs ein hervorragender jungczechiſcher Führer in einer Volks⸗ 
verſammlung in Mähren Folgendes geſagt hat (Hört! Hört!): 
So wie das czechiſche Volk in der Ausſtellung den Wienern ſeine 
Muſik vorſpielte, ſo werden wir ihnen auf einem anderen Gebiete 
die entſprechende Katzenmuſik machen. 

Das, meine Herren, iſt das Gebiet der czechiſchen Schule, ſo 
hängen die Dinge zuſammen. Der Herr Reſerent hat bereits auf 
§ 19 des Staatsgrundgeſetzes hingewieſen und ein jeder von uns 
möge ſich über die Bedeutung dieſes Paragraphen klar werden. 
Denn es iſt kein Zweifel, daſs dieſe Frage uns gegenwärtig 
geradezu aufgedrängt wird. § 19 lautet: „Die Gleichberechtigung 


aller landesüblichen Sprachen in Schule, Amt und öffentlichem 
Leben wird vom Staate aner kannt.“ 
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Es fragt ſich alſo, ob das Czechiſche eine landesübliche Sprache 
in Wien oder Niederöſterreich iſt. (Rufe: nein!) Nun es wird 


gewiſs von Niemandem geleugnet werden, dajs die ausſchließliche 


Verkehrs⸗ und Geſchäftsſprache in Wien die deutſche Sprache 
iſt und wenn ſich die Herren das Ergebnis der letzten Volks— 
zählung vor Augen halten, werden Sie auch einen praktiſchen 
Beleg über dieſe Meinung finden, die auch vom Herrn Referenten 
getheilt wird, daſs Wien keineswegs eine gemiſchtſprachige Stadt 
iſt. In Wien ſind 1,333.765 Einwohner, darunter ſind 62.038 
Czechen. Ich will nun nicht unterſuchen, ob dieſe 62.000 Czechen 
wirklich hier ſeſshaft find, obwohl ich glaube, daßſs die Vermuthung 
eher dafür ſtreitet, daſs dieſe zum Theil eine fluctuierende Arbeiter- 
bevölkerung ſind; aber angenommen, dieſe 62.000 Czechen ſeien 
wirklich hier jeishaft und im Familienverbande lebend, fo find es 
doch nur 4 Percent der Bevölkerung und bei einem derartigen 
Percentverhältniſſe wird gewiſs niemand, auch nicht der einge— 
fleiſchteſte Ultraczech behaupten, daſs in Wien die czechiſche 
Sprache landesüblich ſei. 


Meine Herrrn, es iſt wiederholt beklagt worden, daſs wir 
Wiener in der Bethätigung des Nationalgefühles lau ſeien (Rufe 
rechts: Ja wohl!), wir Wiener und vielleicht noch mehr hie und da 
einer oder der andere derjenigen, die man als Führer der Wähler— 
ſchaft zu bezeichnen pflegt. 
erklärlich. Wenn Sie heute einem Wiener davon ſprechen, dajs 
eine Zeit kommen könnte, wo eine Schule mit czechiſcher Unter— 
richtsſprache auf Koſten der Gemeinde Wien erhalten wird, wo 
vielleicht das Czechiſche in die Amter und in das öffentliche Leben 
eindringen würde, ſo werden Sie keinen Glauben finden, man 
wird bloß mitleidig die Achſeln zucken, und wenn ſich vielleicht 
gar jemand zu der Behauptung verſteigen ſollte, dajs der Augen— 
blick nahe ſei, wo Wien eine utraquiſtiſche Stadt ſein werde, ſo 
würde ihm geantwortet werden: Der Mann iſt für das Irrenhaus 
reif! (Lebhafte Zuſtimmung rechts.) 

Meine Herren, wir haben eigentlich hier in Wien nationale 
Gegner nicht, und wir wiſſen, daſs man den Wert eines Gutes 
erſt dann zu erkennen und zu würdigen weiß, wenn man es 
bedroht ſieht, wenn es angegriffen wird, und das iſt wohl auch 
die Urſache, warum wir niemals jene flammende Liebe und nationale 
Begeiſterung bethätigt haben, von welcher unſere Stammesbrüder 
in Deutſchböhmen und Mähren erfüllt ſind. 


Ich bin auch überzeugt: wenn das Attentat, welches hier 
geplant wird, gelingen ſollte, jo würde gewiss die ganze Bevölke— 
rung einmüthig zuſammenſtehen und dieſe von unſeren Eltern über- 
kommene Stätte deutſcher Cultur zu ſchützen wiſſen. (Lebhafte 
Zuſtimmung rechts.) Meine Herren, ich hoffe, daſs die Regierung 
das Einſehen haben wird, dieſe Beſtrebungen nicht zu fördern; ich 
hoffe es, aber allerdings — einen Verlaſs auf die Haltung der 
Regierung gibt es nicht. Dasjenige aber, was uns einen felſen— 
feſten Untergrund geben möge und geben wird, das iſt die nationale 
Geſinnung der geſammten Wiener Bevölkerung, auf dieſe können 
wir felſenfeſt bauen. (Beifall rechts.) 

Ich ſtimme dem Antrage des Herrn Referenten vollſtändig 
zu, ich glaube aber, es dürfte ſehr zweckmäßig fein, daßs wir dieſer 
unſerer Anſchauung auch dem Miniſterium gegenüber Ausdruck 
geben, und ich würde mir den Zuſatz-Antrag erlauben: 

Es ſei den Auſchanungen, welche in den Anträgen 
des Referenten niedergelegt ſind, in einer an das 
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Aber ich finde das begreiflich und 
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hohe Miniſterium zu richtenden Petition Ausdruck zu 
geben. (Bravo⸗Rufe rechts.) 

Weiters, meine Herren, erlaube ich mir bei der Wichtigkeit, 
die dieſer Gegenſtand hat, und bei dem Umſtande, als wohl keiner 
von uns hier einer abweichenden Meinung Ausdruck geben wird, 
den Antrag zu ſtellen: Es ſei über die Anträge des 
Referenten namentlich abzuſtimmen. (Lebhafter Beifall und 
Händeklatſchen rechts.) 

Gem.-Nath Frauenberger: Meine Herren! Die in Wien 
lebenden Czechen — das kann offen geſagt werden — wünſchen 
ſelbſt zum größten Theile dieſe Schule nicht. (Rufe: Richtig!) 
Ich kenne hochachtbare Männer in Wien, welche von der czechiſchen 
Nation abſtammen und mit dieſem Vorgehen einzelner Czechen, 
welche hier in Wien ihr Hetzhandwerk treiben wollen, nicht ein— 
verſtanden ſind. Der Verein „Komensky“, meine Herren, ſoll 
czechiſche Schulen errichten, ſoviel es ihm beliebt (Widerſpruch 
rechts), ſoviel er erhalten kann. (Neuerlicher Widerſpruch rechts.) 
Wir haben in Wien franzöſiſche, engliſche und andere Schulen, 
aber die Forderung darf nicht geſtellt werden, dass dieſe Privat— 
ſchule mit dem Rechte der Offentlichkeit ausgeſtattet werde. In 
Wien öffentliche czechiſche Schulen zu errichten, iſt ein Übermuth und 
würde nur zu dem Zwecke geſchehen, um hier in die Bevölkerung 
Zank hineinzutragen. Es mußs daher eine ſolche Forderung auf 
das energiſcheſte zurückgewieſen werden. 

Ich bin mit den Ausführungen des Herrn Referenten ſowohl 
als auch mit meinem unmittelbaren Herrn Vorredner vollkommen 
einverſtanden und kann mich daher kurz faſſen. 

Meine Herren! Es iſt ein Unglück für die czechiſchen Kinder, 
welche nach Wien kommen, wenn man ſie in czechiſche Schulen 
ſchickt und ihnen die deutſche Sprache auf dieſe Weiſe vorenthält. 
Es iſt aber auch ein Unglück für die czechiſchen Studenten in 
Prag, dajs fie fo aufgehetzt werden (Rufe: Sehr richtig!) und die 
deutſche Sprache nicht lernen ſollen, das iſt ein Unglück. (Rufe 
links: Uns geht das nichts an!) Ja, uns geht das nichts an, ſie 
ſollen nur czechiſch lernen, aber dann können Sie auch nicht in 
eine Stadt gehen, wo die deutſche Sprache Landesſprache iſt. Der 
Cardinal Schwarzenberg hat einmal ganz richtig ſeinen 
Alumnen geſagt, welche dieſe Hetze auch in das Alumnat hinein- 
getragen haben: „Wenn ihr nicht deutſch lernen wollt und nicht 
deutſch lernen werdet, ſo müßt ihr ſtumme Hunde bleiben!“ Das 
hat der Cardinal Schwarzenberg öffentlich geſagt und der 
Mann hat rechtgehabt. Es iſt ein Übermuth, ein Hochmuth ſonder— 
gleichen, wenn man glaubt, dajs man lediglich mit der czechiſchen 
Sprache auch in andere Länder gehen kann, und daßs man das 
Czechiſche überall ſpricht. Die deutſche Sprache iſt eine Weltſprache, 
und es mufS jeder vernünftige Menſch einſehen, dafs es ihm nur 
nützlich iſt, wenn er neben der czechiſchen wenigſtens auch die 
deutſche Sprache ſpricht. Ich ſchließe mich den Ausführungen meines 
unmittelbaren Herrn Vorredners an und bitte Sie, den Antrag des 
Herrn Referenten anzunehmen. (Beifall rechts. Rufe: Schlufs.) 

Hürgermeifter: Es iſt Schluss der Debatte beantragt; jene 
Herren, welche damit einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Das Wort haben noch die Herren Gem.-Räthe Dr. Fried— 
jung, Wünſch, Silberer und der Referent. 

Gem.-Rath Hipp: Ich beantrage die Wahl von General— 


rednern. 
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Nürgermeiſter: Es iſt Wahl der Generalredner beantragt; 
jene Herren, welche dem Antrage zuſtimmen, bitie ich, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Ich bitte die Herren Dr. Friedjung, Wünſch und 
Silberer, einen Generalredner zu wählen. 

Gem.-Nath Wünſch (als Generalredner): (Rufe: Verzichten!) 
Meine Herren! Sie können verſichert ſein, daſs ich mich Ihrem 
Wunſche fügen und mich ſehr kurz faſſen werde, allein es iſt 
einiges, das ich mir vorgenommen habe, der geehrten Verſammlung 
mitzutheilen, was gerade zur Illuſtration dieſer Verhältniſſe außer— 
ordentlich wichtig iſt, und das glaube ich Ihnen nicht vorenthalten 
zu dürfen. 

Es ſind das die Verhältniſſe der Deutſchen in Prag. (Rufe 
links: Was geht uns Prag an? Schluſs! Schlujs!) Es iſt hier 
davon geſprochen worden, daſs der §8 19 für uns maßgebend iſt. 
Nun, wenn ich von Prag ſpreche, ſo ſetze ich voraus, daſs Prag 
Ae (Große Unruhe und verſchiedene Unterbrechungen links.) 

Bürgermeifler: Aber entſchuldigen Sie, meine Herren, Sie 
werden doch nicht unterbrechen wollen, es hat jeder das Recht zu 
ſprechen, das müſſen Sie dulden. (Unruhe links und Rufe: Wir 
ſind nicht in Prag!) Ich bitte um Ruhe, hören Sie den Redner 
an, es iſt ſein Recht, gehört zu werden. 

Gem.-Rath Wünſch (fortfahrend): Meine Herren? Es iſt 
gewiſs ſehr intereſſant und lehrreich, in welcher Weiſe unſere 
Stammesbrüder gerade in Prag, wo ſie ja nicht gewiſſermaßen 
als Fremde, wie hier in Wien die Czechen, ſondern als Gleich— 
berechtigte in einem zweiſprachigem Lande anweſend ſind, von der 
czechiſchen Majorität behandelt werden. Ich habe hier die Abſchrift 
einer Eingabe, welche im Jahre 1890 an Se. Excellenz dem 
Statthalter in Prag von den Deutſchen gerichtet worden iſt. Es 
iſt das, meine Herren, ein wahrer Schmerzensſchrei der Deutſchen 
bezüglich der Schulverhältniſſe in Prag. Ich habe nicht die Abſicht, 
Sie mit dem vollen Inhalte des Schriftſtückes bekanntzumachen, 
aber geſtatten Sie mir, nur einige hervorragende Daten darüber 
zu bringen, in welcher Weiſe dieſelben Geſetze, auf welche man 
ſich hier beruft, dort in der entſchiedenſten Weiſe verletzt werden. 

So ſchreibt das Landesgeſetz vor, daſs eine genügende Anzahl 
von Schulen beſtehen müſſen, um jedem ſchulpflichtigen Kinde den 
Beſuch der Schule möglich zu machen. In Prag iſt das nicht der 
Fall. Von 6000 Kindern, welche im Jahre 1880 die Schule 
beſuchten, haben nur 3600 deutſche Kinder die öffentliche Schule 
beſuchen können, währenddem 2600 Kinder, alſo 42 Percent, 
genöthigt waren, Privatſchulen zu beſuchen. Es iſt eben nicht die 
nöthige Anzahl von Schulen vorhanden und es wird ſogar von 
Seite der Vertretung und von Seite der czechiſchen Verwaltung 
der Stadt mit Gewalt darauf hingearbeitet, daſs mehr und mehr 
der Schulbeſuch der Deutſchen in den öffentlichen Schulen zurück— 
geht. Organe werden beeinflusst, um bei der Schulbeſchreibung dahin 
zu wirken. In einem Bezirke von Prag, welcher nahezu drei viertel 
Stunden von der Stadt entfernt iſt — es iſt dies der VI. Bezirk, 
Holeſchowitz —, exiſtiert überhaupt keine öffeutliche deutſche Schule, 
obwohl über 300 deutſche Kinder anweſend ſind. Wenn nicht der 
deutſche Schulverein dort eine Schule errichtet hätte, wären die 
deutſchen Schulkinder genöthigt, einen Weg von drei viertel Stunden 
zurückzulegen. 

Vürgermeiſter (unterbrechend): Ich möchte doch bitten, bei 
der Sache zu bleiben, die Prager Zuſtände gehören nicht hieher. 
(Beifall links.) 
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Gem.-Nath Wünſch (fortfahrend): Ich will nur noch zum 
Schluſſe Folgendes erwähnen. Trotzdem dieſe Schule ſeit dem 
Jahre 1882 beſteht, und der Schulverein über 100.000 fl. dafür 
ausgegeben hat, glauben Sie, dafs dieſe Schule das Offentlichkeits— 
recht beſitzt? Nein! Dort hat man einfach eine wohlberechtigte 
Forderung zurückgewieſen, hier aber verlangt man dasſelbe. Das 
ſind die Zuſtände in Prag. 


Was die Verhältniſſe von Wien anbelangt, ſo ſind dieſelben 
hier ſchon von den Herren Vorrednern ausgezeichnet beleuchtet 
worden. Ich möchte aber nur das eine erwähnen — es iſt dies 
auch der praktiſche Standpunkt — daſs wir keineswegs den czechi— 
ſchen Bewohnern Wiens einen Dienſt leiſten, wenn wir ſie in 
czechiſche Schulen verweiſen. Es iſt unbedingt nothwendig, daſs 
diejenigen, welcher hier dauernd den Wohnſitz nehmen, auch 
Gelegenheit haben, die deutſche Sprache zu erlernen, und ſchon 
von dieſem Geſichtspunkte ſchließe ich mich den Ausführungen der 
Herren Vorredner an und empfehle Ihnen, den Antrag des Herren 
Referenten mit dem Zuſatz-Antrage des Herrn Dr. Prockſch 
anzunehmen. (Beifall rechts.) 


Referent: Gegen den Antrag des Stadtrathes iſt von keinem 
Redner eine Einwendung erhoben worden. Lediglich Herr Gem.“ 
Rath Dr. Prock ſch hat einen Zuſatz⸗Antrag geſtellt, welcher 
dahin geht, daſs der Gemeinderath ſeiner Anſchauung in dieſer 
Sache in einer Petition an das hohe Miniſterium für Cultus und 
Unterricht Ausdruck geben ſoll. Ich erlaube mir, mich gegen dieſen 
Zuſatz⸗Antrag auszuſprechen, und zwar aus folgenden Gründen: 
Das Anſuchen eines Herrn — der Name iſt von Herrn Dr. Prockſch 
genannt worden — des Herrn Vincenz Morawetz um Er— 
richtung von öffentlichen Schulen mit czechiſcher Unterrichtsſprache 
in Wien wurde bereits im Jahre 1889 beim Bezirksſchulrath 
eingebracht. Der Bezirksſchulrath hat dieſes Anſuchen abgewieſen. 
Darauf hat der Landesſchulrath im Inſtanzenzuge über den Recurs 
des Vincenz Morawetz gegen die abweisliche Erledigung des 
Bezirksſchulrathes entſchieden, und auch er, der Landesſchulrath, hat 
dieſes Begehren abgewieſen. Über einen weiteren Recurs liegt nun 
der ganze Aet dem Miniſterium vor. Nachdem der Gemeinderath, 
der freilich bisher Kenntnis von der Sache nicht gehabt haben 
mag, in dieſer ganzen Zeit ſich nicht gerührt und nichts in der 
Sache gethan hat, ſollen wir uns jetzt, wo die Angelegenheit bei 
der dritten Inſtanz iſt, an dieſe dritte Inſtanzbehörde im Petitions— 
wege wenden. Das ſcheint mir nicht recht paſſend zu ſein, das 
ſcheint mir nicht recht in Ordnung zu fein, dafs der Gemeinderath 
hier in den Inſtanzenzug eingreift; und ich glaube, dass wir viel— 
mehr das volle Vertrauen haben können, dafs das Miniſterium 
nicht im Gegenſatz zu den unteren Schulbehörden, im Gegenſatz 
zu zwei bereits vorliegenden Entſcheidungen dem Anſuchen dieſes 
Herrn Vincenz Morawetz plötzlich ſtattgeben ſollte. Ich glaube 
daher, wir zeigen vielzuviel Furcht, wenn wir uns deshalb mit einer 
Petition an das Miniſterium wenden. Es genügt, daſs der Ge— 
meinderath, und zwar möglichſt einmüthig, ſeiner Meinung Ausdruck 
gibt durch die Reſolution, welche Ihnen der Stadtrath beantragt. 
Ich empfehle Ihnen nochmals deren Annahme. 


Bürgermeifter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Herr Gem.“ 
Rath Dr. Prockſch hat ſeinen Zuſatz-Antrag zurückgezogen, es 
gelangt daher nur der Antrag des Stadtrathes zur Abſtimmung. 
Ich werde denſelben zur Verleſung bringen. (Rufe: Unnöthig!) 
Ich werde daher von der Verleſung Umgang nehmen. 
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Es iſt namentliche Abſtimmung über dieſen Antrag beantragt. 
Bitte jene Herren, die damit einverſtanden ſind, die Hand zu er— 
heben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche dafür ſind, mit „Ja“, 
und diejenigen, welche dagegen ſind, beim Namensaufrufe mit 
„Nein“ zu antworten. (über Namensaufruf ſeitens des Schrift- 
führers Gem.-Rath Schrenckh ſtimmen mit „Ja“ die Gemeinde— 
räthe: 

Altenberg, v. Bachofen, Bärtl, Beutnitz, Boſchan, 
Brauneiß, Dr. Daum, Dehm, Djörup, Edlhofer, Eigner, 
Frauenberger, Dr. Friedjung, Froſch, Geitler, Geyer, 
Glaſauer, v. Götz, v. Goldſchmidt, Gräf, Dr. Grübl, 
Dr. Hackenberg, Hawranek (Lebhafter Beifall rechts), Herold, 
Herrdegen, Hörmaun, Dr. Huber, Janotta, Kaſpar, 
Kirchmayer, Dr. Klotzberg, Koch, Kraetſchmer, Lang, 
Dr. Lederer, Dr. Lerch, Markl, Matzenauer, Maher K. M., 
Müller Joſ., Müller K. J., Dr. Nechansky, v. Neumann, 
Noske, Pollak, Dr. Prix, Dr. Prockſch, Purſcht, Rauſcher, 
Reichert, Dr. Richter, Röhrl, Rückauf, Saſſe, Sauerborn, 
Schenzel, Schieferl, Schlechter, Schmidt, Schoderböck, 
Schrenckh, Schuh, Seiler, Siegert, Silberer, Simon, 
Stehlik, Dr. Stern, v. Stummer, Tagleicht, Taubler, 
Trambauer, Dr. Uhl, Vaugoin, Villicus, Vock, Dr. 
Vogler, Waegner, Walther, Weitmann, Weſſely Ig. Fr., 
Weſſely Vinc., Winker, Winter, Witzelsberger, Wünſch, 
Ziegelwanger, Dr. Zimmermann, Zweig. 

Der Antrag iſt mit 89 Stimmen einſtimmig ange— 
nommen. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen.) 

Gem.⸗Nath Steiner (zur Geſchäftsordnung): Ich hätte, 
wenn ich im Saale anweſend geweſen wäre, mit „Ja“ geſtimmt; 
ich war draußen im Sprechzimmer. Es iſt kein Zeichen gegeben 
worden, ich wusste nicht, daſs die Abſtimmung vorgenommen werde. 

Vürgermeiſter: Das mag fein. Die Abſtimmung iſt mit 
denjenigen Herren vorgenommen worden, die hier waren, denn es 
iſt namentliche Abſtimmung beantragt und angenommen worden, 
und da mufs man annehmen, dafs jeder Herr wiſſe, dass er da 
zu ſein hat. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Nachdem das Begehren um Errichtung öffentlicher 
Schulen mit czechiſcher Unterrichtsſprache in Wien ein 
durchaus ungeſetzliches iſt und offenbar nur zu dem 
Zwecke eingebracht wurde, um den deutſchen Charakter 
der Stadt Wien in Frage zu ſtellen und den Frieden 
der Bürger Wiens zu ſtören, ſpricht der Gemeinde— 
rath feine Überzeugung aus, dafs der Gemeinde die 
Verpflichtung zur Errichtung czechiſcher Schulen nicht 
auferlegt werden kann. 

22. Referent Gem.- Rath Joſef Müller: Ich habe die 
Ehre, zu referieren über den den geehrten Herren vorliegenden 
Antrag des Stadtrathes, Zahl 186. Derſelbe betrifft die Abänderung 
der Straßenbreite in der St. Jakobsgaſſe in Penzing im XIII. Be⸗ 
zirke. Die St. Jakobsgaſſe iſt eine Quer⸗Verbindungsſtraße, welche 
von der Eliſabeth⸗Weſtbahn bis zur Hauptſtraße, in welche die Tramway 
gelegt iſt, verläuft. Dieſelbe war urſprünglich mit einer Breite 
von 15°17 m beſtimmt worden, wurde aber nachträglich durch die 
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Statthalterei in eine Straße von 18˙96 m umgewandelt. Es geht 
nun der Antrag dahin, dafs dieſe Straße, nachdem fie ganz ſecundär 
iſt, wieder auf eine Breite von 15°17 m zu reſtringieren ſei, und 
zwar insbeſonders aus dem Grunde, weil nach der Parcellierung, 
die längs dieſer Straße vorgenommen und grundbücherlich ein— 
getragen worden iſt, die Parcellen bis an die Baulinie von 15°17 m 
gelegen find, jo dajs, wenn nunmehr eine Breite von 18°96 m 
aufrechterhalten bliebe, die Gemeinde eventuell den Streifen, 
welcher zwiſchen 10 und 8° enthalten würde, einzulöſen hätte. 

Wie ich mir zu bemerken erlaubte, handelt es ſich um eine 
vollkommen ſecundäre Straße, die eine Breite von 8“ enthält. Die 
Fortſetzung aufwärts gegen Baumgarten verläuft im ſteigenden 
Terrain, jo dass eine große Frequenz in dieſer Straße nicht vor— 
handen iſt. 

In Berückſichtigung dieſer Umſtände hat der Stadtrath 
folgenden Beſchluſs gefaſst, und ich erſuche um Zuſtimmung zu 
demſelben. (Liest:) 

Es ſei die normierte Straßenbreite von 18-96 m 
in der St. Jakobsgaſſe in Penzing auf 1517 m zu 
reducieren und hiebei die Linien ab, cd, ef, gh, mit 
den durch die Verlängerung der Quergaſſe entſtehenden 
Fragmenten aa‘, bb‘, cc‘, dd‘, ee‘, ff und gg’, als Bau— 
linien feſtzuſetzen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter (den Vorſitz über⸗ 
nehmend): Wünſcht jemand das Wort? (Niemand meldet ſich.) 
Da dies nicht der Fall iſt, erſuche ich die Herren, welche dem 
Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange— 
nommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei die normierte Straßenbreite von 
1896 m in der St. Jakobsgaſſe in Penzing auf 
1517 m zu reducieren und hiebei die Linien ab, 
ed, ef, gh, mit den durch die Verlängerung der 
Quergaſſe entſtehenden Fragmenten aa, bb‘, 
ce, dd, ee‘, ff und ag‘, als Baulinien feſtzuſetzen. 


23. Referent Gem. Rath Joſef Müller: Ich habe weiters 
über den Stadtraths⸗Antrag Z. 185 zu berichten. Derſelbe betrifft 
die Baulinienbeſtimmung für die Einl.⸗Z. 521 Ober⸗St. Veit im 
XIII. Bezirke, und zwar im ſogenannten Schweizerthal, der Winzer— 
gaſſe und einer neuen, parallel mit der Winzergaſſe gelegenen 
Straße. Der Plan liegt den geehrten Herren vor. Es ſoll im 
Schweizerthal die Baulinie beſtimmt werden unter Zugrundelegung 
einer Straßenbreite von 12 m, und zwar derart, dafs auf beiden 
Seiten je ein Vorgarten mit 4m errichtet wird. Bezüglich dieſer 
Vorgärten hat der betreffende Eigenthümer die Verpflichtung zu 
übernehmen, dieſe Gärten anzulegen und zu erhalten, und es ſind 
dieſe Verpflichtungen auch grundbücherlich bei der ſeinerzeitigen 
Bauconſensertheilung vorzumerken. Bezüglich der Winzergaſſe wird 
beantragt, dass, nachdem dieſelbe eine ſehr ſecundäre Lage hat, hier 
eine Breite von 10 m zu normieren und beiderſeits Vorgärten 
von 250 m unter der Bedingung der grundbücherlichen Vormerkung 
aufrechtzuerhalten ſeien. 

Für die neue Gaſſe war die Baulinie, und zwar dort, wo 
fie die Einl.⸗Nr. 526 ſchneidet, ebenfalls derart zu beſtimmen, 
dafs die innere Breite 10 m beträgt und auf beiden Seiten eben— 
falls Vorgärten mit 2˙5 m beſtimmt werden. An den Ausmündungen 
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der Winzergaſſe und der neuen Gaſſe im Schweizerthal ſind Ab— 
kappungen vorgeſehen, damit die Einmündung nicht ſo ſchwierig 
iſt, nachdem der Schnitt dieſer beiden Straßenaxen einen Winkel 
von 45 bis 60 Grad hat. Bei der Winzer- und Schweizergaſſe 
wird ebenfalls eine Abkappung geplant, und zwar mit 20 m. In 
dem Abſatze B der gedruckten Beilage iſt zwar geſagt 10 m, das 
it aber nicht richtig; es beruht das auf einem Fehler im Maß— 
ſtabe und ſoll heißen: 20 m. Bezüglich der Baulinien in der Parks:, 
reſpective Mariengaſſe bis zum Anſchluſſe an die Neuſtiftgaſſe und 
in der Hentſchelgaſſe macht dus Bauamt zwar einen Vorſchlag, 
der Stadtrath iſt aber der Anficht, daſs dieſe Baulinien derzeit 
nicht zu beſtimmen ſeien, um hiedurch dem General-Regulie— 
rungsplane, bezüglich deſſen jetzt die Ausſchreibung gemacht wird 
und der hoffentlich in einem Jahre zuſtande kommen wird, nicht 
vorzugreifen. Es bezieht ſich daher die heutige Beſtimmung nur 
auf den Theil des Schweizerthales längs der Realität Einl.- 
Nr. 521 und die Winzergaſſe. Die Anträge lauten: 
1. Es werden die Baulinien: 

a) für das Schweizerthal in der Strecke von der 
Winzergaſſe bis zum ſogenaunten „Stock im Weg“ 
bei einer Straßenbreite von 12m nach den Linien 
a“ b“ c“ d“ e“ und s“ r“ d“ p'; 

b) für die Winzergaſſe bei einer 
10m nach den Linien f w’ und Av’ 
kappung A B von 20 m Breite; 

c) für die neue Gaſſe längs der Realität Einl.- 
Z. 521 bei einer Straßenbreite von 10m nach den 


Straßenbreite von 
mit der Ab— 


Linien dw und 6“ t“ mit der Abkappung ce’ c“ 
beſtimmt. 
2. Es ſind in der vorbezeichneten Strecke des 


Schweizerthales beiderſeits je Am breite, in der Winzer: 
gaſſe und der neuen Gaſſe neben der Realität Einl.-Z. 521 
beiderſeits je 250m breite Vorgärten herzuſtellen und 
iſt ſeinerzeit bei der Parcellierung oder Baubewilli— 
gung die grundbücherliche Sicherſtellung der Verpflich— 
tung zur Anlage und Erhaltung dieſer Vorgärten 
durchzuführen. Zwiſchen den aufzuführenden Wohn— 
häuſern iſt ein Zwiſchenraum von mindejtens 8m zu 
belaſſen. 

3. Die Beſtimmung der Baulinien für den von 
der Winzergaſſe gegen die Neuſtiftgaſſe zu gelegenen 
Theil des Schweizerthales, dann für die Hentſchelgaſſe 
und für den Marienſteig bleibt in suspenso. 

Ich erſuche Sie um Ihre Zuſtimmung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter (nach Befragen des Haufes) : 
Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 


1. Es werden die Baulinien: 

a) für das Schweizerthal in der Strecke von 
der Winzergaſſe bis zum ſogenannten „Stock 
im Weg“ bei einer Straßenbreite von 12 m 
nach den Linien alp“ c“ d“ e“ und s“ r“ g p'; 

b) für die Winzergaſſe bei einer Straßenbreite 
von 10 m nach den Linien Fw‘ und Av‘ 
der Abkappung AB von 20 m Breite; 
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c) für die neue Gaſſe längs der Realität Einl. 
9.921 bei einer Straßenbreite von 10 m nad) 
den Linien dbu“ und e“ t mit der Abkappung 
e’ c“, beſtimmt. 


2. Es ſind in der vorbezeichneten Strecke des 
Schweizerthales beiderſeits je 4m breite, in der 
Winzergaſſe und der neuen Gaſſe neben der 
Realität Einl.⸗Z. 521 beiderſeits je 250 m breite 
Vorgärten herzuſtellen und iſt ſeinerzeit bei der 
Parcellierung oder Baubewilligung die grund— 
bücherliche Sicherſtellung der Verpflichtung zur 
Anlage und Erhaltung dieſer Vorgärten durch— 
zuführen. Zwiſchen den aufzuführenden Wohn— 
häuſern iſt ein Zwiſchenraum von mindeſtens 
Sm zu belaſſeu. 


3. Die Beſtimmung der Baulinien für den 
von der Winzergaſſe gegen die Neuſtiftgaſſe zu 
gelegenen Theil des Schweizerthales, dann für 
die Heutſchelgaſſe und für den Marienſteig 
bleibt in suspenso. 


24. Referent Gem.-Nath Joſ. Müller: Ad Zahl 184. Ich 
habe weiters die Ehre, über die Baulinienbeſtimmung für einige 
Straßen in Unter⸗St. Veit im XIII. Bezirke zu referieren, und 
zwar für einen Complex, welcher zwiſchen der Reich-, reſp. Lainzer⸗ 
ſtraße und St. Veiterſtraße einerſeits und zwiſchen in Gemeinde 
Hietzing, einer Querſtraße und der an der St. Veiterſtraße gelegenen 
fünften Querſtraße, wo die Gründe der Baugeſellſchaft liegen, 
andererſeits liegt. Zu dieſem großen Vierecke iſt bereits früher eine 
Parcellierung vorgenommen worden, und zwar in dem ſüdlich au 
der Reichgaſſe gelegenen Theile. Die Herren finden die einzelnen 
Parcellen im Plane mit Nummern bezeichnet. Bei dieſer Parcellierung 
iſt auch eine Straße beſtimmt worden, welche im Plane mit Franzens⸗ 
gaſſe bezeichnet iſt, und der Theil dieſer Straße, welche den par— 
cellierten Grund durchzieht, iſt im öffentlichen Buch bereits aus 
dem Privateigenthum ausgeſchieden und als öffentliches Eigenthum 
eingetragen worden. 

Bei der ſpäter vorgenommenen Parcellierung der Gründe der 
Baugeſellſchaft auf der linken Seite hat ſich nun herausgeſtellt, dafs 
es beſſer ſei, dieſe Straße durch den früher erwähnten Block derart 
zu ziehen, dass fie die Lage bekommt, wie fie im Plane bei den 
Längsſtraßen 1, 2 und 3 und den Querſtraßen 5, 4, 3, 2 und 1 
bezeichnet iſt. 

Dadurch kommt aber in unmittelbarer Nähe der bereits als 
öffentliches Gut eingetragenen zweiten Längsſtraße, nämlich der 
Franzensgaſſe, eine dritte Längsſtraße, und das iſt in Wirklichkeit 
nicht durchzuführen, denn man kann nicht zwei Parallelſtraßen 
unmittelbar neben einander führen, wie es hier der Fall wäre. 
Außerdem iſt noch während der Zeit vorgekommen, dafs in der 
Malfattigaſſe auf Parcelle 307/11 ein Haus gebaut worden iſt, 
und zwar derart, dass es gerade auf die Franzensgaſſe geſtellt 
worden iſt. Das ſind Umſtände, welche nicht haltbar ſind. Nun 
iſt aus dieſem ein Reſultat zu ziehen, welches den Verhältniſſen 
entſpricht, und das geht dahin, dafs man die Franzensgaſſe, welche 
jetzt öffentliches Gut iſt, aufläſst und die neue Straße, die dritte 
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Längsgaſſe, als zukünftige Straße fixiert. Nun handelt es ſich 
darum, was mit der Franzensgaſſe Parcelle 305/2 und 283/1 zu 
machen iſt. Es iſt dem betreffenden Beſitzer gelungen, die an 
der Franzensgaſſe gelegenen Parcellen zu gewinnen, fo dass er es 
ermöglicht hat, die Auflaſſung der Franzensgaſſe zu bewirken. Er 
ſtellt nun das Erſuchen, daſs ihm die Gründe an der Franzens— 
gaſſe, bezüglich welcher er bereits das Recht erworben hat, Häuſer 
zu ſtellen, gegen dem überlaſſen werden, dass er die dritte Längs— 
ſtraße wieder eröffnet und in das öffentliche Gut gibt, außerdem, 
dass er ſich verpflichtet, diejenige Querſtraßen, welche zwiſchen der 
dritten Querſtraße und der Reichgaſſe gelegen ſind, die Malfatti— 
gaſſe und die Endlergaſſe, und die Parcellen der Straßen, welche 
noch nicht vollkommen im öffentlichen Gute gelegen ſind, ebenfalls 
unentgeltlich in das öffentliche Gut bringt. Das iſt die einzige 
Löſung und ein bedeutender Vortheil und nur dem Umſtande zu 
verdanken, daſs das zufällig einem Eigenthümer gehört. 

Es beantragt der Stadtrath darauf einzugehen und das 
öffentliche Gut bezüglich der Franzensgaſſe erſt dann aufzulöſen, 
bis der Betreffende ſeinen Verpflichtungen nachgekommen iſt, das 
heißt die dritte Längsſtraße und die Querſtraße bis zur Reich— 
gaſſe eröffnet und unentgeltlich als öffentliches Gut übergeben 
hat. Der betreffende Eigenthümer ſtellt aber weiter das Erſuchen, 
die Parcelle 283/32 ihm ebenfalls unentgeltlich zu überlaſſen. 

Es hat ſich aber herausgeſtellt, daſs dieſe Parcelle nicht aus 
der Parcellierung entſtanden iſt, ſondern nur einen Rain bildet, 
welcher nie im Eigenthum des Parcellierungswerbers gelegen war. 
Es wird daher auf dieſen Wunſch nicht eingegangen. 

Ich faſſe das Geſagte in den Anträgen des Stadtrathes zu— 
ſammen und erſuche um Ihre Zuſtimmung. Ich werde mir 
erlauben, wenn es nothwendig ift, die Anträge vorzuleſen. (Liest:) 

Die im vorgelegten Plane bezeichneten Linien für 
die I., II. und III. Längsſtraße und die L, II., III., IV. 
und V. Querſtraße, beziehungsweiſe für den zwiſchen 
der 2. und 3. Längs⸗ und 4. und 5. Querſtraße 
liegenden Platz, werden unter Fixierung der Straßen— 
breite von 12 m für die genannten Längs- und Quer— 
ſtraßen mit dem Beiſatze beſtimmt, dafs beiderſeits 
innerhalb der Baulinien Am breite Vorgärten anzu— 
legen find, und daſs ſeinerzeit bei der Parcellierung 
oder Baubewilligung die grundbücherliche Sicherſtellung 
der Verpflichtung zur Anlage und Erhaltung dieſer 
Vorgärten durchzuführen iſt. 

Dieſe Linien ſind demnach für die gegenüber— 
liegende Seite der 1. und 5. Querſtraße zu ergänzen. 
Für den Platz haben ſohin die Straßenbreiten, ſowie 
die inneren bezeichneten Linien, welche dazu führen 
könnten, den Platz für eine Baugruppe anzuſehen, zu 
entfallen. 

2. Die in dieſem Plane eingeſchriebenen Niveau— 
coten werden genehmigt. 

3. Die Auflaſſung des Straßenzuges der Franzens— 
gaſſe und des Straßentheiles Cat.-Parc. 283/32 wird 
genehmigt. 

Dieſe Auflaſſung hat jedoch hinſichtlich des Theiles 
CD K G wegen des Beſtandes der Einfahrt und der 
Fenſter der „Omnibusrealität“ erſt beim Umbaue, 
reſpective der Parcellierung dieſer Realität ſtattzufinden. 
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4. Die unentgeltliche Rückgabe der aufzulaſſenden 
Straßentheile Cat.-Parc. 305/2 (rückſichtlich des Theiles 
CD K G ſelbſtverſtändlich erſt nach Auflaſſung der Ein— 
fahrt, beziehungsweiſe Umparcellierung der ſogenaunten 
„Omnibusrealität“) und 283/1 je zur Hälfte der 
Straßenbreite an die Beſitzer der angrenzenden Par— 
cellen nach Maßgabe der Frontlänge ihres Beſitzes 
gegen die aufgelaſſene Straße werde principiell unter 
der Bedingung zugeſtanden, daſs vorerſt die betreffenden 
Erſatzſtraßen, beziehungsweiſe die zur Verlängerung 
der Querſtraßen 1, 2, 3, 4 von der 3. Längsſtraße 
bis zur Reichgaſſe nach der nun genehmigten Baulinie 
geforderten Grundtheile grundbücherlich laſtenfrei ab— 
geſchrieben und in das Verzeichnis für das öffentliche 
Gut eingelegt ſind, ſowie daſs der Gemeinde aus der 
Zurückſtellung keinerlei Koſten erwachſen. Die infolge 
der beantragten Straßenbreite von 12 m bei den bereits 
parcellierten Grundtheilen zu den einzelnen Parcellen 
zurückfallenden Grundſtreifen wären unter der gleichen 
Vorausſetzung unentgeltlich zurückzuſtellen. 

Dagegen werde das gleiche Verlangen des Herrn 
J. Frankl hiuſichtlich der Cat.-Parc. 283/32, von 
welcher die ſeinerzeitige unentgeltliche Übergabe an die 
Gemeinde nicht nachgewieſen iſt, abgelehnt. 

5. Die vom Vertreter des XIII. Gemeindebezirkes 
beantragte Fortſetzung der geringeren Breite der 
Straßenzüge über das Gebiet der parcellierten Gründe 
der Wiener Baugeſellſchaft und des Wiener Bauvereines 
werde derzeit abgelehnt. 

Ich erſuche Sie um die Annahme. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Bitte, wünſcht jemand 
das Wort? (Keine Einwendung.) Jene Herren, welche dieſem 
Autrage zuſtimmen, bitte ich die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 

Die im vorgelegten Plane bezeichneten Linien 
für die I., II. und II. Längsſtraße und die J., II., 
III., IV. und V. Querſtraße, beziehungsweiſe für den 
zwiſchen der 2. und 3. Längs- und 4. und 5. Quer- 
ſtraße liegenden Platz, werden unter Fixierung der 
Straßenbreite von 12 m für die genannten Längs— 
und Querſtraßen mit dem Beiſatze beſtimmt, daß 
beiderſeits innerhalb der Baulinien Im breite Vor— 
gärten anzulegen find, und daſs feinerzeit bei der 
Parcellierung oder Baubewilligung die grundbücher— 
liche Sicherſtellung der Verpflichtung zur Anlage 
und Erhaltung dieſer Vorgärten durchzuführen iſt. 

Dieſe Linien ſind demnach für die gegenüber— 
liegende Seite der 1. und 5. Querſtraße zu ergänzen. 
Für den Platz haben ſohin die Straßenbreiten, ſowie 
die inneren bezeichneten Linien, welche dazu führen 
könnten, den Platz für eine 
zu entfallen. 


Baugruppe anzuſehen, 
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2. Die in dieſem Plane eingeſchriebenen Niveau— 
coten werden genehmigt. 

3. Die Auflaſſung des Straßenzuges der Franzens— 
gaſſe und des Straßentheiles Cat.-Parc. 233/32 
wird genehmigt. 

Dieſe Auflaſſung hat jedoch hinſichtlich des 
Theiles C DK G wegen des Beſtandes der Einfahrt 
und der Fenſter der „Omnibusrealität“ erſt beim 
Umbaue, reſpective der Parcellierung dieſer Realität 
ſtattzufinden. 

4. Die unentgeltliche Rückgabe der aufzu— 
laſſenden Straßentheile Cat.-Parc. 305% (rück⸗— 
ſichtlich des Theiles GD K G ſelbſtverſtändlich 
erſt nach Auflaſſung der Einfahrt, beziehungs— 
weiſe Umparcellierung der ſogenannten „Omnibus— 
realität“) und 283/1 je zur Hälfte der Straßen- 
breite an die Beſitzer der angrenzenden Par— 
cellen nach Maßgabe der Frontlänge ihres 
Beſitzes gegen die aufgelaſſene Straße werde 
principiell unter der Bedingung zugeſtanden, 
daſs vorerſt die betreffenden Erſatzſtraßen, be 
ziehungsweiſe die zur Verlängerung der Quer— 
ſtraßen 1, 2, 3, 4 von der 3. Längsſtraße bis zur 
Reichgaſſe nach der nun genehmigten Baulinie 
geforderten Grundtheile grundbücherlich laſten— 
frei abgefchrieben und in das Verzeichnis für 
das öffentliche Gut eingelegt ſind, ſowie daſs 
der Gemeinde aus der Zurückſtellung keinerlei 
Koſten erwachſen. Die infolge der beantragten 

Straßenbreite von 12 m bei den bereits parcel- 
lierten Grundtheilen zu den einzelnen Par— 
cellen zurückfallenden Grundſtreifen wären 
unter der gleichen Vorausſetzung unentgeltlich 
zurückzuſtellen. 

Dagegen werde das gleiche Verlangen des 
Herrn J. Frankl hinſichtlich der Cat.-Parc. 283/32, 
von welcher die ſeiner zeitige unentgeltliche 
Übergabe an die Gemeinde nicht nachgewieſen 
iſt, abgelehnt. 

5. Die vom Vertreter des XIII. Gemeinde⸗ 
bezirkes beantragte Fortſetzung der geringeren 
Breite der Straßenzüge über das Gebiet der 
parcellierten Gründe der Wiener Baugeſell— 
ſchaft und des Wiener Bauvereines werde der— 
zeit abgelehnt. 

25. Nefereut Gem.-Nath Joſef Müller: Ich habe ferner 
eine Zuſchrift des Reichs-Kriegsminiſteriums, welche ebenfalls auf 
der Tagesordnung ſteht, zur Kenntnis zu bringen. Dieſelbe betrifft 
das Anſuchen der Gemeinde um Auflaſſung der Heumarktkaſerne 
und lautet (liest): 
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An den Magiſtrat der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
am 22. Juli 1892. 

Auf die geſchätzte Zuſchrift G.-Z. 203.335/ IV vom 17. Juni 
l. J., beehrt ſich das Reichs-Kriegsminiſterium mitzutheilen, dass 
die Heumarktkaſerne in die mit dem Geſetze vom 10. Juni 1891 
genehmigte Transaction bezüglich einiger Kaſernen in Wien aus 
militäriſchen Gründen nicht einbezogen wurde, weshalb gegenwärtig 
auf die vom Magiſtrate geſtellte Propoſition auf die Entfernung 
auch dieſes Objectes Bedacht zu nehmen, nicht eingegangen 
werden kann. 

Das Reichs-Kriegsminiſterium wäre übrigens auch aus 
ökonomiſchen Gründen nicht in der Lage, die Heumarktkaſerne auf— 
zulaſſen, ehe nicht die oberwähnte an und für ſich ſehr umfang— 
reiche Transaction durchgeführt ſein wird, da bei einem gleich— 
zeitigen Verkaufe ſo vieler Objecte, deren Preiſe jedenfalls ins— 
geſammt ſehr gedrückt würden und dadurch die dem Magiſtrate 
wohlbekannten Schwierigkeiten, welche ſich den Zielen der Kriegs— 
verwaltung in dieſer Transaction ohnedies ſchon vormals ent— 
gegenſtellen, nur noch ſteigern müſsten. 

Nach Anſicht des Reichs-Kriegsminiſteriums wäre ſomit beim 
Entwurfe des Regulierungsplanes auf die Entfernung der Heu— 
marktkaſerne binnen abſehbarer Zeit keineswegs zu rechnen; der 
Sanierung dieſes Objectes durch Auflaſſung der Stallungen und 
ſonſtigen Hofeinbauten iſt aber im Transactionsprogramme ohne— 
dies bereits Rechnung getragen. 

In Vertretung des Reichs-Kriegsminiſters. 

(Folgt die Unterſchrift.) 

Vice Bürgermeifter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 


26. Referent Gem.-Nath Dr. Huber: Ich habe die Ehre, zu 
referieren über ein Geſuch um Subvention des Vereines zur Erhaltung 
einer Mädchen⸗Arbeitsſchule in Währing. Aus dem bei dem Acte 
erliegenden Statute und letzten Rechenſchaftsberichte iſt Folgendes 
zu entnehmen. Der Verein hat den Zweck, Mädchen nach voll— 
endetem zwölften Lebensjahre unentgeltlich in weiblichen Hand— 
arbeiten zu unterrichten, ſie in dieſer Beziehung, inſoweit weiter 
zu bringen, dass fie nach einigen Jahren jene Erwerbsfähigkeit 
erlangen, um dadurch im Leben ihr weiteres Fortkommen zu 


finden. 


Nach den Statuten wird der Verein von einem Ausſchuſſe 
von 15 Damen geleitet, welche in der Generalverſammlung ge— 
wählt werden. Nach dem letzten Rechenſchaftsberichte beſteht der 
Verein aus 400 ordentlichen Mitgliedern, 5 Ehrenmitgliedern und 
23 Gründern. Man ſieht des weiteren, daſs in der Schule ſehr 
fleißig gearbeitet wird und es iſt im Berichte auch hervorgehoben, 
was von den Mädchen in dieſer Richtung im Verlaufe des letzten 
Jahres fertiggeſtellt wurde. In der Eingabe iſt erwähnt, dafs die 
frühere ſelbſtändige Gemeinde Währing den Verein in der Weiſe 
unterſtützt hat, daſs fie das Local unentgeltlich zur Vergütung 
ſtellte und ferner 25 fl., in der letzten Zeit 40 fl. dem Vereine 
Subvention gab. 

Der Antrag des Stadtrathes geht nun dahin, dieſem Vereine 
eine Subvention von 50 fl. zu gewähren. Ich bitte Sie, Ihre 
Zuſtimmung zu geben. 

Gem.-RNath Värtl: Wenn, wie der Herr Referent erwähnte, 
400 Mitglieder dieſe Unternehmung frequentieren, ſo ſind 50 fl. 
wahrhaftig wenig, wenn man berückſichtigt, daß die frühere Gemeinde 
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Währing ein Local und außerdem 40 fl. gegeben hat. Zur Auf⸗ 
munterung des Vereines und zur Erzielung eines weiteren Fort⸗ 
ſchrittes und Gedeihens, welches ich dieſem Vereine wünſche, bean— 
trage ich eine Subvention von 100 fl. 

Gem.-Nath Wünſch: Ich kann dieſen Antrag nur auf das 
wärmſte begrüßen. Ich kenne dieſen Verein genau, weil ich ſelbſt 
bei Begründung desſelben mitgewirkt habe und kann die Herren 
verſichern, daß er außerordentlich wohlthätig wirkt. Die Mädchen 
werden unentgeltich unterrichtet. Es werden jährlich 35 bis 40 
Zöglinge unterrichtet, und wenngleich die Vorſteherin eine rege 
Thätigkeit und großen Eifer entfaltet, ſo wird die erhöhte Sub⸗ 
vention ihr Anregung bieten, auf dieſem Wege fortzufahren. 


t e? 


hier mehr bieten zu ſollen. (Bravo!) 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter: Gegenüber dem Referenten— 
antrage wird von Herrn Gem. -Rath Bärtl eine Subvention 
von 100 fl. beantragt. Ich bitte jene Herren, welche dieſem Antrage 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, dem Vereine zur 
Erhaltung einer Mädchen-Arbeitsſchule in Währing 
eine Subvention von 100 fl. pro 1892 zu bewilligen. 


27. Neferent Gem.-Rath N. v. Neumann: Beilage 
Nr. 96. Es handelt ſich um die Fortſetzung eines Referates, 
welches bereits erſtattet wurde, nämlich um die Baulinienbeſtimmung 
in der Theobaldgaſſe im VI. Bezirke. Ich werde mir nun erlauben, 
das Weſentlichſte aus dem Referate zu wiederholen. Es iſt der Eigen⸗ 
thümer des Hauſes Nr. 15 Windmühlgaſſe und Nr. 9 Theobald— 
gaſſe um Beſtimmung der Baulinie eingeſchritten. In der Wind⸗ 
mühlgaſſe iſt die Baulinie beſtimmt; es iſt daher nur bezüglich 
der Theobaldgaſſe Verfügung zu treffen. Das Stadtbauamt hat 
vorgeſchlagen, die Theobaldgaſſe in ſchiefer Richtung gegen die 
Windmühlgaſſe zu verlängern, und zwar nach den Linien e v 
und e w. Bei dieſer Art der Straßenführung würde nun eine 
Reihe von Hauseigenthümern ungünſtig betroffen werden; die 
Eigenthümer der Häuſer 37, 35, 33 und 23 haben auch gegen eine 
Beſtimmung in dieſer Weiſe Einſprache erhoben. 

Es werden, wie die verehrten Herren ſehen, bei dieſer Bau— 
linienbeſtimmung, beziehungsweiſe Straßenführung einzelne Häuſer 
von der Windmühlgaſſe zurückgedrängt, und auch jene Hauseigen⸗ 
thümer, welche ſelbſt Parcellenfragmente zwiſchen der neuen Straße 
und Windmühlgaſſe erhalten, ſind nicht in der Lage, dieſe ſelbſtändig 
zu erbauen, ſondern nur durch Zuſammenlegung einzelner Frag— 
mente ſind verbaubare Baublöcke zu gewinnen. Nachdem dieſe Ver- 
bindung ſonſt keinen beſonderen Wert als Verkehrsſtraße hat, ſo 
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beantragt der Stadtrath entgegen dem Antrage des Stadtbauamtes, 
die Straße parallel zur Windmühlgaſſe zu projectieren, und zwar 
in der im Plane eingezeichneten Weiſe. Die Durchführung dieſer 
Straße parallel zur Windmühlgaſſe wird eine leichte Verbauung 
der Parcellen ermöglichen und wird in dieſer Richtung den Grund— 
eigenthümern dienen. Nun handelt es ſich nur um die Frage der 
Ausmündung dieſer Straße. Die Herren haben hier auf dem 
Plane mehrere Varianten gezeichnet. Zweifellos wäre die Variante 2, 
welche die geradlinige Verlängerung bis zur Stiegengaſſe projectiert, 
die zweckmäßigſte, dieſe Verlängerung würde aber gegen das Haus 16 
der Stiegengaſſe ſtoßen, welches Haus erſt im Jahre 1890 erbaut 
wurde, und aus dieſem Grunde hat der Stadtrath in Erwägung 
gezogen, die Ausmündung gegen die Gumpendorferſtraße zu propo⸗ 
nieren und das Stadtbauamt zu beauftragen, über dieſe Aus— 
mündung eine ſpecielle Studie vorzulegen. Der Antrag bezüglich 
der Theobaldgaſſe geht dahin, die Theobaldgaſſe parallel zur Wind⸗ 
mühlgaſſe in der Richtung gegen die Stiegengaſſe mit einer Aus⸗ 
mündung in die Gumpendorferſtraße durchzuführen. 

Mit dieſem Antrage wäre eigentlich das Anſuchen des Haus— 
eigenthümers Windmühlgaſſe Nr. 15 erledigt geweſen. Der Stadt— 
rath hat jedoch auch noch weiter die Frage in Erwägung gezogen, 
ob die Pfauengaſſe, welche vom Gemeinderathe früher ſo beſtimmt 
wurde, wie die Herren ſie auf dem Plane eingezeichnet finden, 
geradlinig zu verlängern ſei, ob alſo dieſem Beſchluſſe ferner noch 
Rechnung getragen werden ſoll. 

Die Projectierung der Pfauengaſſe, wie fie bisher in Aus: 
ſicht genommen war, würde eine ſehr ungünſtige Verwertung der 
Gründe des Polizeigefangenhauſes herbeigeführt haben. Es iſt daher 
vom Stadtrathe in Antrag gebracht, die Pfauengaſſe in der Weiſe 
zu verlängern, wie es in der Zeichnung dargelegt iſt, nämlich 
nach den Linien e b und a d. Das iſt abſchwenkend von 
der Fillgradergaſſe nach der Ecke der Windmühlgaſſe. Dadurch 
wird eine zweckmäßige Verbindung der Straßen, beziehungsweiſe 
dieſes Stadttheiles mit der Mariahilferſtraße herbeigeführt. Es 
wird die Fillgradergaſſe geradlinig verlängert und fahrbar gemacht 
bis zur Pfauengaſſe und die Bienengaſſe wird ebenfalls verlängert, 
jedoch nur mit einer Stiege verbunden werden, weil hier die Niveau⸗ 
differenzen zu groß ſind. Die Projectierung in der vom Stadtrathe 
gegebenen Weiſe wird eine zweckmäßige Verwertung der Polizei⸗ 
gefangenhausgründe ermöglichen; wir zweifeln ja nicht, daſs das 
Polizeigefangenhaus ſchon in der nächſten Zeit beſeitigt werden 
wird. Ich erwähne noch, daßs die Herren dieſen Anträgen 
zuſtimmen können, ohne die Frage der Parcellierung der Ge— 
treidemarktkaſerne und des Metzenhauſes zu präjudicieren. 

Es iſt die Straßenführung für die Getreidemarktkaſerne 
verſuchsweiſe eingezeichnet. Die Herren entnehmen aber daraus, 
daſs wie Sie es auch ausführen mögen, die beſtehende ‘Pfauen- 
gaſſe in ihrem heutigen Beſtande bereits ein Hindernis bilden 
würde, um eine andere Parcellierung oder Straßenführung durch— 
zuführen, als ſie im Antrage des Stadtrathes vorliegt. Es geht 
daher bezüglich der Pfauengaſſe ein zweiter Antrag dahin, die 
Pfauengaſſe nach der Linie c b und a d in einer Breite von 
11:38 m, ferner die Fillgradergaſſe und Bienengaſſe ebenfalls mit 
einer Breite von 11˙38 m nach den bereits beſtimmten Baulinien 
zu verlängern und die Bienengaſſe nach der verlängerten Pfauengaſſe 
mittelſt einer Stiege zu verbinden. Die für die genannten Straßen 
ausgemittelten, im Plane angegebenen Niveau ſind einzuhalten. 
Ich bitte Sie um die Annahme dieſer Anträge. 
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Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Vorgemerkt iſt Herr 
Gem.-Rath Dr. Lueger; derſelbe iſt jedoch abweſend. Das 
Wort hat nun Herr Gem.-Rath Vincenz Weſſely. 

Gem.-Bath Vincenz Weſſely: Dieſe Angelegenheit beſchäftigt 
den Gemeinderath nicht das erſtemal; es iſt ſchon zu wiederholten— 
malen davon geſprochen worden, dafs hier in dem Theile des 
Bezirkes Mariahilf einmal die Baulinie beſtimmt werden mie. 
Gerade dieſer Theil des Bezirkes iſt es, welcher die ganze Ent— 
wicklung desſelben hemmt. Die Nieveauverhältniſſe und auch die 
Getreidemarktkaſerne find die Urſache, dajs dort nichts angebant 
werden kann. Es wäre mir ſehr angenehm geweſen, wenn der 
Herr Referent auch über die Parcellierung der Getreidemarktkaſerne 
vielleicht uns etwas Näheres hätte ſagen können. Ich habe in einem 
Blatte geleſen, daſs im Stadtrathe bereits dieſe Frage beſprochen 
wurde, und es wäre da vielleicht beſſer geweſen, wenn dieſes 
Referat vertagt und uns unter einem die Baulinienbeſtimmung 
für den ganzen Theil des Bezirkes vorgelegt worden wäre. Dieſe 
Angelegenheit tangiert aber auch den Bauregulierungsplan, denn 
es handelt ſich ja hier um einen großen Complex, und gerade da 
hat die Gemeinde ein großes Intereſſe an der Sache, weil ſie in 
dem unteren Theile des Bezirkes Mariahilf großen Realbeſitz hat. 

Es gehört uns einmal das Metzenhaus, die Geireidemarkt— 
kaſerne, weiter oben das Polizeigefangenhaus und daneben die 
Schule. Wir haben da einen ungeheueren Grundcomplex, und 
wenn hier einmal die Baulinie beſtimmt wird, ſo iſt doch die 
Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, dass ſich irgend etwas ereignet, 
daſs der ganze Theil des Bezirkes einer Regulierung unterzogen 
wird. Was ſoll jetzt hier geſchehen? Es ſoll die Baulinie für die 
Theobaldgaſſe beſtimmt werden, und zwar auf Grund eines An— 
ſuchens des Beſitzers des Hauſes Nr. 15 in der Windmühlgaſſe. 
Was wird da abgeholfen? Es wird da aus dem ganzen Stücke 
etwas herausgeriſſen; es iſt eigentlich nur ein Flickwerk, was da 
gemacht wird. Wenn Sie die zwei Planſkizzen betrachten, ich glaube 
nicht, dajs ſelbſt jemand, der in die Verhältniſſe eingeweiht ift und 
das Krätzel dort kennt, ſich da auskennt. Wenn Sie die Maſſe 
Häuſer, die alle einen Seuchenherd und die größte Gefahr bei 
einem Feuerunglück bilden, betrachten und kennen würden, ſo 
würden Sie mir gewiss zuſtimmen, wenn ich ſage, dafs hier eine 
Regulierung höchſt nothwendig iſt. Und mit ſolchen Sachen hilft 
man dieſer allgemeinen Gefahr nicht ab. Hier ſoll auf Grund des 
Anſuchens des Beſitzers des Hauſes Nr. 15 die Baulinie beſtimmt 
werden. Und was werden Sie erreichen? Gar nichts. Nur über 
ein Stückchen Gaſſe, welches ohnehin beſteht, wird beſtimmt, wie 
weit es noch weiter auf der einen Seite geöffnet werden ſoll, und 
auf der anderen Seite iſt die Gefahr vorhanden, dass, wenn die 
Baulinie beſtimmt wird, der jetzige Beſitzer das Haus verkauft und 
ein Bauſpeculant oder auch ein Bauherr, der für ſich baut, das 
kaufen wird; und dann wird der untere Theil des Bezirkes von 
dem oberen Theil, der Mariahilferſtraße, abgeſchnitten, abgeſchnitten 
aus dem Grunde, weil das Haus Nr. 15 in der Windmühlgaſſe 
ein Durchhaus, ein freiwillig eröffneter Durchgang iſt. 

Wir haben eine Paſſage nur durch dieſes Haus, wenn man 
von der Gumpendorferſtraße, Windmühlgaſſe, Laimgrubengaſſe 
oder Stiegengaſſe auf die Mariahilferſtraße will. 

Wenn nun dieſe Baulinienbeſtimmung angenommen wird, ob 
jetzt nach dem Antrage des Magiſtrates oder nach dem Antrage 
des Stadtrathes, ſo bleibt es alleseins, für unabſehbare Zeit iſt 
der untere Theil des Bezirkes von oben gänzlich abgeſchloſſeu. Das 
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iſt die Gefahr, meine Herren, und der wäre leicht auszuweichen. 
Der Mann, dem das Haus gehört, hat ja dasſelbe wiederholt der 
Gemeinde zum Kaufe angeboten, wurde aber jedesmal abgewieſen, 
und zwar nicht nur, weil er den Preis zu hoch geſtellt hat, ſondern 
es wurde immer darauf hingewieſen, daſs man warten ſolle, bis 
dieſer Bezirkstheil überhaupt reguliert wird. Jetzt auf einmal will 
man aber dieſes Stückchen regulieren, und da mache ich Sie 
nochmals darauf aufmerkſam, dafs damit nicht geholfen iſt. Ich 
bitte Sie daher, den Antrag anzunehmen, den ich hiemit ſtelle: 

Es ſei mit dem betreffenden Geſuchswerber noch 
einmal bezüglich des Preiſes zu verhandeln und dann 
ſoll man eventuell das Haus für die Gemeinde an— 
kaufen. 

Wenn die Gemeinde dieſes Haus dazukauft, werden wir es 
ſeinerzeit gewiſs gut verwerten können, weil es in der nächſten 
Nähe der Stadt iſt und ſich die Baulinie dann ſehr leicht beſtimmen 
läſst, wenn man ſich über das ganze ein Urtheil bilden kann. 

Ich bitte Sie alſo, meinen Antrag anzunehmen. (Beifall.) 

Gem.-Rath Schlechter: Sehr geehrte Herren! Zunächſt 
möchte ich als Vertreter des VI. Bezirkes eine Pflicht der Dank— 
barkeit und Anerkennung erfüllen, und zwar für den geehrten Herrn 
Referenten, der ſich im vorliegenden Falle außerordentliche Mühe 
gegeben hat. Dieſe Leiſtung ſoll hervorgehoben werden. (Bravo!) 
Gegen den Magiſtrats-Antrag und gegen die Pläne des Stadt— 
bauamtes ſind vom Herrn Referenten vier bis fünf Alternativen 
ausgearbeitet worden und er hat damit bewieſen, dass er es mit 
der Regulierung dieſes Bezirkstheiles gewiſs gut meint, und ich 
fühle mich daher verpflichtet, ihm den beſten Dank namens des 
Bezirkes hiefür auszusprechen. (Beifall.) 

Wenn ich das Wort ergreife, ſo geſchieht es nicht, um viel— 
leicht im Principe gegen die Anträge zu ſprechen, aber ich muss 
mich auf denſelben Standpunkt ſtellen, den der unmittelbare Herr 
Vorredner eingenommen hat. 

Verfolgen Sie, meine Herren, die Mariahilferſtraße von der 
Casa piccola an, jo finden Sie, dajs im Beginn eine Stiege iſt, 
welche in die Rahlgaſſe führt. Im weiteren Verlauf haben Sie 
dann die Bettlerſtiege, auch eine äußerſt ſchmale Verbindung mit 
der Gumpendorferſtraße und auch mit einer ſteilen Stiege. 

Wenn man weiter geht, iſt dann die ſogenannte Windmühl⸗ 
gaſſe, welche nach kurzem Verlauf einen rechten Winkel bildet und 
dann parallel mit der Mariahilferſtraße in die Gumpendorferſtraße 
führt. Sie haben nun auch hier keine directe Verbindung mit der 
Gumpendorferſtraße und finden eine ſolche erſt in unmittelbarer 
Nähe der Mariahilferkirche durch die Barnabitengaſſe. 

An der Stelle nun, bezüglich deren das Anſuchen vorliegt, iſt 
eben gerade der Punkt, um den es uns Mariahilfern am meiſten 
zu thun iſt. Ich bitte auch zu berückſichtigen, daſs die Frage nur 
dadurch acut geworden iſt, dafs der Eigenthümer des Hauſes 
Nr. 15 Windmühlgaſſe um Baulinienbeſtimmung angeſucht hat. 
Dieſes Haus Nr. 15 liegt gerade in der Ecke der Windmühlgaſſe, 
und es würde daher, wenn Sie den Plan genehmigen, vielleicht 
auf 100 bis 200 Jahre überhaupt die Möglichkeit abgeſchloſſen 
ſein, eine directe Verbindung von der Mariahilferſtraße in die 
Gumpendorferſtraße durch die Windmühlgaſſe zu finden. 

Ich mache hiebei aufmerkſam, dass auf dieſem Haufe, welches 
ein Durchhaus iſt, allerdings die Servitut eingezeichnet iſt, dass 
es ein Durchhaus bleiben muſs, dafs aber die Commune ſowohl 
für die Pflaſterung des großen Hofes als auch für die Reinigung 
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und Beleuchtung ſorgen muſs. Es iſt aber dabei weiter darauf 
aufmerkſam zu machen, dass dieſe ſchraffierten Grundflächen gegen— 
wärtig Eigenthum der Commune find und dafs daher in dem Falle, 
wenn wir das Haus Nr. 15 entſprechend ankaufen, wir mit dem 
jetzt uns gehörigen Theile der Gefangenhausrealität ſofort in die 
neue Straßenlinie vorrücken und dieſer Theil des Polizei-Gefangen— 
hauſes einen ganz beſonderen Wert gewinnt, der eigentlich ſoviel 
beträgt, als die Einlöſung des einen Hauſes ausmachen wird. 


Meine Herren! Wir beabſichtigen alſo mit dem Antrage 
durchaus nicht, dafs die wirklich guten Ideen, die hier in Bezug 
auf die Verbauung zum Ausdrucke kommen, gegenſtandslos werden 
oder dafs daran gerüttelt werde. Uns iſt aber darum zu thun, 
daſs das jetzt momentan Erreichbare erreicht werde, und zwar mit 
einem, wie ich glaube, verhältnismäßig billigen Preis und mit 


der damit verbundenen Werterhöhung eines bedeutenden, bereits im 


Beſitze der Commune befindlichen Objectes. Wir Mariahilfer 
wollen ſpeciell in Übereinſtimmung mit dem, was der geehrte Herr 
Vorredner angeführt hat, Folgendes: Es mögen die Verhandlungen 
mit dem Hausbeſitzer eingeleitet werden. Wenn das Haus wirklich 
angekauft iſt, wird die Möglichkeit vorhanden fein, dass eine directe 
Verbindung mit der Gumpendorferſtraße hergeſtellt werde. 


Ich glaube, wir Mariahilfer haben zu wiederholtenmalen 
bewieſen, das — wenn es ſich um evidente Verkehrsbedürfniſſe 
anderer Bezirke handelt — wir bereit ſind, billige und gerechte 
Forderungen zu unterſtützen. Ich kann Sie nur auf das herzlichſte 
bitten, einem gerechten Wunſche der Mariahilfer zu entſprechen 
und bitte um Annahme des von dem geehrten Herrn Vorredner 
geſtellten Antrages. 


Gem.⸗Nath Ferd. Mayer: Ich erlaube mir auch ein paar Be- 
merkungen zu machen. Wenn Sie auf den Antrag des Herrn Collegen 
Weſſely eingehen, ſo möchte ich Folgendes ſagen: Wenn die 
Gemeinde dieſe Realität ankauft, hat ſie den doppelten Vortheil, 
ſie hat dort freie Hand und wir präjudicieren uns nach gar keiner 
Richtung. Das Gefangenhaus iſt ja nicht für die Ewigkeit dort 
beſtimmt, wer darinnen war, wird wiſſen, wie baufällig und fant- 
tätswidrig dieſe Realität ift. Sie iſt ja nur proviſoriſch im VI. Be⸗ 
zirke. Sie wiſſen ja, welche Verlegenheit ſeinerzeit war; es musste 
der VI. Bezirk zu dieſem Zwecke ein Haus hergeben. 


Dieſe Realität muss fallen; es iſt das in Verbindung zu 
bringen mit der Regulierung, wie ſie ſeit Jahren geplant iſt. Die 
Windmühlgaſſe iſt zu verlängern, ſie durchſchneidet das Polizei— 
gefangenhans und das Metzenhaus und geht hinaus auf die Maria— 
hilferſtraße. 

Ich glaube, dass wir die Sache am praktiſcheſten erledigen, 
wenn der Antrag des Herrn Collegen Weſſely angenommen 
wird, daſs die Gemeinde das Haus kauft, und daßs diesfalls mit 
dem Eigenthümer desſelben neuerlich unterhandelt wird. Der Be— 
treffende hat ſeine Forderungen nicht ſo hoch geſpannt. Es läſst 
ſich mit dem Manne reden. Wer die Verhältniſſe kennt, weiß, daßs 
das Pflaſter dort ſo elend iſt, daſs man Gefahr läuft, dort Hände 
und Füße zu brechen. Man mußs dort durch, weil es keinen 
anderen Ausweg gibt, wenn man von der Joſefſtadt oder vom 
Neubau, von der Stiftgaſſe kommt. Alſo im öffentlichen Intereſſe 
und im Intereſſe der Gemeinde iſt es gelegen, daßs dort endlich 
eine Regulterung fo platzgreife, wie es für den Bezirk wünſchens⸗ 
wert und nothwendig iſt. 
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Ich unterſtütze auch den Antrag des Herrn Collegen Weſſely, 
dafs dieſe Realität erworben und neuerlich mit dem Beſitzer ver— 
handelt werde. 

Gem.-Nath Koch (zur Geſchäftsordnung): Ich beantrage 
Schluss der Debatte. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die Herren, welche für 
Schluss der Debatte find, bitte ich, die Hand zu erheben. (Ge— 
ſchieht.) Schluſs der Debatte wird angenommen. 

Das Wort haben noch die Herren Gem.-Räthe Vaugoin, 
Roſenſtingl, Herrdegen, Ferd. Mayer, Eigner und 
der Herr Referent. 

Referent: Ich möchte nur aufklären, warum nicht eine 
Straßenverbindung projectiert wurde in der Verlängerung der 
Windmühlgaſſe, welche an die Mariahilferſtraße direct anſchließt. Es 
wäre ja natürlich und berechtigt geweſen, dieſe Straße durchzuführen. 
Die Urſache, dass es nicht fo beantragt wird, iſt die große Niveau— 
differenz. Es ſind, wenn man die Straße durchführen wollte, im erſten 
Theile 10 m Niveaudifferenz bei 40 m Länge zu bewältigen. Es würde 
alſo die Verbindung nur durch eine Stiege möglich werden. Wenn 
das Haus angekauft wird — gegen dieſen Antrag wäre principiell 
nichts einzuwenden, nur würde es einen Aufwand bedingen, den 
der Stadtrath nicht rechtfertigen zu können glaubte — ſo werden 
Sie eine Stiegenſtraße erhalten. Dass der Verkehr dadurch immerhin 
gewinnen wird, weil mehr Verbindungen dann beſtehen, iſt richtig. 

Nur fragt es ſich, ob ein Bedürfnis vorliegt; ich ſage gleich 
jetzt, ich habe gegen den Antrag, daſs mit dem Eigenthümer ver— 
handelt wird, nichts einzuwenden (Rufe: Bravo!), es iſt der— 
ſelbe, welcher fort und fort um die Baulinienbeſtimmung anſucht. 
Wenn Sie mit ihm verhandeln, ſo wird er vorläufig zufrieden 
ſein und der Gemeinderath kann ſich unterdeſſen klar werden, ob 
er das Haus kauft oder nicht. 

Gem.-⸗RNath Vaugoin: Meine Herren! Ich war derjenige, 
der am 3. Mai 1879 den Antrag eingebracht hat, die Regulierung 
dieſes unteren Stadttheiles von Mariahilf in die Hand zu nehmen, 
und wir ſtehen heute, nach 13 Jahren, nachdem bereits über drei 
oder vier Pläne von verſchiedenen Referenten hier referiert worden 
iſt, wieder auf dem Punkte, die ganze Angelegenheit zu verſchleppen. 
Ich habe nichts gegen die Verhandlung mit dem Eigenthümer; 
wir haben ſchon wiederholt mit ihm verhandelt und können aufs 
neue Verhandlungen führen, und ich werde mich daher dem Antrage 
des erſten Sprechers nicht entgegenſtellen, aber ich möchte bitten, 
daſs ein Termin beſtimmt werde, innerhalb deſſen die Verhand— 
lungen zu Ende geführt ſein müſſen, und wenn ſich die Gemeinde 
mit dem Hauseigenthümer rückſichtlich des Kaufſchillings nicht einigt, 
ſoll die Sache wieder an den Gemeinderath kommen und definitiv 
erledigt werden. g 

Ich will mich nicht in eine längere Debatte einlaſſen. Ich 
bin mit meinem Hauſe in der Mariahilferſtraße rückwärts An— 
rainer in der Theobald- und Pfauengaſſe, und ich möchte mir nicht 
wieder den Vorwurf machen laſſen, daſs ich pro domo ſpreche. 
Deshalb enthalte ich mich jeden weiteren Wortes. Aber die end— 
liche Erledigung möchte ich wünſchen und beantrage einen Termin 
von drei Monaten, innerhalb deſſen die Angelegenheit mit dem 
Beſitzer des Hauſes Nr. 15 zuende geführt werden muſs und ein 
Referat neuerdings erſtattet werden ſoll. 

Gem.-⸗Nath Noſenſtingl: Dem, was der Herr Vorredner 
geſagt hat, habe ich nichts hinzuzufügen. Ich möchte nur wünſchen, 
dafs er nicht Anlass gebe, dafs die Angelegenheit wieder auf die 
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lange Bank geſchoben werde. Wir können ganz gut — und ich 
weiß nicht, ob es Schaden würde — die Baulinie beſchließen . .. 
(Wiiderſpruch links.) . . . Ich bitte, laſſen Sie mich ausreden. Wir 
könnten gleichzeitig beſchließen, daſs wir mit dieſem Hauseigen— 
thümer in Unterhandlung treten. Es iſt etwas ganz anderes, wenn 
wir ſagen, wir ſind gewillt, das ſo zu machen, aber auch gewillt, 
das Haus zu kaufen, als wenn wir heute vielleicht den Willen in 
einer Weiſe zum Ausdruck bringen, welcher jedenfalls die Forde— 
rung dieſes Herren ſteigern würde. Das iſt keine Frage! Wir 
müſſen wahrſcheinlich, wenn wir heute die Baulinie nicht beſtimmen, 
den Grund theurer bezahlen, als wenn wir es thäten. Darüber 
gibt es gar keinen Streit. 
Herr College beantragt, daſs der Termin von drei Monaten feſt— 
geſetzt werde, man kann das in Gottes Namen gelten laſſen. 

Ich würde nur ſehr dagegen ſein, daſs dieſer Anlaſs benützt 
wird, um hier einen Durchbruch zu machen, der der Anfang einer 
Straße wäre. Dagegen müßste ich mich auf das entſchiedenſte 
verwahren. Der Herr Referent hat ſchon angeführt, daſs wegen 
der Kürze der Strecke und der großen Niveaudifferenz es nicht 
angeht, hier eine Straße zur Gumpendorferſtraße herunterzuführen, 
und ich fürchte, wenn wir zum Beiſpiel heute das Haus kaufen 
und niederreißen und die Straße eröffnen, daſs wir uns dann 
vergebens dagegen erwehren werden, dass die Straße zur Gumpen— 
dorferſtraße heruntergeführt wird und daſs es wieder eine jener 
Straßen iſt, die nur von Fußgängern benutzt werden kann, während, 
wenn wir den Antrag des Stadtrathes annehmen und ernſtlich 
darangehen, das Polizeigefangenhaus zu parcellieren, wir es 
möglich machen können, daſßs man mit Wagen von der Gumpen— 
dorferſtraße zur Mariahilferſtraße gelangt. 

Das iſt gewifs ſehr wertvoll, und ich glaube, dass die Herren 
Vertreter des Bezirkes ſpeciell es freudig begrüßen werden, weil 
eine Straße, in der man fahren kann, entſchieden mehr Wert hat, 
als eine Straße, in der man nur gehen kann. Das iſt auch 
durch den Antrag des Stadtrathes möglich, weil das Niveau mehr 
ausgeglichen wird. Dieſen Eindruck macht die Sache auf mich. 
Ich möchte mich dagegen verwahren, daſs das Haus nur dazu 
benützt wird, um eine directe Verbindung zu ſchaffen. 


Gem.-Nath Herrdegen: Ich ſchließe mich dem Antrage 
des Herrn Collegen Weſſely mit dem Zuſatz-Antrage Vaugoin 
an und verzichte auf jede weitere Bemerkung. 


Gem.-Nath Dr. Friedjung: Wiewohl ich gleichfalls fü 
die beiden Anträge bin, habe ich mir das Wort erbeten, um von 
vorneherein zu jagen, daßs ich und viele andere Mitglieder des 
Hauſes uns dadurch in keiner Weiſe gebunden fühlen; denn 
innerlich bin ich nicht überzeugt worden. Ich habe den Eindruck, 
daſs der Plan, der vorliegt, eine für Wagen fahrbare Verbindung 
zwiſchen der Mariahilfer- und Gumpendorferſtraße herſtellt, während 
die Niederreißung des Hauſes eine ſolche Verbindung nicht herſtellt, 
ſondern nur Stiegen hervorrufen würde. Ich würde bloß zu dieſem 
Zwecke einen bedeutenden Betrag aus Gemeindemitteln nicht be— 
willigen wollen. Um aber diejenigen Herren, welche jetzt auf den 
Ankauf dieſes Hauſes hinarbeiten, nicht im unklaren zu laſſen 
über die Motive derjenigen, welche dem Vertagungs-Antrage zu— 
ſtimmen, muſste ich das Wort ergreifen. 

Ich glaube, dass durch dieſe Erklärung in den Verhandlungen 
mit dem Beſitzer des Hauſes in der Windmühlgaſſe jeuer Geſichts— 
punkt hervortreten wird, dafs der Beſitzer nicht zuviel verlangt. 


gaſſe reicht, 
| parallel mit der Theobaldgaſſe oder auf andere Weiſe führen. 
Aber auch das iſt mir recht, was der 
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Sehr viele Mitglieder des Gemeinderathes würden nur ſehr un— 
gerne in den Ankauf des Hauſes willigen. 

Gem.-Nath Eigner: Ich glaube, dafs dieſe Parcellierung 
eine der ſchwierigſten iſt. Es iſt hier ein ähnlicher Fall wie ſeiner— 
zeit auf dem Salzgries. Wenn dieſe Straße durch das Haus 
Nr. 15 durchgeführt wird, ſo wird nicht nur der Verkehr zwiſchen 
der Gumpendorfer- und Mariahilferſtraße hergeſtellt, ſondern man 
braucht auch dann die Straße, welche durch das Bolizeigefangen- 
haus durchgeführt wird und von der Pfaugaſſe bis zur Windmühl- 
nicht ſchräg durchzuführen, ſondern man kann ſie 


Jedenfalls wird dadurch die Parcellierung geregelt und zur Ver— 
bauung beſſer ſein. Wir können daher dem Antrage des Collegen 
Weſſely vollſtändig zuſtimmen. Wenn uns auch das Haus viel 
koſten würde, müſſen wir es dennoch einlöſen, weil es in Zukunft 
nothwendig ſein wird. Ich kenne das Terrain dort; dort ſieht 
man lauter Stiegen und Gaſſen. Herr Gem.-Rath Roſenſtingl 
behauptet, das das Niveau zum Fahren ſehr ungünftig iſt; das 
läſst ſich aber alles machen. Es waren ſchon ſolche Fälle in Wien. 
So hat man z. B. nicht geglaubt, dass man eine Fahrtverbindung 
vom Hohen Markt zum Salgzgries wird herſtellen können. Und 
doch hat man ſie hergeſtellt, und die Steigung iſt nicht ſo groß, 
als man ſie ſich vorgeſtellt hat. Man könnte alſo auch hier das 
Niveau bei der Windmühlgaſſe demgemäß ändern und die Straße 
auf das Haus Nr. 20 durchführen. Man hätte dann eine ſenk— 
rechte Straße herunter und eine neue Straßenverbindung mit der 
Stiegengaſſe. Die Commune Wien könnte alſo auf ein Anbot des 
Hausbeſitzers, wenn es auch ein biſschen höher und nur nicht gar 
zu unverſchämt iſt, ganz gut eingehen. Ich werde für den Antrag 
des Gem.⸗Rathes Weſſely ſtimmen. 

Gem.-Rath Vincenz Weſſely: Ich will nur darauf hin— 
weiſen, dafs, wenn mein Antrag angenommen wird, kein Präjudiz 
geſchaffen wird. (Referent: So iſt es!) Die Baulinie, die da 
beſtimmt wird, tangiert ja den Vorſchlag des Herrn Referenten 
beinahe gar nicht. Wenn das Haus Eigenthum der Gemeinde iſt, 
ſo können wir ja die Linie beſtimmen, wie wir wollen. Mir iſt 
es hauptſächlich darum zu thun, daſs der Verkehr des unteren 
Bezirkes mit dem oberen nicht abgeſchnitten wird. Wenn wir aber 
früher die Baulinie beſtimmen, ſo würden die Unterhandlungen mit 


dem Beſitzer des Hauſes meiner Anſchauung nach umſonſt ſein, 


weil er ſich nicht ſo gefügig zeigen wird, wie wenn er die, Bau— 


v linie nicht weiß. Bezüglich des Einwandes, der gemacht wurde, 


daſs die Straße nie fahrbar wird, jo wird ja auch nach dem 
Plane, welchen uns der Herr Referent vorſchlägt, nie eine fahr— 
bare Straße erreicht werden. Hier iſt vorgeſchlagen, das Polizei— 
gefangenhaus durchzubrechen und eine Stiege zu machen. Ob jetzt 
die Stiege ein paar Meter tiefer unten oder weiter oben iſt, wird 
dort nicht viel ausmachen, und das Polizeigefangenhaus kann 
vielleicht doch auf andere Art verwendet werden, als wenn das— 
ſelbe durchbrochen wird. Um den jetzigen Verkehr nicht gänzlich 
auf unabſehbare Zeit abzuſchneiden, habe ich den Antrag geſtellt, 
daſs mit dem Beſitzer noch einmal unterhandelt werde, und ich 
bitte Sie, dieſen Antrag anzunehmen. 

Referent (zum Schlusswort): Ich möchte zur Aufklärung 
der Sache noch Folgendes bemerken. Die fahrbare Verbindung 
zur Gumpendorferſtraße wird durch die Fillgradergaſſe hergeſtellt, 
alſo Mariahilferſtraße, Windmühlgaſſe, verlängerte Pfauengaſſe, 
Fillgradergaſſe. Die Bienengaſſe wird allerdings nur durch eine 
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Stiege verbunden. 
man die Verlängerung der Bienengaſſe aufgibt. Das hat folgenden 
Grund. Wir haben im Hauſe Nr. 4 eine Schule, und dieſe 
mufs berückſichtigt werden. Es wird zu erwägen fein, wenn der 
Antrag durchgeführt wird, ob nicht dieſe alte Schule zum Umbau 
kommt, dann kann allerdings die Stiege in die Verlängerung der 
Windmühlgaſſe gelegt werden. Gegen den vertagenden Antrag 
habe ich nichts einzuwenden. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur Ab— 
ſtimmung. Zur Abſtimmung gelangt der Antrag Weſſely, welcher 
lautet: „Mit dem Geſuchswerber, dem Eigenthümer des 
Hauſes Nr. 15 in der Windmühlgaſſe iſt wegen An— 
kaufes dieſes Hauſes zu verhandeln“, mit dem Zuſatz— 
Antrage des Gem.-Rathes Vaugoin: „und es iſt über das 
Reſultat binnen drei Monaten dem Gemeinderathe 
Bericht zu erſtatten«. 

Die Herren, welche dieſen beiden Anträgen zuſtimmen, wollen 
die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 

Mit dem Eigenthümer des Hauſes Nr. 15 in 
der Windmühlgaſſe iſt wegen Ankaufes dieſes Hauſes 
zu verhandeln und über das Reſultat binnen drei 
Monaten dem Gemeinderathe Bericht zu erſtatten. 


28. Referent Gem.⸗»Nath Joſef Müller: Ich habe die 
Ehre, zu referieren zur Zahl 187. 

Es handelt ſich um die Auflaſſung der ſogenannten Lienfelder— 
gaſſe in Ottakring, zwiſchen der Lerchenfelderſtraße und dem Flötzer— 
ſteig. Es iſt die Dicaſterialgebäude-Direction eingeſchritten, die Bau— 
linie in dem ſchraffierten Viereck Lerchenfelderſtraße —Flötzerſteig— 
Huttengaſſe—Hettenkofergaſſe zu beſtimmen. In dem General-Bau- 
plane iſt dieſe ſtrichpunktierte Linie eingezeichnet; nachdem dieſelbe 
jedoch in einer ſo ungünſtigen Lage zwiſchen der verlängerten 
Römergaſſe und der Hettenkofergaſſe liegt, daſs die Auflaſſung 
dieſer Straße nur eine Verbeſſerung der Situation bildet, da ein 
größerer Block entſteht und in Anbetracht deſſen, daßs daſelbſt eine 
große Tabakfabrik gebaut werden ſoll, welche jedenfalls im Intereſſe 
der daſelbſt befindlichen Bevölkerung gelegen iſt, ſtellt der Stadt— 
rath den Antrag, dafs die punktierte Straße zwiſchen 
der Lerchenfelderſtraße und dem Flötzerſteig auf— 
zulaſſen iſt. 

Ich erſuche um Ihre Zuſtimmung. — Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, es ſei zum Be— 
hufe der Bekanntgabe Baulinie au die k. k. 
Dicafterialgebände-Direction die Auflaſſung der in 
dem General-Regulierungsplane genehmigten Fort— 
ſetzung der Lienfeldergaſſe in der Strecke der 
Lerchenfelderſtraße bis zur Haus labgaſſe zu genehmigen. 

29. Referent Gem.-Rath Noske: Rückſichtlich der An- 
gelegenheit, über welche ich zu referieren habe, liegen zwei Be— 
ſchlüſſe in ähnlichen Sachen bereits vor. Nun handelt es ſich um 
das Geſuch der Küchengärtner in Heiligenſtadt, welche anlässlich des 
heurigen Hochwaſſers gleichfalls tief geſchädigt wurden. 

Es wurde commiſſionell erhoben, welcher Schade entſtanden 
iſt, und nach dieſem Commiſſionsprotokolle ergibt ſich für 18 Be— 


der 


von 
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Nun könnte vielleicht geſagt werden, warum 
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Rückſicht darauf, daß ihm dieſe Schätzung zu hoch geſchienen hat 
— es wird im Magiſtratsreferate eingehend begründet, warum — 
den Betrag von 1000 fl. als Subvention beantragt; der Stadtrath 
hat ſich aber auf den Standpunkt geſtellt, daßs, ſelbſt wenn dieſe 
Schätzung um die Hälfte zu hoch ſein ſollte, noch immer ein 
Schaden von 6000 fl. erübrigt und hat nach Analogie deſſen, was 
man für die Gärtner in der Freudenau und in Kaiſer-Ebersdorf 
bewilligt hat, beſchloſſen, daſs für dieſe Küchengärtner à raison der 
im Protokolle ausgewieſenen Schadensziffer eine Geſammtunter— 
ſtützung von 3000 fl. bewilligt werde, welche an die Betreffenden 
nach Maßgabe der für jeden einzelnen ermittelten Schadensquote 
zu vertheilen iſt. Ich bitte um die Genehmigung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich erſuche jene Herren, welche 
dieſem Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, den 
Hochwaſſer im Juni 1892 geſchädigten, 
miſſions-Protokolle vom 6. Juli l. J. namentlich 
angeführten Pächtern communaler Grundſtücke (Küchen— 
gärtner) in Heiligenſtadt einen Unterſtützungsbetrag 
von 3000 fl. zuzuwenden, dieſe Summe nach Ver— 
hältnis der commiſſionell ermittelten Schadensziffer 
zur Vertheilung gelangen zu laſſen und zu dieſem 
Zwecke zur Ansg.⸗Rubr. III einen Zuſchuſscredit in 
der gleichen Höhe zu bewilligen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die Sitzung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. 
(Schluſs der Sitzung 7 Uhr 20 Minuten abends.) 


Stadtrat. 
Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 5. October 1892. 
Vorſitzender: 2. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 


durch das 
im Com⸗ 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
v. Götz, v. Neumann, 
v. Goldſchmidt, Noske, 
Dr. Grübl, Rückauf, 
Dr. Hackenberg, Schlechter, 
Dr. Huber, Dr. Stenzl, 
Kreindl, Vaugoin, 
Dr. Lederer, Dr. Vogler, 
Matzen auer, Witzels berger, 
Meißl, Wurm, 


Bürgermeiſter Dr. Prix. 


Beurlaubt: StR. Schneiderhan. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Schmidbauer. 


Nach Eröffnung der Sitzung durch den Vice— 
Bürgermeifler Dr. Richter macht derſelbe der Berfamm- 


ſchädigte eine Summe von 12.850 fl. Der Magiſtrat hat mit lung nachfolgende Mittheilungen: 
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St.⸗R. Boſchan erſucht, fein Ausbleiben aus der heutigen 
Sitzung wegen Theilnahme an einer gleichzeitig ftattfindenden Sitzung 
bei der Sechshauſer Sparcaſſa zu entſchuldigen. 

(Dient zur Kenntnis.) 

Die Belaſtung des Reſervefonds mit 1. October 1892 ſtellt ſich 
wie folgt: 


Reſervefodtd tt .. 600.000 fl. — kr. 
Effective Belaftung . . . . 341.043 fl. 57 kr. 
Belaſtung durch in Ausſicht 
ſtehende, bereits genehmigte, 
jedoch noch nicht effectuierte 
Auslagen 513.793 fl. 95 kr. 
zuſammen . 854.837 fl. 52 kr. 
daher um . 254.837 fl. 52 kr. 
und nach Hinzurechnung der für unvorhergeſehene 
Auslagen bei den Bezirken II bis XIX à 500 fl. 
zu reſervie renden 9.500 fl. — kr. 
ene r 264.337 fl. 52 kr. 
überſchritten. 
Außerdem ſtehen für Rechnung des Reſervefonds Anträge im 


Geſammtbetrage von 110.412 fl. 90% kr. in Vormerkung, bezüglich 
deren die Genehmigung noch ausſteht. (Dient zur Kenntnis.) 


St.-N. Meißl referiert über den Magiſtrats-Bericht, betreffend 
den Antrag des Gem.-Rathes Seiler puncto Inangriffnahme der 
Pflaſterung vor dem neuen Poſtgebäude beim Nordweſtbahnhofe und 
beantragt, dieſen Bericht, wonach das bezügliche Project mit dem 
Koſtenerforderniſſe von 451 fl. 75 kr. vom Magiſtrate bereits ge— 
nehmigt wurde und die mit alten Würfelſteinen auszuführende Pflaſte— 
rung ſofort in Angriff genommen werden wird, wenn das erforderliche 
alte Steinmateriale vorhanden iſt (ungefähr Mitte October), zur Kenntnis 
zu nehmen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Verkauf von altem Eiſenmateriale 
von Heizanlagen in ſtädtiſchen Schulen und beantragt, das in den 
ſtädtiſchen Schulen IV., Phorusgaſſe, VI., Corneliusgaſſe und VII., 
Kandlgaſſe erliegende Alteiſen auf Grund der diesfälligen Offert— 
verhandlung um den Preis von 3 fl. 67 kr. per Metercentner Bruch- 
und Guſseiſen und per 3 fl. 52 kr. per Metercentner Blech- und 
Schmiedeeiſen an den Eiſentrödler Karl Koſak, V., Matzleinsdorfer— 
ſtraße 16, zu verkaufen. Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Taglöhners Ale— 
rander Hurnik um Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien, reſpective 
über die Vorſtellung desſelben gegen die abweisliche Erledigung ſeines 
diesfälligen Geſuches ſeitens des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den 
XIII. Bezirk und beantragt, dem Bittſteller die Zuſtändigkeit nach 
Wien zu verleihen. Angenommen.) 


St.-N. Schlechter referiert über den Antrag des Gem.⸗Nathes 
Grünbeck, betreffend die Umgeſtaltung des Auslaufbrunnens in der 
Palffygaſſe im XVII. Bezirke in einen doppelarmigen Auslaufbrunnen 
und beantragt, dieſen Antrag aus den vom Magiſtrate und Stadt⸗ 
bauamte geltend gemachten Gründen abzulehnen. 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Gewerbeſchul— 
Commiſſion um Genehmigung der Verlegung der gewerblichen Vor— 
bereitungsſchule von der Mädchen-Volksſchule XVII., Dorubach, Kirchen— 
platz Nr. 1 in die Knaben-Volksſchule Gemeindegaſſe Nr. 6 und 
beantragt, zu dieſer Verlegung mit Rückſicht auf die vom Magiſtrate 
angeführten Gründe nachträglich die Zuſtimmung zu ertheilen. 

(Angenommen); 


(Angenommen); 
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— derſelbe referiert über mehrere Geſuche um Abſchreibung von 
Waſſermehrverbrauchs-Gebüren und beantragt, die von dem magiſtrati— 
ſchen Bezirksamte für den IV. und V. Bezirk vorgeſchlagene Ab- 
ſchreibung ſolcher Gebüren nach fünf, und die Reducierung derſelben 
nach weiteren zwei Parteien zu genehmigen. Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Protokolle der öffentlichen und 
vertraulichen Sitzungen des Bezirksausſchuſſes im X. Bezirke vom 
15. September und im III. Bezirke vom 22. September 1892 und 
beantragt die Kenntnisnahme. ( Angenommen.) 


St.-. Dr. Tederer referiert über das vom Director des ſtädtiſchen 
Lagerhauſes vorgelegte Anſuchen der Adminiſtration des „Wiener Börſen— 
Courier“ um Erhöhung des Juſertionspreiſes für das Gebürentarif- 
Inſerat des Lagerhauſes in den drei Saatenmarkt-Nummern dieſes 
Blattes auf den Betrag von 100 fl., reſpective um Abonnement auf 
acht (ſtatt auf drei) Exemplare des Blattes und beantragt die Ab— 
weiſung dieſes Anſuchens. (Angenommen.) 


St.-N. Dr. Huber referiert über Armenraths-Ergänzungswahlen 


im XIII. Bezirke und beantragt, die Wahl der Nachbezeichneten zu 


Armenräthen zu beſtätigen: 

Karlinger Leopold, Privat; 

Krenn Joſef, Schuhmacher; 

Pelleter Johann, Oberlehrer. Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Ergebnis der Aufnahmsprüfungen 
zu Anfang des Schuljahres 1892/93 an der Gumpendorfer Com— 
munal⸗Ober-Realſchule und beantragt die Kenntnisnahme. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Vereines „Bürger— 
ſchule“ um Überlaſſung des Zeichenſaales der Knaben-Bürgerſ ſchule in 
Hernals, Kirchengaſſe 37, XVII. Bezirk, zur Abhaltung feiner Plenar- 
Verſammlungen und beantragt die Helen gung Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Marie Hartmann 
um Löſchung der auf den Realitäten Einl.-Z. 796 und 1283, 
V. Bezirk, haftenden e und beantragt, es ſei die Löſchung 
der auf der Realität Einl.-Z. 1283 im V. Bezirke in Betreff der 
Trottoirverbreiterung haftenden Verbindlichkeit gegen Erlag einer Caution 
von 105 fl. zu bewilligen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Kleinkinderbewahr— 
Anſtalt in Ober-Döbling durch Dr. Theodor Reiſch um Zuſtimmung 
zur Anderung ihrer Statuten und beantragt, den vorgelegten Statuten- 
Entwurf dieſer Anſtalt mit den vom Magiſtrate vorgefchlagenen und 
im Entwurfe bereits eingetragenen Abänderungen und Ergänzungen in 
den SS 1, 6, 7, 8, 10 und 12 zu genehmigen und weiters die 
Beiſetzung der Clauſel auf den Original-Statuten, daſs die Gemeinde 
Wien den Statuten die Zuſtimmung ertheile und die darin für die 
Gemeinde Wien enthaltenen Verpflichtungen im vollen Umfange und 
für immerwährende Zeiten übernehme, gutzuheißen. Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Franz Spiegel 
um Einwilligung zur Löſchung einer Neallaft auf dem Haufe 
Einl.⸗Z. 1193 im X. Bezirk und beantragt, es ſei die Ausſtellung 
der Löſchungserklärung bezüglich der auf Grund des Reverſes vom 
22. Mai 1886 auf dem gedachten Hauſe (Quellengaſſe) haftenden 
Reallaſt zur Herſtellung des richtigen Niveaus, ſowie deren Ausfolgung 
an die Partei gegen Einhebung der entfallenden Stempel und Gebüren 
zu bewilligen. (An genommen.) 

St.-R. Meißl referiert über das Anſuchen des Franz Joſef 
Halder, Goldarbeitergehilfen, um Verleihung der Zuſtändigkeit und 
beantragt die Geſuchsgewährung. Angenommen.) 
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St.-R. Nosle referiert über die Protokolle der öffentlichen und 
vertraulichen Sitzungen des Bezirksausſchuſſes im XII. Bezirk vom 
20. September, im XVIII. Bezirk vom 21. September und im 
XV. Bezirk vom 30. Auguſt 1892 und beantragt die Kenntnisnahme. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Magiſtratsbericht, betreffend die 
Abänderung der Vorſchrift bezüglich der Verfaſſung und Vorlage der 
Koſtenanſchläge für die Inſtandſetzung von Herden und Ofen in 
Naturalwohnungen und beantragt, den Act mit Rückſicht auf die Be— 
ſtimmung des § 90, lit. e des Gemeindeſtatutes an den Magiſtrat 
zur Erledigung im eigenen Wirkungskreiſe zurückzuleiten. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Pächter eines Theiles 
der communalen Gründe in Heiligenſtadt (Hagenwieſe) um eine Unter— 
ſtützung anläſslich des durch das Hochwaſſer im Juni l. J. erlittenen 
Schadens, reſpective über den Antrag des Gem.-Rathes Kreindl, 
denſelben Gegenſtand betreffend. 

Referent beantragt, zur Unterſtützung der im vorgelegten 
Commiſſions⸗Protokolle vom 6. Juli 1892 namentlich angeführten, 
durch das Hochwaſſer geſchädigten Küchengärtner in Heiligenſtadt, 
XIX. Bezirk, einen Betrag von 3000 fl. zu gewähren, dieſe Summe 
nach dem Verhältniſſe der commiſſionell ermittelten Schadensziffer zu 
vertheilen und zur Deckung dieſer Auslage einen Zuſchuſscredit zur 
Rubrik LIT des Budgets in der gleichen Höhe zu bewilligen. 

St.⸗R. Dr. Lederer beantragt, vorerſt den bereits erledigten 
Act über die Bewilligung einer Subvention aus gleichem Anlaſſe für 
die Gärtner in Kaiſer-Ebersdorf zu requirieren und ſodann nach der 
Analogie der beiden Fälle zu entſcheiden. 

Dieſer Antrag wird abgelehnt, der Referenten-Antrag 
angenommen. (An den Gemeinderath.) 

St.-R. Mückauf referiert über das Ergebnis der Offert— 
verhandlung für den Canalbau in der Straße durch den fünften 
Nordbahn⸗Durchlaſs, dann in jener entlang der Bahnanlage der 
Nordbahn zur Straße durch den dritten Nordbahn-Durchlaſs mit der 
Einmündung in den Canal der Dresdnerſtraße, II. Bezirk. 

Referent beantragt, es ſeien die bezüglichen, mit 11.784 fl. 
97 kr. leinſchließlich der hydrauliſchen Bindemittel) und 1650 fl. 
Pauſchale bezifferten Erd⸗ und Baumeiſterarbeiten dem Maurermeiſter 
Anton Sikora mit dem angebotenen Nachlaſſe von 24˙9 Percent 
zu übertragen. Unter einem ſei auch das Anbot desſelben Offerenten, 
die Arbeiten für die mit dem Betrage von 1200 fl. und 80 fl. 
Pauſchale veranſchlagte Herſtellung eines 232 m langen, 130milli⸗ 
metrigen Rohrſtranges der Hochquellenleitung in der Leipzigerſtraße 
mit einem Nachlaſſe von 15 Percent auszuführen, zu genehmigen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Anſchaffung eines weiteren Quantums 
von Gebirgsſchlägelſchotter für den J. Bezirk und beantragt, die An⸗ 
ſchaffung von 800 m? Gebirgsſchlägelſchotter für dieſen Bezirk zum 
vertragsmäßigen Preiſe von 3 fl. 80 kr. per Cubikmeter bei den 
ſtädtiſchen Contrahenten Meißgeyer, Hödl und Pölleritzer 
zu genehmigen und zur Ausg.⸗Rubr. XXII 2 a „Schotterbeſchaffung“ 
einen Zuſchuſscredit per 3040 fl. zu bewilligen. Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Stadtbauamts- (Alternativ-) Project 
für die Neupflaſterung der Ehrenfelsgaſſe im XII. Bezirk und für die 
Herſtellung eines geräuſchloſen Pflaſters daſelbſt von Or.-Nr. 14 bis 
zur Nymphengaſſe und beantragt die Genehmigung dieſes mit 22.690 fl. 
33 kr., reſpective 22.692 fl. 54 kr. (bedeckt) bezifferten Projectes. 

(Angenommen); 
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— derſelbe referiert über die Beleuchtung der Parkanlage auf 
dem Areale des alten Hernalſer Friedhofes und beantragt, die vom 
Stadtbauamte diesfalls vorgeſchlagene Activierung von zwölf neuen halb— 
und zwei neuen ganznächtigen Gasflammen mit den jährlichen Gas— 
conſumkoſten per 316 fl. 30 kr. zu genehmigen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Project für die Herſtellung einer 
Gartenanlage auf dem Cardinal Rauſcher-Platze im XIV. Bezirk. 

Referent beantragt: 

1. Es ſei das vom Stadtgärtner im Einvernehmen mit dem 
Stadtbauamte verfafste Project für die Bepflanzung des gedachten 
Platzes mit dem Koſtenerforderniſſe von 2530 fl. 4 kr. und mit einem 
Gehölzwerte von 308 fl., welcher bloß im Wege der Durchführung 
zur Verrechnung kommt, zu genehmigen. | 

2. Es ſeien die sub Poſt 1 bis 6 des vorgelegten Koſtenan— 
ſchlages bezeichneten Herſtellungen mit dem Erforderniſſe von 1510 fl. 
98 kr. noch im laufenden Jahre durch den Vorſteher des XIV. Ge— 
meindebezirkes in Ausführung zu bringen und ſei derſelbe zu ermäch— 
tigen, dieſe Auslage aus dem ihm mit dem Gemeinderaths-Beſchluſſe 
vom 5. Juli 1892, Z. 3017, für die Abgrabung des Cardinal 
Rauſcher-Platzes bewilligten Betrage von 5000 fl. zu entnehmen. Die 
übrigen Arbeiten im Koſtenerforderniſſe von 1019 fl. 6 kr. ſeien im 
nächſten Frühjahre durch den Bezirksvorſteher im Einvernehmen mit 
dem Stadtgärtner in Ausführung zu bringen und ſei zur Bedeckung 
dieſer Koſten im Präliminare pro 1893 vorzuſorgen. 

St.⸗R. Noske beantragt die Vertagung dieſes Referates und 
die Beiziehung des Stadtgärtners zur Berathung. 

St.⸗R. Matzenauer beantragt, es fer die Ausführung der 
Anlage in entſprechender Weiſe durch den Bezirksvorſteher zu veranlaſſen. 

St.⸗R. Ritt. v. Neumann beantragt die Weglaſſung von vier 
Reihen — zuſammen 16 Stück — Bäumen an der gegen den Kirchen— 
platz gelegenen Seite des Cardinal Rauſcher-Platzes. 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag des St.-R. Noske ab— 
gelehnt, der Referenten-Antrag mit den Zuſatz⸗, reſpective Abän⸗ 
derungs-Anträgen der St.-R. Matzenauer und Ritt. v. Neu⸗ 
mann angenommen. 

St.-N. Dr. Stenzl referiert über die Herſtellung einer tele— 
phonifchen Verbindung des magiſtratiſchen Bezirksamtes im XII. Be— 
zirke mit dem nächſt dem Gerichtswege hergeſtellten Schupfen für die 
Unterbringung des Cholerakranken-Transportwagens und beantragt, zu 
den von der k. k. priv. Südbahngeſellſchaft geſtellten Bedingungen 
puncto Anbringung eines Iſolators (Dachreiters) auf dem Meidlinger 
Bahnhofe behufs Traverſierung des Südbahngrundes durch die gedachte 
Telephonleitung (eventuelle Entfernung des Objectes binnen vier Wochen 
auf Aufforderung, Herſtellung des früheren Standes, Anerkennungszins 
von 1 fl. per Jahr) die Zuſtimmung zu ertheilen und hierüber auf 
Koſten der Gemeinde Wien eine ſchriftliche Erklärung auszuſtellen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der ſtädtiſchen Liqui⸗ 
datorswitwe Thereſia Dättel um Belaſſung der Gnadengabe für ihre 
Tochter Katharina. ö 

Referent beantragt, der Bittſtellerin für ihre Tochter Katharina 
vom 1. October l. J. an abermals eine Gnadengabe von jährlich 
120 fl. auf die Dauer von drei Jahren, eventuell bis zu einer früheren 
anderweitigen Verſorgung zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Franz Staab, 
praktiſchen Arztes in Breitenſee, XIII. Bezirk, um Anſtellung als 
ſtädtiſcher Arzt oder um Zuerkennung einer Penſion, eventuell einer 
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Abfertigung und beantragt, dem Bittſteller aus den vom Magiſtrate 
geltend gemachten Gründen eine einmalige Abfertigung in der Höhe 
von 500 fl. zu bewilligen. 
(Angenommen; an den Gemeinderath); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des „Zweigvereines der 
Gerichtsbezirke Währing, Hernals, Ottakring des patriotiſchen Frauen— 
Hilfsvereines für Niederöſterreich“ um Überlaſſung der Knabenbürger— 
ſchule im XVIII. Bezirk, Währing, Cottagegaſſe 17, zum Zwecke der 


eines Krieges und beantragt, dieſem Vereine zu bedeuten, dafs der 
Stadtrath nicht in der Lage ſei, dem Anſuchen um Überlaſſung der 
Knaben⸗Bürgerſchule im XVIII. Bezirke, Cottagegaſſe 17 zur Errichtung 
eines Reſerveſpitales im Mobiliſierungsfalle willfahrende Folge zu geben, 
dass derſelbe jedoch nicht abgeneigt ſei, eine der Volksſchulen in Währing 
zum gedachten Zwecke zur Verfügung zu ſtellen. 

St.⸗R. Dr. Grübl beantragt die einfache Ablehnung des 
Anſuchens. 

Bei der Abſtimmung wird die Ablehnung des Anfuchens, 
ſowie des zweiten Theiles des Referenten-Antrages beſchloſſen. 

St.-R. Dr. v. Willing referiert über die Aufnahme einer 
Zuſatzbeſtimmung in den Vertrag bezüglich der Verpachtung von 
ſtädtiſchen Parcellen in Ober-Sievering an das Finanzärar für Linien— 
amtszwecke in Ober⸗Sievering. 

Referent beantragt, die von dem Präſidium der k. k. Finanz⸗ 
Landes⸗Direction gewünſchte Einverleibung des dem k. k. Finanzärar 
zuſtehenden Beſtandrechtes und Vorkaufsrechtes auf die Einl.-Z. 361 
und 330 in Ober-⸗Sievering auf Koften des k. k. Finanzärars zu— 
zugeſtehen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Bericht des Stadtanwaltes, be— 
treffend den Antrag des Bauunternehmers Siegmund Fig dor durch 
Dr. Hermann Wengraf auf rechtsgiltige Verzichtleiſtung auf die 
Geltendmachung weiterer als der bereits eingeklagten Anſprüche an die 
Commune Wien anlässlich der dritten Erweiterung des Central— 
Friedhofes gegen dem, dafs die wegen Berühmung eingebrachte Auf— 
forderungsklage compensatis expensis zurückgezogen werde, und be— 
antragt die Ablehnung des Antrages des S. Fig dor. 

Angenommen.) 

St.-N. Matzenauer referiert über die Verpachtung des ſoge— 

nannten „Friedhofes der Namenloſen“ im Fondsgute Ebersdorf an die 


Gemeinde Albern und über den Verkauf der daſelbſt befindlichen Hütte. 


Referent beantragt, den Verkauf der bisher zur Unterbringung 
namenloſer Leichen auf dem Friedhofe am Sauhaufen im Fondsgute 
Ebersdorf an der Donau benützten Hütte ſammt Utenſilien an die 
Gemeinde Albern (an welche der „Friedhof der Namenloſen“ ver⸗ 
pachtet werden fol) um den, bei der Übernahme an die Forſtverwaltung 
Mannswörth zu bezahlenden Preis von 20 fl. zu genehmigen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Offertverhandlungs-Ergebnis puncto 
Herſtellung eines Holzſtöckelpflaſters in der Fahrbahn am Stephans⸗ 
platze längs des fürſterzbiſchöflichen Palais und des Zwettelhofes und 
beantragt, die betreffenden Arbeiten und Lieferungen im Koſtenbetrage 
von 8305 fl. 53 kr. der Firma Guido Rütgers, welche allein ein 
Offert eingebracht hat, mit dem angebotenen Nachlaſſe von 2˙5 Percent 
zu übertragen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Offertverhandlungs-Ergebnis puncto 
Pflaſterung der Hietzinger Hauptſtraße von der Kaiſer Franz Joſefs— 
Brücke bis zum Hauptplatze und beantragt, die diesfälligen Pflafterer- 


arbeiten im Koſtenbetrage von 4032 fl. 4 kr. dem Pflaſterermeiſter 
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Franz Böck mit der angeſprochenen Aufzahlung von ſechs Percent 
auf die Koſtenanſchlagspreiſe zu übertragen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Verpachtung von Gründen des 
Stiftungsfondsgutes Ebersdorf an der Donau. 

Referent beantragt: 

1. Es ſeien die Offerte auf Pachtung der im vorgelegten 
Lieitations⸗Protokolle näher bezeichneten Gründe des Stiftungsfondsgutes 


Ebersdorf an der Donau auf die ebenda genau erſichtliche Pachtzeit 
Errichtung eines Reſerveſpitales für verwundete Soldaten im Falle 


von 5 bis 6 Jahren (Seite 1 bis 6, 8 bis 11, 13 bis 18, 20 bis 
23, 31 bis 49 und 51 bis 69 des Licitations⸗Protokolles) zu den an- 
gebotenen Pachtzinſen zu genehmigen. 

2. Es ſei der Strittacker in Kledering, und zwar alle ſieben Ab— 
theilungen, dem Lukas Kimmerl vom 1. November 1892 bis 
1. November 1898 gegen den Jahrespachtzins von 750 fl. zu ver— 
pachten. 

3. Es haben für alle dieſe Pachtungen die im Licitations-Protokolle 
enthaltenen Bedingungen zu gelten und habe die Forſtverwaltung in 
Mannswörth wie bisher die auf die Pachtung bezüglichen Amts— 
handlungen durchzuführen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über mehrere Geſuche um Verleihung der 
Zuſtändigkeit nach Wien, reſpective Zuſicherung der Aufnahme 
in den Wiener Gemeindeverband und beantragt, gegen Erlag der ent- 
ſprechenden Taxe: 

a) die Verleihung der Zuſtändigkeit an: 

Pribil Joſef, Schloſſergehilfe; 

Danzinger Dominik, Gaſtwirt; 

Prokop Johann, Polizeiagent; 

Hauptmann Joſef, Schmiedgehilfe; 

Czizinsky Joſef, Wäſche-Verſchleißer und Vereinscaſſier; 

Loibl Anton, Buchhalter; | 

Karaſek Karl, Schloſſergehilfe; 

Czerny Karl, Gaſtwirt; 

Reisner Ignaz, Webergehilfe; 

Mikolanda Alexander, Bindergehilfe; 

Leitermeyer Friedrich, Commis, und 

Milota Wenzel, Verkäufer; 

b) die Zuſicherung der Aufnahme an: 
5 Joſef Anton, Handſchuhmachergehilfe. Angenommen.) 
-A. Vaugoin referiert über das Anſuchen des geweſenen, im 
u verunglückten ſtädtiſchen Krankenträgers und dermaligen ſtädtiſchen 
Hausbeſorgers Johann Waliſch um Fortbezug, reſpective Erhöhung 
ſeiner Gnadengabe und beantragt, dem Bittſteller die Gnadengabe von 
150 fl. auf ein weiteres Jahr vom 1. Februar 1893 an zu bewilligen. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

St.-A. Kreindl referiert über das Stadtbauamtsproject für den 
Neubau eines Haupt⸗Unrathscanales aus Beton in der Kreindlgaſſe, 
XIX. Bezirk und beantragt die Genehmigung dieſes mit 1432 fl. 20 kr. 
veranſchlagten Projectes und die Bewilligung eines Zuſchuſseredites 
in der Höhe des Koſtenbetrages ad Ausgabs⸗Rubrik XXVII I b. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Lambert Aichinger, 
Käſe⸗ und Salamihändlers, um Bewilligung zur Aufſtellung einer 
Verkaufshütte an der Böſchung des iſraelitiſchen Friedhofes im XIX. Be— 
zirke nächſt Or. Nr. 1 Döblinger Hauptſtraße, und beantragt die Ab— 
lehnung dieſes Anſuchens aus den vom magiſtratiſchen Bezirksamte für 
den XIX. Bezirk geltend gemachten Gründen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Vereines zur 
Erhaltung einer Mädchen-Arbeitsſchule im XVIII. Bezirke um Über: 


P ——— ——— —— ͤ ͤ — 


laſſung von zwei Zimmern im alten Gemeindehauſe von Währing, 
Kirchenplatz 1 oder im Armenhauſe, Martinsſtraße 92 und beantragt, 
den Magiſtrat zu beauftragen, mit Rückſicht auf den Umſtand, als das 
alte Gemeindehaus von Währing dermalen in allen ſeinen Theilen als 
Wohnhaus vermietet iſt und das Armenhaus ſich zu dem angeſtrebten 
Zwecke nicht eignet, andere Localitäten hiefür auszumitteln und darüber 
Bericht zu erſtatten. 

St.⸗R. Noske beantragt, das vorliegende Geſuch abzuweiſen und 
dem bittſtelleriſchen Vereine zu bedeuten, dafs der Stadtrath geneigt ſei, 
demſelben eventuell anderweitige geeignete Localitäten für ſeine Zwecke 
zu überlaſſen, falls der Verein ſolche namhaft macht und um deren 
Benützung einſchreitet. 

Dieſer Antrag, welchem der Referent ſich anſchließt, wird ange— 
nommen. 

— Derſelbe referiert über das mit 7374 fl. 29 kr. (bedeckt) 
veranſchlagte Stadtbauamtsproject für die Neupflaſterung der verlängerten 
Kinderſpitalgaſſe und der Hernalſer Hauptſtraße bis zur Gürtelftraße 
im XVII. Bezirke und beantragt die Genehmigung desſelben. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Offert des Richard Freiherrn 
v. Suttner auf Lieferung einer größeren Anzahl von Würfelſteinen 
aus ſeinen Gabbro-Steinbrüchen und beantragt, er ſei dem Genannten 
die Lieferung von 10.000 bis 20.000 Stück ſolcher Würfelſteine, 
welche Lieferung ſucceſſive in den Jahren 1892 und 1893 bewerk— 
ſteligt werden kann, zum Preiſe von 320 fl. pro mille für die 
7/7lligen Würfelſteine und von 220 fl. pro mille für Zwickelſteine 
gegen dem zu übertragen, daſs die Steine loco ſtädtiſcher Steinlager— 
platz Roſsau geliefert und in Gemäßheit der beſtehenden Vorſchrift 
ſortiert und in zählbaren Figuren geſchlichtet übergeben werden. 

N (Angenommen.) 

St.-R. v. Götz referiert über das Anſuchen des Vereines der 
Gärtner und Gartenfreunde in Hietzing um Bewilligung eines Be— 
trages für Preiſe anlässlich der im November l. J. ſtattfindenden 
zweiten Chryſanthemum-Ausſtellung und beantragt, dieſem Vereine 
hiezu einen Ehrenpreis von 10 Ducaten nebſt einer entſprechenden 
Caſſette zu widmen und die betreffende Auslage auf den Reſervefond 
zu verweiſen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Präſidialzuſchrift vom 3. Mai 1892, 
3. 2812 ex 1891, 751 ex 1892, womit die gelegentlich der Debatte 
über die Baulinienänderung für die verlängerte Landgutgaſſe im 
X. Bezirke im Gemeinderathe geſtellten Anträge des Gem.⸗-Rathes 
Trambauer, betreffend das Studium der Frage der Durchführung 
der Landgutgaſſe durch den Matzleinsdorfer Friedhof und die Erbauung 
einer Schule in dieſer Gegend, dem Stadtrathe zugewieſen werden 
und beantragt die Kenntnisnahme. 

St.⸗R. Dr. Grübl beantragt die Zuweiſung an den Magiſtrat 
zum Studium und zur Berichterſtattung. 

Dieſer Antrag, welchem ſich der Referent anſchließt, wird an— 
genommen. ö 

St.-N. Woske referiert über das Ergebnis der Offertverhandlung 
für die Pflaſterung der Hirſchengaſſe im XI. Bezirke von Or.⸗Nr. 19 
bis zum Wiener⸗Neuſtädter Canale und beantragt, die betreffenden 
Pflaſterungsarbeiten dem Einzelofferenten Johann Knobloch mit der 
verlangten Aufzahlung von 4 Percent zu übertragen. 

Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Ergebnis der Offertverhandlung 
für die Pflaſterung der Dorfgaſſe im XI. Bezirke von Or.⸗Nr. 50 
bis zur Felbergaſſe und beantragt, die bezüglichen Pflaſterungsarbeiten 
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dem Offerenten Franz Kraft mit der verlangten Aufzahlung von 
2 Percent zu übertragen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes v. Götz, 
betreffend die Erwerbung der Gun kl'ſchen Realität in Hütteldorf, 
XIII. Bezirk, Hauptſtraße, gegenüber der Kirche, behufs Erbauung 
einer Volksſchule daſelbſt und beantragt, es ſei mit den Gunkl'ſchen 
Erben wegen Erwerbung der ganzen Gunkl'ſchen Realität zu ver— 
handeln und über das Ergebnis dieſer Verhandlung dem Stadtrathe 
baldigſt zu berichten. (Angenommen.) 

St.-. Wurm referiert über das Anſuchen der k. k. Dicafterial- 
gebäude-Direction um Bekanntgabe der Baulinien für einen zu par— 
cellierenden ärariſchen Grund Einl. Z. 189 8in Ottakring, Lienfeldergaſſe. 

Referent beantragt, es ſei zum Behufe der Bekanntgabe der 
Baulinien an die k. k. Dicaſterialgebäude-Direction die Auflaſſung der 
in dem General-Regulierungsplane genehmigten Fortſetzung der Lien— 
feldergaſſe in der Strecke von der Lerchenfelderſtraße bis zur Hauslab— 
gaſſe zu genehmigen. Die Frage der Straßengrund-Abtretung ſei der 
ſeinerzeitigen Parcellierungsbewilligung vorzubehalten und die k. k. 
Dicaſterialgebäude-Direction in dieſer Beziehung auf die SS 3 und 
folgende der Wiener Bauordnung zu verweiſen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath); 

— derſelbe referiert über das Project für die Schaffung eines 
neuen Kanzleiraumes im Gemeindehauſe des II. Bezirkes. 

Referent beantragt, den Magiſtrats-Antrag, welcher dahin geht, 
es ſei 

1. das diesbezügliche Stadtbauamtsproject mit dem Koſtenbetrage 
von 1584 fl. 39 kr. zu genehmigen; 

2. der Bauconſens für dasſelbe, falls ſich bei dem abzuhaltenden 
Localaugenſcheine keine Anſtände ergeben ſollten, zu ertheilen 

3. die Übertragung der mit 554 fl. 43 kr. bezifferten Baumeiſter— 
arbeiten an den Erſteher der gleichen Arbeiten für die Stockwerks⸗ 
aufſetzung im Hoftracte des Gemeindehauſes um die bezüglich dieſer 
Aufbaue vereinbarten Preiſe zu genehmigen; 

4. der Koſtenbetrag per 1584 fl. 39 kr. auf den Reſervefond 
zu verweiſen, abzulehnen. 

StR. Meißl beantragt die Genehmigung des Magiftrats- 
Antrages. 

Dieſer letztere Antrag wird angenommen. 

— Derſelbe referiert über die Beſtimmung der Höhe der anläſslich 
der mit dem Stadtraths-Beſchluſſe vom 22. September 1892, Z. 5776, 
genehmigten Parcellierung der der Frances Bayfield-Bedford 
gehörigen Realität Einl.-3. 1318 im III. Bezirke (Ecke des Renn⸗ 
weges und der rechten Bahngaſſe) zu erlegenden Caution und beantragt, 
dieſe Caution mit 4600 fl. zu beſtimmen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Vorſtellung der Hermine Steinbach 
und Conſorten gegen die mit dem Plenar-Beſchluſſe vom 30. September 
1892, Z. 6121, genehmigte Baulinienbeſtimmung für die Hütteldorfer 
Hauptſtraße und beantragt, es ſei die Baulinie und das Niveau nach 
dem citierten Gemeinderaths-Beſchluſſe aufrecht zu halten, die obli— 
gatoriſche Beſtimmung der Herſtellung von Vorgärten jedoch in der 
Strecke von der Friedhofsſtraße bis zur Bergſtraße (AB C D und 
a b cd des Planes) aufzuheben. 

St.⸗R. Mül ler beantragt, es ſei die Baulinie in der gedachten 
Strecke derart zu beſtimmen, dass links Vorgärten zu belaſſen find 
und ſonach nur auf der rechten Seite der Straße die Herſtellung von 
ſolchen aufzulaſſen wäre, zieht jedoch dieſen Antrag vor der Abſtimmung 
wieder zurück. 

Bei der Abſtimmung wird der Referenten-Antrag abgelehnt. 
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St-R. Müller referiert über das neuerliche Anſuchen des 
„Schulvereines für Beamtentöchter“ um Genehmigung der Riſalit— 
anlage VIII., Laugegaſſe Nr. 47. 

Referent beantragt, den Magiſtrats-Antrag auf Genehmigung 
der Riſalitanlage mit 015 m Vorſprung über die Baulinie gegen 
Abzug des hiezu erforderlichen Grundes von der zur Straßen— 
verbreiterung abzutretenden Grundfläche zu beſtätigen. 

Angenommen.) 

St.-N. Ritt. v. Goldſchmidt referiert über das Anſuchen 
des Bartholomäus Neckermann um Bauconſens Einl.⸗Z. 34, 
Felbergaſſe in Simmering, XI. Bezirk, und beantragt, den Antrag des 
magiſtratiſchen Bezirksamtes für den XI. Bezirk auf Ertheilung dieſer 
Baubewilligung zu beſtätigen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Guſtav Chwalla 
um Conſens zum Umbau des Hauſes V. Hundsthurmerſtraße Nr. 88, 
reſpective über die von dem Bauwerber eingebrachte Vorſtellung gegen 
den urſprünglichen Magiſtrats-Beſchluſs auf Abweiſung feines Auſuchens. 

Referent beantragt, den nunmehrigen Antrag des Magiſtrates 
auf Ertheilung der erbetenen Baubewilligung zu verwerfen, reſpective 
der Vorſtellung des Guſtav Chwalla nicht ſtattzugeben. 

St.⸗R. Dr. Lederer beantragt die Beſtätigung des Magiſtrats— 
Antrages auf Ertheilung des Bauconſenſes. 

Dieſer letztere Antrag wird angenommen. 

Die Sitzung wird geſchloſſen 


Allgemeine Muchrichten. 


W enen 
(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 
(In der Großmarkthalle eingelangte 
waren vom 2. bis 8. October 1892.) 
1. Fleiſchſendungen: 
a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


Rindfleiſch. . 225.773 Kg. (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 179.370, 
aus Ober-Oſterreich — 1646; aus Mähren 
— 9926; aus Galizien — 32.554; aus 
Ungarn — 1821; aus Bukowia — 456 Kg.) 


Fleiſch 


Kalbfleiſch 6.231, (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 2408; aus 
Mähren — 71; Galizien — 3689; aus 
Ungarn — 32; aus Bukowina — 31 Kg.) 
Schaffleiſch 12.938 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 284; aus 


Mähren — 123; aus Galizien — 11.731; aus 
Ungarn — 53; aus Bukowina — 747 Kg.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 20.786; aus 
aus Steiermak 96; aus Mähren — 1304; 


Schweinfleiſch 23.655 „ 


aus Galizien — 620; aus Ungarn — 800; 


aus Bukowina — 49 Kg.) 


Kälber 564 Stück (Davon aus Nieder-Ofterreih — 9; aus 
Ober⸗Oſterreich — 1; aus Mähren — 46; 
aus Galizien — 506; aus Ungarn —1; aus 
Bukowina 1 St.) 

Schafe.. 814 „ Davon aus Nieder-Oſterreich — 506; aus 
Mähren — 10; aus Galizien — 228; 
Ungarn — 20; aus Bukowina — 50 St.) 

Schweine . . 498 „ (Davon aus Nieder-Ofterreih — 68; aus 


Mähren — 15; aus Galizien — 415 St.) 
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b) Für den Approviſionierungsverein. 


Rindfleiſch 2.924 Kg. Kälber 22 Stück 
Kalbfleiſc h.. 33 „ Schafe 14 „ 
Schaffleiſch . 180 „ Schweine. — „ 
Schweinfleiſch 254 „ Lämmer. — „ 
2. Preisbewegung: 
re. Siedfleiſch. von 35 bis 72 kr. per Kg. 
ö Roſtbraten u. Rieden „ 54 „ 100 „ „ „. 
Kalbfleiſch ʒſ A , 
Schaffleiſcchch h.. „ ah er ae e DO 
Schweinfleiſhchkc ee... „ 20 0 a 
Kälber e 
Schafe „ DO A 
eiviNe 2% 2 a ee % „ 62 


Die Zufuhr an Fleiſchwaren war ſtärker als in der Vorwoche, 
der Marktverkehr ruhig, und haben zum Wochenſchluſſe die Preiſe 
im allgemeinen eine Ermäßigung von 2 bis 4 kr. per Kilogramm 


erfahren. 
* * 
* 


(Pferdemarkt vom 7. October 1892.) 


Zum Verkaufe wurden gebracht: 290 Pferde. 
Preis: für Gebrauchspferde 80—280 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde. .. 26 — 60 „ „ „ 
Der Markt war flau. 


Detailpreiſe in der Woche vom 2. bis 8. October 1892: 
(Geſchlachtet wurden 326 Pferde.) 


Vorderes Pferdefleiſccogh .. 1 Kg. 20-36 kr. 
Hinteres „ 1 „ 24—44 „ 
Lungen⸗ und Roſtbraten 1 „ 24—44 „ 
Selchfleiſc hh. .. 1 „ 30—50 „ 
Extrawürſte 2 1 „ e 
Dürre Würſte 2 1 „ 3256 „ 
Rohes Fett 2 1 „ 36—60 „ 
Geſchmolzenes Fett 2 1 40 —80 „ 
Schweif haare. 5 1 Schweif 2580 

Knochen?nnnn 100 Kg. fl. 2—3. 30 
Baie per St. „36.50 

* * 


(Schlachtviehmarkt vom 10. October 1892.) 
1. Auftrieb. 
Maſtvieh — 2801, Weidevieh — 581, Beinlvieh — 615. 
Summa. 3997. 
Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere . . . 1941 
Galiziſche „ 622 
Deutſche „ . 1354 
Büffel m 0 
Davon — nach Gattungen: 
Ocheen 3286 
S 387 
Rille 324 


— — 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht mit Procent⸗ 


abzug: 

Ungarische Schlachtthiere . von 57 bis 66 fl. 

(extrem „ 67 „ 68 „) _ 1 
Galiziſche Schlachtthiere. „ 56 „ 66 „ ] den bein Santel deeenbarken 

(extrem „ 67 „ 68 „) f den Marte 35 Bis 40 , 
Deutſche Schlachtthiere . „ 56 „ 67, | Käufer als Entmäbigung: 

(extrem „ 68 „ 68 729 5 Folge der Schlachtung; 1 
Weide vieh. .... „ — „ — fl.] „ Stoffe, wier Haut, Horn, 
Stiere e eee e e e e e c) für die wertlosen Stoff, 


Darm⸗ 


Kühe — u u DE Se ee Eee ee | 
Büffel Be tn ve han Ka 75 | O 
Beinlvieh Bee. re 2 1 " 


b) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht ohne Procentabzug: 


Ochſen . . von 22 bis 34 fl. 
Stiere .. „ 27 „ẽ 34 ½ „ 
Kühe. „ 24 „ 34 „ 
Büffel 3 RE 
Beinlvieh. „ — „ — „ 


c) Preis per Stück: 
Beinlvieh . von 19 bis 104 fl. 
Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurden keine Schlacht⸗ 


thiere angekauft. 
Un verkauft blieben: 


Ochſen . 12 Stück 
Beinlvieh. . . 26 „ 

Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 1201 Stück 
Schlachtthiere weniger aufgetrieben. Die Kaufluſt war infolge des 
ſchwächeren Auftriebes ſehr lebhaft, und habeu die Preiſe eine 
Steigerung von 1 bis 2 fl. per 100 Kilo erfahren. 


**. * 
* 


Preisbewegung an der Börſe für laudwirtſchaftliche 
Producte in Wien vom 8. October 1892. 


a) Getreide. 


Weizen (Qualitätsgewicht 75—80 Kg.) .. von 7 fl. 70 kr. bis 8 fl. 60 kr. & 
Roggen ( P 69—74 „). „ Modi „ 30, 8 
/ ͤ TTT „ , e 
DOSE Er: ae ee > e Bez 
DE ee ee „ „ 6 % 5 „ 
b) Mahlproducte. 
/ ͤĩ AA ĩ el von 15 fl. 25 kr. bis 16 fl. 75 kr.) S 
Weizenmehl 2 een „ 0 1% ne 10 3 
Roggenmehhhlh ll „ „ „ 5 „% „8 
Weizen kle aaa. „ 3 „ 90 „ „ 4 „% 2.17 
Roggen kleiMMeMe „ 4 „, 80 „ „ 5, — „ E 


Städtiſches Lagerhaus. 
29. September bis 6. October 1892: 
Waren eingelagert. 39.920 Meter⸗Centner 
1 ausgelagert 33.969 N 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
12.315 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 6. October 1892: 329.865 Meter⸗Centner, und zwar: 
37 322 Meter⸗Centner Weizen, 20.239 Meter⸗Centner Roggen, 


49.312 N Gerſte, 43.717 5 )afer, 
85.680 5 Mais, 22.623 5 Olſaaten, 
5.610 . Mehl u. Kleie, 5.395 5 Wein, 

4.736 5 Zucker, 5.340 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3, 185.740 fl. öſt. Währ. 
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Gewerbeangelegenheiten. 


Gewerbeanmeldungen vom 30. September 1892. 


(Fortſetzung.) 

Cermak Marie — Milch⸗ und Gebäck⸗Verſchleiß — V., Fockygaſſe 33. 

Hraniéka Julie — Modiſtin — IV., Schikanedergaſſe 2. 

Widmayer Leopoldine — Modiſtengewerbe — VI., Corneliusgaſſe 7. 

Hueber Mathilde — Pfaidlerin — XVI., Ottakring, Hauptſtraße 37. 

Weiß Lina — Pfaidlergewerbe — III., Seidlgaſſe 18. 

Kerniſch Iſak — Pelzwaren-Verſchleiß auf Märkten — II., Kloſter⸗ 
neuburgerſtraße 4. 

h un Ernſt — Pferdefleiſch-Verſchleiß — XVII., Hernals, Nöter- 

gaſſe 43. 

Pflamitzer Joſef — Sammeln von Präuumeranten auf Druckwerke — 
VII., Neubaugaſſe 29. 

Hönig Johann — Sattler — III., Krieglergaſſe 13. 

Mahner Georg — Sattler — II., Nordbahnſtraße 34. 

Franek Johann — Schuhmacher — V., Franzensgaſſe 20. 

Obrtel Johann — Schuhmacher — XIV., Rudolfsheim, Stättermayerg. 4. 

Hauſer Johann — Schuhwichſe⸗-Erzeugung — II., Rembrandtſtraße 16. 

Baſſel Leopold — Selchwaren- und Geflügel-Verſchleiß — V., Hunds⸗ 
thurmerſtraße 100. 

Pfailler Anna — Selchwaren-Verſchleiß — II., Salzachgaſſe 34. 

Eiſenberg Simon — Verſchleiß von Schmuck-Imitationen — II., k. k. 
Prater, Ausſtellung. 

Polatſchek Emil — Commiſſions⸗Verſchleiß von Thee, Cognac und Rum 
— IX., Grüne Thorgaſſe 37. 

Kantor Guido — Uhren⸗Verſchleiß — I., Kärnthnerſtraße 9. 

Berner Gottlieb — Vertretung gegen Proviſion — IX., Spitalgaſſe 9. 

Ralbovsky Juliane — Victualien⸗Verſchleiß — II., Jägerſtraße 38. 

Safer Rudolf — Victualien-Verſchleiß — V., Hundsthurmerſtraße 143. 

Wurm Marie — Victualien⸗Verſchleiß — III., Hetzgaſſe 12. 

Härtl Thereſia — Wein⸗Verſchleiß — III., Hagenmuͤllergaſſe 3. 

Mladejowsky Hermine — Zeitungs-Verſchleiß — V., Wimmergaſſe 25. 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 1. October 1892. 


Grömling Ernſt — Bäcker — V., Einſiedlerplatz 17. 
Karpfen Ignaz — Holz- und Kohlen-Verſchleiß — IL, Denisgaſſe 18. 
Rinke Bertha — Kleinhandel mit Holz und Kohlen — II., Darwing. 22. 
Ruthner Klara — Holz- und Kohlen-Verſchleiß — II., Brigittagaſſe 13. 
Selunka Marie — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
Schlachthausgaſſe 16. 
Berte Emil — Vertrieb von dramatiſchen und muſikaliſchen Bühnenarien 
— I., Kärnthnerring. 
Huber Marie — Cravattennäherei — VI., Wallgaſſe 24. 
Klein Wilhelm — Vertrieb von chromolithographiſchen Erzeugniſſen — 
VII., Kirchengaſſe 26. 
6 Valenci Cajetan — Druckſchrift-Herausgeber — V., Reinprechtsdorfer— 
ſtraße 11. 
Kubik Joſef — Eiuſpännergewerbe — VI., Gumpendorferſtraße, Ecke am 
Eßterhazypark. 
Lobenhofer Chriſtoph Franz — Einſpänuergewerbe — J., Landhaus gaſſe. 
Scholta Franz — Einſpännergewerbe — VI., Technikerſtraße. 
Braun Auguſt — Commiſſions-Verſchleiß vou Fahrrädern und Näh- 
maſchiuen — IX., Liechtenſteinſtraße 31. 
Dechant Mathias — Fleiſchhauer — IV., Starhemberggaſſe 17. 
Wojunarski Ludwig — Fleiſchhauergewerbe — X., Südbahnviaduct. 
f Listansky Joſef — Fleiſch- und Selchwaren-Verſchleiß — V., Einſiedler— 
platz 17. 
Penninger Marie — Fiakergewerbe — J., Ebendorferſtraße. 
Raſal Eduard — Friſeur — XIII., Penzing, Poſtſtraße 88. 
Paulay Eduard — Director der ungariſchen Gaſtſpielgeſellſchaft — II., 
k. k. Prater, Ausſtellungs⸗Theater. 
Gruber Leopold — Gaſtwirtsgewerbe (Pacht) — XIX., Heiligenſtadt, 
Nuſsdorferſtraße 30. 
Himmelbauer Leopold — Gaſtwirt — XII., Unter- Meidling, Schönbrunner 
Hauptſtraße 125. 
seo geb. Hafenrichter Chriſtine — Beſtandwirtin — J., Wallner- 
e 2. 


ö de Samuel — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIII., Penzing, Kaiſer⸗ 
gaſſe 9. 
Buchta Franz — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VII., Schottenhofgaſſe 3. 
ie un Bertha — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Joſefſtädter⸗ 
traße 67. 

Höhl Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Adamsgaſſe 13. 

Tomann Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Kaiſerſtraße 111. 

Staufer Auguſt — Honig- und Lebkuchenverkauf — II., k. k. Prater, 
Ausſtellung. 

Brem Anton — Kaffeeſieder — I., Führichgaſſe 3. 

Taſtl Fanni — Kaffeehauspacht — XVI., Neulerchenfeld, Gürtelſtr. 46. 

Cernoch Wenzel — Herrenkleidermacher — II., Leſſinggaſſe 21. 

Haretter Leonhard — Damenkleidermacher — I., Kumpfgaſſe 9. 
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Unterberger Anna — Damenkleidermacherin — V., Wildemanngaſſe 4. 


Weſely Franz — Kleidermacher — III., Adamsgaſſe 23. 
Schmeidek Johann — Verſchleiß von Liqueur, Cognac und Wein — IX., 
Hahngaſſe 17. N 
Andrle Joſef — Marktvictualienhandel — II., Karmelitermarkt. 
Heindl Marie — Marktvictualien-Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, 
Thaliaſtraße, Großmarkt. | 8 
Grömling Ernſt — Mehlhandel — V., Einſiedlerplatz 17. 
Diwiſch Fraucisca — Milch -Verſchleiß — III., Geſtättengaſſe 36. 
Gruber Katharina — Milch-Verſchleiß — XVII., Hernals, Gſchwandner⸗ 
aſſe 3. 
i Koller Marie, geb. Binder — Milch- und Gebäck⸗Verſchleiß — XVI., 
Neulerchenfeld, Thaliaſtraße 14. 
Macek Magdalena, geb. Mühlgaſſer — Milch- und Gebäck⸗Verſchleiß — 
XII., Unter-Meidling, Wertheimſteingaſſe 4. 
Menzel Marie — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — X., Leebgaſſe 23. 
Zuſak Anton — Milch-⸗Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, Fröbelgaſſe 5. 
1 Leopold — Modewaren-Verſchleiß — XII., Unter⸗Meidling, Pfarr⸗ 
aſſe 24. | 
Grellmaun Emilie — Modiſtin — IV., Hauptſtraße 51. 
Schmid Anna — Modiftengewerbe — XVI., Neulerchenfeld, Brunnen— 
gaſſe 60. 
Juriga Juliana — Obſt⸗ und Blumenhandel im Umherziehen — XVI., 
Neulerchenfeld, Neumayrgaſſe 15. 
Moſer Theodor — Verſchleiß von Papier-, Schreib⸗ 
requiſiten — VII., Neubaugaſſe 36. 
Folterbauer Anton — Perlmutterdrechslergewerbe — XVI., Ottakring, 
Krongaſſe 1. \ 
Löw Joſef — Pfaidlergewerbe — X., Herndlgaſſe 5. f 
Semirad Pauline — Pfaidlerei — XIX., Ober⸗Döbling, Pantzergaſſe 8. 
Slatin Magdalena — Pfaidlerin — V., Hundsthurmerſtraße 108. 
5 a Karl — Proviſionsbezug als Geſchäftsleiter — I., Rothenthurm⸗ 
ſtraße 24. j 1 | 
Selinger Ignaz — Übernahme zum chemischen Putzen und Färben — 
V., Arbeitergaſſe 38. 8 
Moſer Karl — Schloſſer — III., Hohlweggaſſe 13. 
Hermes Ernſt — Verſchleiß von Schreib- und Zeichenrequiſiten — IX., 
Türkenſtraße 17. | 
Cerny Auna — Verſchleiß von Schuhmacherzugehör-Artikeln — V., Steg⸗ 
aſſe 1. | 
i Löw Arnold Jakob und Löw Karl — Schuhmacher — J., Kärnthner⸗ 
ſtraße 3. 
Moſer Theodor — Verſchleiß von Schulheften und Preisliſten — VII., 
Neubaugaſſe 36. 
Schoderböck Karl — Selchwaren- und Fleiſch⸗Verſchleiß — VI., Sand⸗ 
wirthgaſſe 8. | 
Broch Hermann, recte Herſch — Spirituoſenhändler — IX., Liechtenſtein⸗ 
ſtraße 31. N 
Gruber Anton — Tapezierergewerbe — XIX., Nufsdorf, Gärtnergaſſe 82. 
a Preſſel Baruch — Thee⸗ und Rum⸗Verſchleiß — II., Obere Augarten⸗ 
ſtraße 26. 
Nemeth Joh. — Tiſchlergewerbe — XVI., Neulerchenfeld, Gaullacherg. 45. 
Pfaff Joſef — Vereinsagentie — VIII., Bandgaſſe 18. 
Kneitzer Emanuel — Vertretung einer Firma gegen Proviſion — I., 
Werderthorgaſſe 4. N 
Bouma Methodia — Victualien⸗Verſchleiß — III., Mohsgaſſe 19. 
Scharz Alexander — Victualien⸗Verſchleiß — IL, Tandelmarktgaſſe 22. 
Singer Giſela — Victualien-Verſchleiß — III., Geologengaſſe 5. 
Schneeweiß Anton — Wagnergewerbe — XIX., Nufsdorf, Donaugaſſe 1. 
Buxbaum Katharina — Wäſcheputzerei — XVII., Hernals, Bergſteigg. 38. 
Obermann Karl — Akademiſcher Zeichner — VI., Wallgaſſe 11. 
Reifler Suſanna — Zeitungs⸗Verſchleiß — IL, Kaiſer Joſefſtraße 29. 
(Das Weitere folgt.) 


und Zeichen⸗ 


Prot-Nr. 168867 
Ref.-Nr. 2534 ex 1892. U. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für den 
Neuban eines Haupt⸗Unrathscanales aus Beton am Handels⸗ 
quai im II. Bezirke, längs der Baugruppen XVI A bis XX A 
und in den Seitengaſſen zwiſchen den Baugruppen XVI und XVII 
und zwiſchen den Baugruppen XVII und XVIII im Koſtenbetrage 
von 17.573 fl. 37 kr. und 2000 fl. Pauſchale, ferner für die 
Herſtellung von Steinzeugrohrleitungen in der Engerthſtraße zwiſchen 
den Baugruppen XVI bis XX im Koſtenbetrage von 4783 fl. 93 kr. 
und 500 fl. Pauſchale, für die Herſtellung von Hauscanälen aus 
Ziegelmauerwerk beim ſtädtiſchen Bade am Handelsquai im Koſten⸗ 
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betrage von 1875 fl. 39 kr. und 600 fl. Pauſchale, dann für die 
Herſtellung von zwei Hydranten vor dem ſtädtiſchen Bade im 
Koſtenbetrage von 625 fl. 92 kr. und ſchließlich wegen Vergebung 
der aus dieſem Anlaſſe erforderlichen Thonwarenlieferung im Koſten⸗ 
betrage von 3050 fl. 20 kr., wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs⸗ 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 24. October d. J., präciſe 
um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes 
Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, das Profil, die 
Koſtenanſchläge und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpütet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den sämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ und Reſidenzſtadt 
N Wien, am 10. October 1892. 1-3 


Ad Prot.⸗Nr. 179427 
Ref.⸗Nr. 2733 ex 1892. V. | 


Kundmachung. 


(Offertansſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Erd- und Bauneiſterarbeiten für den 
Neubau eines Haupt⸗Unrathscauales aus Beton in der Kreindl⸗ 
gaſſe im XIX. Bezirke mit dem Koſtenerforderniſſe von 1227 fl. 
44 kr. und 60 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs⸗ 
haupt- und Reſidenzſtadt Wien am 19. October d. J., prätiſe 
um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes 
Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. | 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaffa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 
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Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuschließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaffa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗ Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Magiſtrat vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 10. October 1892. 3 


Ad Prot.⸗Nr. 183625 ex 1892. 
Ref.⸗Nr. 2806. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 
Wegen Vergebung der Pflaſtererarbeiten für die Nenpflaſte⸗ 


rung der Neugaſſe im XIX. Bezirke von Or.⸗Nr. 33 bis zur 


Kreindlgaſſe im veranſchlagten Koftenbetrage von 1791 fl. 64 kr. 
und 50 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Wien am 17. October d. I., prücife um 10 Uhr 
vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im 
Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offert- 
verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſenen Vorſchriften 
im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amts— 
ſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinftimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verspätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. | 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 6. October 1892. 2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 127798 
Ref.⸗Nr. 1879 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Der Gemeinderath hat die Herſtellung einer proviſoriſchen 
Holzbrücke über den Donaucanal im II. Bezirke als Erſatz für 
die zum Umbane gelangende Franzenskettenbrücke genehmigt. 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Sn — Nr. 80, 11. u 1892, 


2465 


PKP EK 


Der Bau dieſer Brücke ſoll entweder nach dem vom Stadt: 
bauamte ausgearbeiteten Projecte oder aber nach einem von dem 
Unternehmer verfaſsten Projecte mit veränderter Conſtructionsart 
erfolgen, welches Project jedoch den allgemeinen und ſtrompoli⸗ 
zeilichen Vorſchriften Rechnung zu tragen hat. 

Wegen Vergebung der zur Herſtellung dieſer Brücke, u. zw. 
entweder nach dem Projecte des Stadtbauamtes oder den von dem 
Unternehmer beigebrachten Projecte erforderlichen Materiallieferungen 
und Arbeiten wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien am 31. October d. J., präciſe um 10 Uhr 
vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im 
Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche 
Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne und die dem Projecte 
beigeſchloſſene allgemeine und beſoudere Vorſchrift, ſowie die rech— 
neriſche Beſtimmung über die Conſtructionstheile im Stadtbauamte 
ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Das Offert iſt mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, ver⸗ 
ſiegelt zu überreichen und iſt demſelben das vorgeſchriebene Vadium 
anzuſchließen, oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Com⸗ 
miſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den fämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 29. September 1892. 3—3 


Ad Prot.⸗Nr. 178890 
Ref.⸗Nr. 2720 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſterungsarbeiten für die Pflaſte⸗ 
rung der Hernalſer Hauptſtraße in der Strecke von der Hebra⸗ 
gaſſe bis zur Gürtelſtraße im XVII. Bezirke im veranſchlagten 


Koſtenbetrage von 1871 fl. 24 kr. und 300 fl. Pauſchale, zuſammen 


daher von 2171 fl. 24 kr. wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs⸗ 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 18. October d. J., prücife 
um 10 Uhr vormittags, im Burean des Herrn Magiſtratsrathes 
Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 1 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert ver— 
ſiegelt zu überreichen. 
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Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Haupteaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 10. October 1892. 1—2 


Ad Prot.⸗Nr. 23932 
Ref.⸗Nr. 283 ex 1892. V. 


Kundmuchung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Arbeiten und Lieferungen (mit Aus⸗ 
nahme der Steinlieferung) für die Herſtellung einer Brücke über 
den Halterbach in Hütteldorf im XIII. Bezirke im Zuge der 
Dornbacherſtraße im verauſchlagten Geſammtkoſtenbetrage von 
6529 fl. 62 kr. und 300 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 21. October d. J., 
präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtrats⸗ 
rathes Siegl, im Rathhanſe (4. Stiege, Mezzanin), eine 
öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Das Offert iſt, mit einer 50 kr.-Stempelmarke verſehen, 
verſiegelt zu überreichen und iſt demſelben das vorgeſchriebene 
Vadium anzuſchließen, oder aber die Beſtätigung über den bei der 
ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der Offertver— 
handlungs⸗Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 7. October 1892. 1—3 


Ad Prot.⸗Nr. 278565 
Ref.⸗Nr. 2043 ex 1892. V. 


= 
Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 
Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für die 


Umlegung des Währinger Baches im XVIII. Bezirke in die Axe 


der Währinger Hauptſtraße in der Strecke von der Türkenſchanz⸗ 
ſtraße bis zum Hauſe Nr. 60 im veranſchlagten Koſtenbetrage 
von 20.804 fl. 85 kr. und 3000 fl. Pauſchale, ferner der aus 
dieſem Anlaſſe erforderlichen Lieferung der hydrauliſchen Binde— 
mittel im Koſtenbetrage von 5092 fl. 82 kr., der Lieferung der 
erforderlichen Klinkerziegel im Koſtenbetrage von 1482 fl. 66 kr. 
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und der Pflaſterungsarbeiten im Koſtenbetrage von 1379 fl. wird 
vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
am 17. October d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau 
des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, den Koſtenanſchlag 
und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte 
ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinftimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe diefes 
Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 
überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 3. October 1892. 3—3 


Ad Prot.⸗Nr. 176199 
Ref.⸗Nr. 2675 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung 1. der Steinpflaſterungs⸗Arbeiten für die 
Neupflaſterung der Ehrenfelsgaſſe im XII. Bezirk von der Schön⸗ 
brunnerſtraße bis zur Johannesgaſſe im veranſchlagten Koſten⸗ 
betrage von 3870 fl. 66 kr., eventuell von 3797 fl. 51 kr.; 
2. der Arbeiten und Lieferungen für die Herſtellung eines Holz⸗ 


ſtöckel⸗ oder Asphaltpflaſters in dieſer Gaſſe in der Strecke von 


Or.⸗Nr. 14 bis zur Nymphengaſſe im veranſchlagten Koſtenbetrage 
von 6803 fl. 50 kr., beziehungsweiſe von 7557 fl. 10 kr., wird 
vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
am 17. October d. J., präciſe um 11 Uhr vormittags, im Bureau 
des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, das Ausmaß, die 
Koſtenanſchläge und die dem Projecte beigeſchloſſenen Vorſchriften im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
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und, mit einer 50 kr⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 


erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 


übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 7. October 1892. 1—2 


Prot.⸗Nr. 772410 
Ref.⸗Nr. 961 ex 1892. IV. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Baumeiſterarbeiten, der Cementkalk⸗ 
Lieferung, der Stuccatorer⸗, Steinmetz⸗, Zimmermanns ⸗, Spengler ⸗, 
Schieferdecker⸗, Bautiſchler⸗, Schloſſer⸗, Anſtreicher⸗, Glaſer⸗, 
Hafner⸗, Asphaltierer⸗, Zimmermaler⸗ und Bildhanerarbeiten und 
der Lieferung von Holzjalonſien, Traverſen und Thonwaren für 
den Bau eines nenen Amtshauſes im XIX. Bezirke Ober⸗Döbling, 
Thereſiengaſſe 10 und 12, wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs⸗ 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am Dienstag, den 18. d. M., 
präciſe um 10 Uhr vormittags, im Zeichenſaale des Stadtbau⸗ 
amtes im neuen Nathhanfe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, die Koſtenanſchläge 


und die dem Projecte beigeſchloſſenen allgemeinen und ſpeciellen 


Bedingniſſe im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhn⸗ 
lichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be⸗ 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 2. October 1892. 3—3 


6.8. 109256 


Kundmachung. 


(Offertverhandlung.) 


Wegen Sicherſtellung der Lieferung der im Jahre 1893, 
eventuell in den Jahren 1893 bis incluſive 1895, erforderlichen 
Material⸗Artikel für die Wiener ſtädtiſchen Verſorgungs-⸗Anſtalten 
und Armenhäuſer, für die ſtädtiſchen Waiſenhäuſer, für das ſtädtiſche 
Asyl⸗ und Werkhaus und für das ſtädtiſche Materialdepot findet 
am Mittwoch den 19. October 1892, um 10 Uhr vormittags, 
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in der Volkshalle im Wiener neuen Rathhauſe eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung ſtatt. 

Das muthmaßliche Erfordernis der bei dieſer Offertverhand— 
lung ſicherzuſtellenden Artikel wurde mit nachſtehenden Quantitäten 
ermittelt: 

Erfordernis pro 1893, eventuell 1893 bis 1895: 


J. Garne. 
Hanfgannunnn een. 180 kg 500 kg 
II. Schafwollgeſpinſt 
Schafwollgeſpinſ ! 650 kg 1.900 kg 
Kotzen à 1˙20 m breit und 170 m 
ggg a 100 Stück 300 Stück 
Hallinadecken a 1˙10 m breit und 
190 m lang 50 „ 150 „ 
III. Leder. 
Terzenl eder 2.300 kg 6.800 kg 
Kalbfelle 1.100 Stück 3.250 Stück 
Roſshaar und Bettfedern. 
Roſshaausu 900 kg 2.200 kg 
Beltfe dern 250 „ 250 „ 
V. Kappen. 
Männer kappen 900 Stück 2.600 Stück 
Wächter kappen 50 „ 160 „ 
Portier kappen 8 6 „ 
Knaben kappen 20 „ 60 „ 
VI. Kerzen und Seife. 
Unſchlittkerzenn . 1.600 kg 4.500 kg 
Stearinker zen 1.280 „ 3.800 „ 
Sf. ee 5.800 „ 17.300 „ 
VII. Wachs waren. 
Wachs kerzen 132 kg 450 kg 
Wachskränzz:t e DI; 160 „ 
Windlichter 300 „ 900 „ 
Pechfackeln mit Wachsüberzug 300 Stück 900 Stück 
1 (ordi näre 400 „ 1.200 „ 
VIII. Zwirne 
Weißer Strickzw irn: 450 kg 1.350 kg 
Weißer Nähzwiiin 70 „ 210 „ 
Feinſter ſchwarzer Nähzwirn . 10 „ 40 „ 
Gefärbter Nähzwirrnn 50 „ 140 „ 
Ungebleichter Nähzwirn 60 „ 200 „ 
IX. Bandeln 
Weiße BandellllmAmlsmn 8.000 m 25.500 m 
Blaue Band ern. 6.500 „ 19.500 „ 
Ungebleichte Banden 6.200 „ 15.000 „ 
X. Knöpfe und Hafteln. 
Große metallene Uniformknöpfe 60 Dutz. 200 Dutz. 
Kleine 1 N 10 „ 30 „ 
Große Horn knöpfe 800 „ 2.500 „ 
Kleine „ 2.500 „ 7.500 „ 
Hemdknöpfff fe 800 „ 2.500 „ 
Gatienknöpftte 330 1.000 „ 
ẽñÿE— A 2 BE. a de 2.000 Paar 6.000 Paar 
XI. Kämme. 
Ausrittkämmnm eme 350 Stück 1.100 Stück 
Staubkäamne 550 „ 1.300 „ 
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XII. Kautſchuk⸗Einlagen. 


Schwarze doppeltgummierte Einlagen 350 m 1.100 m 
XIII. Sonſtige Waren. 
Reibſan zzz 400 hl 1.200 hl 
Siigepfän e 600 „ 1.800 „ 
Stärke (Weizenſtärke ordinäre, zu 
Papparbeiteꝛ n 8.000 kg 24.000 kg 
DI ee a ce 4.200 „ 12.600 „ 


Die Vorſchrift für die Übertragung und Ausführung der 
Lieferung dieſer Artikel kann ſowohl im Armendepartement des 
Wiener Magiſtrates, als auch in der Verwaltungskanzlei der Ver- 
ſorgungsanſtalt am Alſerbache, IX., Spitalgaſſe 23, eingeſehen 
werden, in welch letzterem Amtslocale allfällige weitere Auskünfte 
ertheilt und auch die Muſter, nach welcher in den Jahren 1890 
bis 1892 geliefert wurde, bis zum Offertverhandlungstage zur 
Beſichtigung bereitgehalten werden. 

Die Offerte müſſen unter Benützung eines Exemplares der 
bei der Verwaltung der ſtädtiſchen Verſorgungsanſtalt, IX., Spital⸗ 
gaſſe 23, um deu Preis von 10 kr. erhältlichen Vorſchrift ans: 
gefertigt und mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke per Bogen ver⸗ 
ſehen ſein. | 

Die Offerte find unter Convert, auf deſſen Außenſeite die 
offerierten Artikel anzuführen ſind, verſiegelt der Offertverhandlungs⸗ 
Commiſſion zu überreichen und iſt denſelben das im § 6 der 
Vorſchrift feſtgeſetzte Vadium in der Höhe von fünf Percent der 
für die offerierten Artikel nach dem wahrſcheinlichen Bedarfs⸗ 
quautum und den angeforderten Eiuheitspreiſen ſich ergebenden 
Summe beizuſchließen. | 

Die Offerte müſſen genau die Angabe enthalten, welcher Preis 
für die offerierten Artikel für das Jahr 1893 allein und welcher 
Preis für den Fall verlangt wird, wenn der Offerent die Lieferung 
für die ganze dreijährige Periode 1893 bis 1895 erhält. 

Die Einheitspreiſe eines Artikels ſind in Ziffern und Buch⸗ 
ſtaben anzuſetzen und in der Regel nur auf Gulden und ganze 
Kreuzer zu berechnen; von Bruchtheilen eines Kreuzers wird nur 
der Anſatz „½ Kreuzer oder / Kreuzer“ berückſichtigt. 

Das Vadium iſt in Barem oder in zum Cautionserlage 
geeigneten Wertpapieren zu erlegen und ſind Berufungen auf 
Forderungen an die Gemeinde Wien, ſowie auf bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa erliegende Cautionen, welche noch nicht frei ſind, unzuläſſig. 

Von den Artikeln: Hanfgarne, Schafwollgeſpinſt, Zwirn 
und Bandeln iſt ein Muſter mit 50 dg, von Roſshaar ein ſolches 
mit 1 kg vorzulegen. 

Der Offerent für Kappen hat von jeder der ausgeſchriebenen 
Sorten ein Muſter beizubringen. 

Die vorzulegenden Muſter müſſen mit dem Namen des 
Offerenten, der Bezeichnung des bemuſterten Artikels und mit der 
Angabe des Preiſes verſehen ſein. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete oder nicht gehörig belegte Offerte wird keine 
Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 


die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten iſt dem 


Wiener Stadtrathe vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, den 19. September 1892. 3—3 
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XVI. 
Kundmachung, 


betreffend die Meldung der zum Erſcheinen bei der 
Hauptſtellung im Jahre 1893 berufenen Stellungs⸗ 
pflichtigen aus den beiden Staatsgebieten der öſterr.⸗ 
ung. Monarchie, ſowie die Einbringung der Anſuchen 
um Abſtellung im Aufenthaltsbezirke oder um eine 
der Begünſtigungen in der Erfüllung der Dienſtpflicht. 


Nach § 35 des Wehrgeſetzes vom 11. April 1889 hat ſich 
jeder Stellungspflichtige der zur nächſten Stellung berufenen Alters⸗ 
elaſſen im Monate November des vorangehenden Jahres bei dem 
Gemeindevorſtande feines Heimats- oder ſtändigen Aufenthaltsortes 
zur Verzeichnung ſchriftlich oder mündlich zu melden. | 

Wer dieſe Meldung, ohne hievon durch ein für ihn unüber— 
windliches Hindernis abgehalten worden zu fein, unterläſst, verfällt 
einer Geldſtrafe von 5 bis zu 100 Gulden. 

Demgemäß werden die in den Jahren 1872, 1871 und 1870 
geborenen, in den Bezirken J bis incluſive XIX wohnenden, ein: 
heimiſchen und fremden Stellungspflichtigen aufgefordert, ſich vom 
1. bis 30. November l. J. an den Wochentagen während der 
gewöhnlichen Amtsstunden von 8 Uhr früh bis 2 Uhr nachmittags 
bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte ihres ſtändigen Wohnortes zu 
melden und ihre Tauf- oder Geburtsſcheine, Heimatsſcheine, Päſſe 
oder Legitimationskarten, Arbeitsbücher ꝛc. nebſt dem polizeilichen 
Meldzettel mitzubringen. Bu 

Es haben ſich ſonach zu melden, die Stellungspflichtigen, 
welche wohnen im Bezirke: 


Innere Stadt, mn | 
Joſeſſtadt, im Conſcriptionsamte des Magiſtrates, J. Bezirk, 
Alſergrund, Rathhausſtraße Nr. 12, ebener Erde, links: 
Leopoldſtadt, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, II. Bezirk, 
N Kleine Sperlgaſſe Nr. 10; n 

Landſtraße, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, III. Bezirk, 


Gemeindeplatz Nr. 3; 
Wieden, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, 
Margarethen, Schäfergaſſe Nr. 3; 


V. Bezirk, 


Mariahilf, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, VII. Bezirk, 

Neuban, Neubaugaſſe Nr. 25; 

Favoriten, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, X. Bezirk, 
Simmeringerſtraße Nr. 130; 

Simmering, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XI. Bezirk, 
Simmering, Hauptſtraße Nr. 82 

Meidling, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XII. Bezirk, 
Unter⸗Meidling, Hauptſtraße Nr. 4; 

Hietzing, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XIII. Bezirk, 
Hietzing, Neugaſſe Nr. 12; 

Rudolfsheim, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XV. Bezirk, 

Fünfhaus, Fünfhaus, Friedrichsplatz Nr. 1 und 3; 

Ottakring, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XVI. Bezirk, 
Ottakring, Abelegaſſe Nr. 25; 

Hernals, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XVII. Bezirk, 


Hernals, Elterleinplatz Nr. 2; f 
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Währing, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XVIII. Bezirk, 
Währing, Martinsſtraße Nr. 100; 
Döbling, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XIX. Bezirk, 


Ober⸗Döbling, Hauptſtraße Nr. 58. 

Für Stellungspflichtige, welche hierorts ihren ſtändigen Auf- 
enthalt haben, jedoch im Monate November zeitlich abweſend 
und hiedurch oder durch Krankheit verhindert ſind, ſich mündlich 
oder ſchriftlich zu melden, kann die Meldung durch deren Eltern, 
Vormünder oder ſonſt Bevollmächtigte geſchehen. 

Die ſich hierorts meldenden fremden Stellungspflichtigen ſind 
zwar zur Erfüllung der Stellungspflicht in ihrem zuſtändigen 
Stellungsbezirke verpflichtet, jedoch kann nach § 27 der Wehrvor— 
ſchriften, I. Theil, 

a) den in einem anderen Bezirke Anſäſſigen oder im öffentlichen 

Dienſte Angeſtellten, | 

p) den zum Zwecke von Arbeit oder Erwerb dauernd abweſenden 
oder außerhalb des zuſtändigen Stellungsbezirkes in einer 
bleibenden Dienſtſtellung befindlichen Stellungspflichtigen, 
welche glaubwürdig nachweiſen, dass fie die Koſten der Reiſe 
in den Heimatsbezirk infolge der großen Entfernung aus 
eigenen Mitteln nicht beſtreiten können, 

c) den ordentlich und öffentlich Studierenden 

die Bewilligung zur Abſtellung im Aufenthaltsbezirke (Wien) von 
der politiſchen Bezirksbehörde ihrer Heimatsgemeinde ertheilt 
werden. 

Die ſich hier aufhaltenden fremden Stellungspflichtigen, welche 
das Anſuchen um Vorführung vor die Stellungs⸗Commiſſion in 
Wien anbringen wollen, haben dieſes bei der vorerwähnten 
Anmeldung ausdrücklich anzugeben. 

Geſuche um Bewilligung zur Abſtellung im Aufenthaltsbezirke, 
welche nach Ablauf der Anmeldungsfriſt (d. i. nach dem 30. No- 
vember) eingebracht werden, find nach § 27 der Wehrvorſchriften, 
I. Theil, abzuweiſen; nur wenn nachgewieſen wird, daſs die das 
Anſuchen begründenden Verhältniſſe erſt nach dieſem Zeitpunkte 
eingetreten ſind, kann die Bewilligung nachträglich ertheilt werden. 

Jene Stellungspflichtigen, welche als Candidaten des geiſt— 
lichen Standes, als Lehrer, Unterlehrer und Lehramtszöglinge, als 
Beſitzer ererbter Landwirtſchaften oder als Familienerhalter Anſpruch 
auf eine der in den §§ 31, 32, 33 und 34 des Wehrgeſetzes 
bezeichneten Begünſtigungen in der Erfüllung der Dienſtpflicht 
erheben, haben ihre gehörig documentierten Geſuche in den Monaten 
Jänner und Febrnar 1893 bei der politiſchen Bezirks behörde der 
Heimatsgemeinde, ſpäteſtens aber am Tage der Hauptſtellung bei 
der Stellungs⸗Commiſſion des Heimatsbezirkes einzubringen. 

Nur jene fremden Stellungspflichtigen, welche um die hier: 
ortige Abſtellung anſuchen, können etwaige Anſprüche auf eine der 
in den vorangeführten Paragraphen bezeichneten Begünſtigungen 
gleichzeitig bei der Meldung im Monate November 1892 geltend 
machen und nachweiſen. 

Wehrpflichtige, welche die Zuerkennung der Begünſtigung des 
einjährigen Präſenzdienſtes bei der Stellung im Jahre 1893 
anſtreben, haben ihr vollkommen documentiertes Geſuch entweder 
bis Ende Februar 1893 bei der Bezirksbehörde der Heimats⸗ 
gemeinde oder gelegentlich ihrer Vorführung zur Hauptſtellung im 
zuſtändigen Bezirke, und zwar noch vor ihrer ärztlichen Unter— 
ſuchung, bei der Stellungs⸗Commiſſion einzubringen. 

Stellungspflichtige, welche als „offenkundig untanglich“ vom 
perſönlichen Erſcheinen vor der Stellungs⸗Commiſſiön enthoben 
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werden wollen, haben ihre mündlichen oder ſchriftlichen Anſuchen 
während der Anmeldungsfriſt (November 1892) bei dem magiſtra⸗ 
fiſchen Bezirksamte ihres ſtändigen Wohnortes einzubringen. 

Dieſe Anſuchen find nicht ſtempelpflichtig. Ebenſo kommt den 
Anſuchen um eine Begünſtigung in der Erfüllung der, Dienftpflicht 
oder um Zuerkennung der Begünſtigung des einjährigen Präſenz⸗ 
dienſtes die Stempelfreiheit zu, während die Geſuche um Abſtellung 
im Aufenthaltsbezirke der Stempelpflicht unterliegen. 

Die Nichtbeachtung der Aumeldepflicht, ſowie überhaupt der 
aus dem Wehrgeſetze entſpringenden Pflichten kaun durch Unkenntnis 
dieſer Kundmachung oder der aus dem Wehrgeſetze hervorgehenden 
Obliegenheiten nicht eutſchuldigt werden. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ und Reſidenzſtadt 

im übertragenen Wirkungskreiſe. 


Wien, am 1. October 1892. 
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XI. 
Kundmachung. 


Armenſtittung für Gewerbslente, 


Bon dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekannt gemacht, dafs im Monate Jänner 1893 
die halbjährigen Intereſſen der Baron Moriz Wodianer'ſchen 
Stiftung im Betrage von 924 fl. zur Vertheilung gelangen werden. 

Anſpruch auf eine Unterſtützung aus dieſer Stiftung haben 
ohne ihr Verſchulden verarmte Gewerbs- und Handelsleute ohne 
Rückſicht auf die Confeſſion und Heimatsberechtigung; dieſelben 
müſſen jedoch in Wien wohnhaft fein. Diejenigen, welche für eine 
Familie zu forgen, haben oder nicht kinderloſe Witwen, die ein 
Gewerbe betreiben, haben unter gleichen Verhältniſſen den Vorzug. 


Bewerber um obige Stiftung haben ihren Geſuchen den Tauf,⸗, 
reſpective Geburtsſchein, den Trauungsſchein und die Tauf-, reſpec⸗ 
tive Geburtszettel der Kinder, ferner den Gewerbeſchein oder das 
Conceſſionsdecret, den Erwerbſteuerſchein und ein legales Mittel— 
loſigkeitszeugnis, Witwen aber noch außerdem den Todtenſchein des 
Gatten beizulegen. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche ſind längſtens bis 
31. October 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magi⸗ 
ſtrates zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückſicht genommen werden. 

Vont Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 24. September 1892. 2—3 
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Fundmuchung. 


(Armeuſtiftung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit auf Grund des Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 
26. April 1882, Z. 2185, bekanntgemacht, dafs anfangs Jänner 1895 


die zur Unterſtützung von Wiener Bürgern beſtimmten 1 der 


Sebaſtian Neydhart'ſchen Stiftung im Betrage von 2200 f. 6. 
zur Vertheilung gelangen werden. 
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Anſpruch auf eine Unterſtützung aus dieſer Stiftung haben 
nur Wiener Bürger und es ſind daher von den Bewerbern um 
eine derartige Unterſtützung vor allem das ihr Bürgerrecht in Wien 
nachweiſende Document, ſodann aber auch ein legales Armuts⸗ 
zeugnis und ihre ſonſtigen Documente anzuſchließen. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche ſind längſtens bis 
30. October 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magiſtrates 
zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückſicht genommen werden. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 27. September 1892. 3—3 


8. 177125 
XI. 


Kundmachung. 


(Armenſtiftung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekanntgemacht, daſs die Vertheilung der 
Intereſſen der Joſef Stündl'ſchen Stiftung aus dem Jahre 1892 
im Betrage von 650 fl. im Monate Jänner 1893 in Theilbeträgen 
von je 50 fl. an 13 unverſchuldet in Armut gerathene Wiener 
Gewerbsleute ſtattfinden wird. 

Die Vertheilung ſteht dem Herrn Bürgermeiſter der Stadt 
Wien zu. 

Geſuche um eine Unterſtützung aus dieſer Stiftung müſſen 
mit dem Gewerbeſcheine oder dem Conceſſionsdecrete, dem Erwerb— 
ſteuerſcheine, einem legalen Mittelloſigkeitszeugniſſe, dann mit dem 
Tauf⸗ und dem Heimatſcheine des Bittſtellers belegt ſein. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche ſind längſtens bis 
5. November 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magiſtrates 
zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückſicht genommen werden. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 28. September 1892. 3—3 
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